
Allgemeine Geschäftsbedingungen  

und besondere Bedingungen 
Gültig ab 09.07.2012



2

Inhalt 
 
Allgemeine Geschäftsbedingungen 
 
 
 

Inhaltsverzeichnis nebst Hinweis auf die  
Schlichtungsstelle und die Europäische  
Online-Streitbeilegungsplattform 
 
Allgemeines 3 
 
Nr. 1 Grundlagen der Geschäftsbeziehung 
Nr. 2 Änderungen 
Nr. 3 Bankauskünfte 
Nr. 4 Vertretungs- und Verfügungsbefugnisse 
Nr. 5 Legitimationsurkunden 
Nr. 6 Rechtswahl, Gerichtsstand, Erfüllungsort 
 
 
Kontokorrentkonten und andere Geschäfte  4 
 
Nr. 7 Kontokorrent, Rechnungsabschluss 
Nr. 8 Korrektur fehlerhafter Gutschriften 
Nr. 9 Gutschriften und Einlösung von Einzugspapieren 
Nr. 10 Auftragsbestätigung vor Ausführung 
Nr. 11 Aufrechnung durch den Kunden 
Nr. 12 Konten in ausländischer Währung 
Nr. 13 Leistungsbefreiung bei Geschäften in ausländischer Währung 
Nr. 14 Geldeingang in ausländischer Währung 
Nr. 15 Wechselkurs 
Nr. 16 Einlagengeschäft 
 
 
Entgelte und Aufwendungen  4 
 
Nr. 17 Zinsen und Entgelte 
Nr. 18 Ersatz von Aufwendungen 
 
 
Pflichten und Haftung von Sparkasse und Kunde  5 
 
Nr. 19 Haftung der Sparkasse 
Nr. 20 Mitwirkungs- und Sorgfaltspflichten des Kunden 
 
 
AGB-Pfandrecht, Nachsicherung,  
Sicherheitenfreigabe  5 
 
Nr. 21 Pfandrecht, Sicherungsabtretung 
Nr. 22 Nachsicherung und Freigabe 
 
 
Einzugspapiere  6 
 
Nr. 23 Inkasso im Einzugsgeschäft 
Nr. 24 Vorlegungsfrist, Eilmittel 
Nr. 25 Sicherungsrechte im Einzugsgeschäft 
 
 
Auflösung der Geschäftsbeziehung  6 
 
Nr. 26 Kündigungsrecht 
Nr. 27 Weitergeltung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
Nr. 28 Schutz der Einlagen durch Institutssicherung 
 
 

Besondere Bedingungen 

 

Bedingungen für den Überweisungsverkehr  8 
 
Bedingungen für Echtzeitüberweisungen 12 
 
Bedingungen für den Scheckverkehr 13 
 
Bedingungen für Zahlungen mittels Lastschrift  
im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren 13 
 
Bedingungen für die Sparkassen-Card (Debitkarte)  15 
 
Bedingungen für die digitale Sparkassen-Card  
(Debitkarte) mit individualisierten  
Authentifizierungsverfahren  21 
 
Bedingungen für die Mastercard/Visa Card 
(Kreditkarte)  23 
 
Bedingungen für die digitale Mastercard/Visa Card 
(Kreditkarte) mit individualisierten  
Authentifizierungsverfahren  27 
 
Bedingungen für die Kommunikation  
mit der 1822direkt  29 
 
Bedingungen für das Online-Banking  31 
 
Bedingungen für das Telefon-Banking  33 
 
Bedingungen für die Nutzung der Postbox  35 
 
Bedingungen für Gemeinschaftskonten  35 
 
Bedingungen für Wertpapiergeschäfte  36 
 
Bedingungen für den außerbörslichen  
Wertpapierhandel mittels elektronischer Medien  38 
 
Bedingungen für Wertpapier-Sparpläne  39



3

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
Grundlagen der Geschäftsbeziehung zwischen Kunde und Sparkasse 

Fassung Januar 2024 
 
Allgemeines 
 
1. Grundlagen der Geschäftsbeziehung 
(1) Geschäftsbeziehung als Vertrauensverhältnis 

Die Geschäftsbeziehung zwischen dem Kunden und der Sparkasse  
ist durch die Besonderheiten des Bankgeschäfts und ein besonderes 
Vertrauensverhältnis geprägt. Der Kunde kann sich darauf verlassen, 
dass die Sparkasse seine Aufträge mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns ausführt und das Bankgeheimnis wahrt. 

 
(2) Allgemeine und besondere Geschäftsbedingungen 

Für die Geschäftsbeziehung gelten ergänzend zu den einzelvertragli-
chen Vereinbarungen diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB). 
Für einzelne Geschäftszweige gelten ergänzend oder abweichend 
besondere Bedingungen, z. B. für die Bereiche des Zahlungsverkehrs, 
des Sparverkehrs und der Wertpapiergeschäfte; diese werden beim 
Vertragsabschluss (etwa bei der Kontoeröffnung) oder bei der Erteilung 
von Aufträgen mit dem Kunden vereinbart. 

 
2. Änderungen  
(1) Änderungsangebot  

Änderungen dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen und der  
besonderen Bedingungen werden dem Kunden spätestens zwei  
Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens  
in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Sparkasse im Rahmen  
der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg  
vereinbart (z. B. die Elektronische Postbox), können die Änderungen 
auch auf diesem Wege angeboten werden.  

 
(2) Annahme durch den Kunden  

Die von der Sparkasse angebotenen Änderungen werden nur wirksam, 
wenn der Kunde diese annimmt, gegebenenfalls im Wege der nachfol-
gend geregelten Zustimmungsfiktion.  

 
(3) Annahme durch den Kunden im Wege der Zustimmungsfiktion  

Das Schweigen des Kunden gilt nur dann als Annahme des Ände-
rungsangebotes (Zustimmungsfiktion), wenn  

a) das Änderungsangebot der Sparkasse erfolgt, um die Übereinstim-
mung der vertraglichen Bestimmungen mit einer veränderten Rechts-
lage wiederherzustellen, weil eine Bestimmung der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen oder der besonderen Bedingungen  

– aufgrund einer Änderung von Gesetzen, einschließlich unmittelbar  
geltender Rechtsvorschriften der Europäischen Union, nicht mehr der 
Rechtslage entspricht oder  

– durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, auch durch ein 
Gericht erster Instanz, unwirksam wird oder nicht mehr verwendet wer-
den darf oder  

– aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für die Sparkasse zustän-
digen nationalen oder internationalen Behörde (z. B. der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Europäischen Zentralbank) 
nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen der Sparkasse 
in Einklang zu bringen ist  

und  
b) der Kunde das Änderungsangebot der Sparkasse nicht vor dem vor-

geschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen abge-
lehnt hat. Die Sparkasse wird den Kunden im Änderungsangebot auf 
die Folgen seines Schweigens hinweisen.  

 
(4) Ausschluss der Zustimmungsfiktion  
Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung  
– bei Änderungen der Nummern 2 und 17 Abs. 6 der Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen und der entsprechenden Regelungen in den 
besonderen Bedingungen oder  

– bei Änderungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrages und  
die Entgelte für Hauptleistungen betreffen, oder  

– bei Änderungen von Entgelten, die auf eine über das vereinbarte Ent-
gelt für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers 
gerichtet sind, oder  

– bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertrages gleichkom-
men, oder  

– bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Verhältnis von Leistung 
und Gegenleistung erheblich zugunsten der Sparkasse verschieben 
würden.  

In diesen Fällen wird die Sparkasse die Zustimmung des Kunden zu den 
Änderungen auf andere Weise einholen.  
 
(5) Kündigungsrecht des Kunden bei der Zustimmungsfiktion  

Macht die Sparkasse von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, kann der 
Kunde den von der Änderung betroffenen Vertrag vor dem vorgeschla-
genen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos 
und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird die Spar-
kasse den Kunden in ihrem Änderungsangebot besonders hinweisen. 

 

3. Bankauskünfte 
(1) Inhalt von Bankauskünften 

Bankauskünfte sind allgemein gehaltene Feststellungen und Bemer-
kungen über die wirtschaftlichen Verhältnisse von Kunden, deren  
Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähigkeit. Betragsmäßige Angaben  
über Kontostände, Sparguthaben, Depot- oder sonstige der Sparkasse 
anvertraute Vermögenswerte sowie Kreditinanspruchnahmen werden 
nicht gemacht. 

 
(2) Voraussetzungen für die Auskunftserteilung 

Die Sparkasse darf Bankauskünfte über juristische Personen und im 
Handelsregister eingetragene Kaufleute erteilen, sofern sich die Anfra-
ge auf deren geschäftliche Tätigkeit bezieht und der Sparkasse keine 
anders lautende Weisung des Kunden vorliegt. In allen anderen Fällen 
darf die Sparkasse Bankauskünfte nur erteilen, wenn der Kunde dem 
allgemein oder im Einzelfall ausdrücklich zugestimmt hat. Bankaus-
künfte erhalten nur eigene Kunden sowie andere Kreditinstitute für 
deren eigene Zwecke und die ihrer Kunden; sie werden nur erteilt, 
wenn der Anfragende ein berechtigtes Interesse an der gewünschten 
Auskunft glaubhaft darlegt. 

 
(3) Schriftliche Bestätigung 

Bei mündlichen Auskünften über Kreditwürdigkeit und Zahlungsfähig-
keit behält sich die Sparkasse eine unverzügliche schriftliche Bestäti-
gung vor, deren Inhalt von diesem Zeitpunkt an maßgeblich ist. 

 
4. Vertretungs- und Verfügungsbefugnisse 
(1) Bekanntgabe 

Der Sparkasse bekannt gegebene Vertretungs- oder Verfügungsbe-
fugnisse gelten, bis ihr eine Mitteilung über das Erlöschen oder eine 
Änderung zugeht, es sei denn, diese Umstände sind der Sparkasse 
bekannt oder infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt. Dies gilt auch, wenn 
die Befugnisse in einem öffentlichen Register eingetragen sind und 
eine Änderung veröffentlicht ist. 

 
(2) Mangel in der Geschäftsfähigkeit des Vertreters 

Der Kunde trägt den Schaden, der daraus entstehen sollte, dass die 
Sparkasse von einem eintretenden Mangel in der Geschäftsfähigkeit 
seines Vertreters unverschuldet keine Kenntnis erlangt. 

 
5. Legitimationsurkunden 
(1) Erbnachweis 

Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegenüber der 
Sparkasse auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der Sparkasse 
seine erbrechtliche Berechtigung nachzuweisen. 

 
(2) Leistungsbefugnis der Sparkasse 

Werden der Sparkasse eine Ausfertigung oder eine beglaubigte 
Abschrift der letztwilligen Verfügung (Testament, Erbvertrag) sowie der 
Niederschrift über die zugehörige Eröffnungsverhandlung vorgelegt, 
darf die Sparkasse denjenigen, der darin als Erbe oder Testamentsvoll-
strecker bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen, ihn verfügen lassen 
und insbesondere mit befreiender Wirkung an ihn leisten. Dies gilt 
nicht, wenn der Sparkasse die Unrichtigkeit oder Unwirksamkeit dieser 
Urkunden bekannt oder infolge Fahrlässigkeit nicht bekannt geworden 
ist. 

 
(3) Sonstige ausländische Urkunden 

Werden der Sparkasse ausländische Urkunden als Ausweis der Person 
oder zum Nachweis einer Berechtigung vorgelegt, so wird sie prüfen, 
ob die Urkunden zum Nachweis geeignet sind. Sie haftet jedoch für 
deren Eignung, Wirksamkeit und Vollständigkeit sowie für deren richti-
ge Übersetzung und Auslegung nur bei Fahrlässigkeit oder wenn die 
Urkunde insgesamt gefälscht ist. Im vorstehenden Rahmen kann die 
Sparkasse die in den Urkunden als Berechtigte bezeichneten Personen 
als berechtigt ansehen, insbesondere sie verfügen lassen und mit 
befreiender Wirkung an sie leisten. 

 
6. Rechtswahl, Gerichtsstand, Erfüllungsort 
(1) Deutsches Recht 

Auf die Geschäftsbeziehung findet deutsches Recht Anwendung, 
sofern dem nicht zwingende gesetzliche Regelungen entgegenstehen. 

 
(2) Erfüllungsort 

Erfüllungsort für die Sparkasse und den Kunden ist der Sitz der  
Sparkasse. 

 
(3) Gerichtsstand 

Ist der Kunde ein Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, kann die Spar-
kasse an ihrem allgemeinen Gerichtsstand klagen und nur an diesem 
Gerichtsstand verklagt werden. 
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Kontokorrentkonten und andere Geschäfte 
 
7. Kontokorrent, Rechnungsabschluss 
(1) Kontokorrent 

Die Sparkasse führt ein Konto zur Abwicklung des laufenden Geschäfts- 
und Zahlungsverkehrs (Girokonto) als Kontokorrent im Sinne des § 355 
des Handelsgesetzbuches (Konto in laufender Rechnung). 

 
(2) Rechnungsabschluss 

Soweit nichts anderes vereinbart ist, erteilt die Sparkasse jeweils zum 
Ende eines Kalenderquartals einen Rechnungsabschluss. Bei Vorliegen 
eines berechtigten Interesses einer der Vertragsparteien wird der Rech-
nungsabschluss auch zu sonstigen Terminen erteilt. 

 
(3) Einwendungen gegen den Rechnungsabschluss 

Einwendungen gegen Rechnungsabschlüsse müssen der Sparkasse 
zugehen. Unbeschadet der Verpflichtung, Einwendungen gegen Rech-
nungsabschlüsse unverzüglich zu erheben (Nr. 20 Absatz 1 Buchst. g), 
gelten diese als genehmigt, wenn ihnen nicht vor Ablauf von sechs 
Wochen nach Zugang des Rechnungsabschlusses widersprochen wird. 
Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung. Die Spar-
kasse wird den Kunden bei Erteilung des Rechnungsabschlusses auf 
diese Folgen besonders hinweisen. Stellt sich nachträglich die Unrich-
tigkeit heraus, so können sowohl der Kunde als auch die Sparkasse 
eine Richtigstellung aufgrund gesetzlicher Ansprüche verlangen. 

 
8. Korrektur fehlerhafter Gutschriften 
(1) Stornobuchung vor Rechnungsabschluss 

Gutschriften, die ohne einen verpflichtenden Auftrag gebucht werden 
(z. B. wegen Irrtums, Schreibfehlers), darf die Sparkasse bis zum näch-
sten Rechnungsabschluss durch einfache Buchung rückgängig machen 
(Stornobuchung) soweit ihr ein Rückforderungsanspruch gegen den 
Kunden zusteht. 

 
(2) Korrekturbuchung nach Rechnungsabschluss 

Den Rückforderungsanspruch nach Absatz 1 kann die Sparkasse  
auch noch nach Rechnungsabschluss durch Korrekturbuchung geltend 
machen, wenn sie die fehlerhafte Gutschrift nicht mehr rechtzeitig vor 
diesem Zeitpunkt festgestellt hat. Bei Widerspruch des Kunden wird 
die Sparkasse die Korrekturbuchung rückgängig und ihren Anspruch 
anderweitig geltend machen. 

 
(3) Kennzeichnung 

Storno- und Korrekturbuchungen werden im Kontoauszug gekenn-
zeichnet. 

 
9. Gutschriften und Einlösung von Einzugspapieren 
(1) Gutschriften „Eingang vorbehalten“ 

Schreibt die Sparkasse den Gegenwert von Schecks, Lastschriften oder 
anderen Einzugspapieren schon vor ihrer Einlösung gut, so geschieht 
dies unter dem Vorbehalt der Einlösung und des Einganges des 
Gegenwertes (E.v.-Gutschrift). Das gilt auch dann, wenn die Schecks, 
Lastschriften oder anderen Einzugspapiere bei der Sparkasse selbst 
zahlbar sind. Werden Schecks oder Lastschriften nicht eingelöst oder 
geht der Sparkasse der Gegenwert aus einem Einzugspapier nicht zu, 
so macht sie die Gutschrift gemäß Nr. 23 Absatz 2 dieser AGB rück-
gängig, und zwar auch nach einem zwischenzeitlich erfolgten Rech-
nungsabschluss. 

 
(2) Einlösung 

Schecks und andere Einzugspapiere sind erst eingelöst, wenn die  
Belastungsbuchung nicht bis zum Ablauf des übernächsten Bankar-
beitstages1 rückgängig gemacht wird. Sie sind auch eingelöst, wenn 
die Sparkasse ihren Einlösungswillen schon vorher Dritten gegenüber 
erkennbar bekundet hat (z. B. durch Bezahltmeldung). Für Lastschriften 
gelten die Einlösungsregeln in den hierfür vereinbarten besonderen 
Bedingungen. Über die Abrechnungsstelle der Deutschen Bundesbank 
eingezogene Schecks sind eingelöst, wenn sie nach deren Geschäfts-
bedingungen nicht mehr zurückgegeben werden können. Barschecks 
sind mit Zahlung an den Scheckvorleger eingelöst. 

 
10. Auftragsbestätigung vor Ausführung 
Bei telefonischen oder auf anderen technischen Wegen erteilten sowie bei 
nicht unterschriebenen Aufträgen behält sich die Sparkasse die unverzügli-
che Einholung einer Bestätigung vor Auftragsausführung vor. 
 
11. Aufrechnung durch den Kunden 
Ist der Kunde kein Verbraucher, kann er gegen Forderungen der 
Sparkasse nur aufrechnen, wenn seine Forderungen unbestritten oder 
rechtskräftig festgestellt sind. Satz 1 gilt nicht, wenn die Voraussetzungen 
des § 513 BGB (Existenzgründer) vorliegen. Gesetzliche Aufrechnungsver-
bote bleiben unberührt. 
 

12. Konten in ausländischer Währung 
Konten in ausländischer Währung dienen ausschließlich zur bargeldlosen 
Abwicklung von Zahlungen an den Kunden und von Verfügungen des 
 Kunden in ausländischer Währung. 
 
13. Leistungsbefreiung bei Geschäften in ausländischer Währung 
Die Verpflichtung der Sparkasse zur Ausführung einer Verfügung zulasten 
eines Guthabens in ausländischer Währung oder zur Erfüllung einer Ver-
bindlichkeit in ausländischer Währung ist in dem Umfang und solange 
ausgesetzt, wie die Sparkasse in der Währung, auf die das Guthaben oder 
die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch bedingter Maßnahmen oder 
Ereignisse im Lande dieser Währung nicht oder nur eingeschränkt verfü-
gen kann. In dem Umfang und solange diese Maßnahmen oder Ereignisse 
andauern, ist die Sparkasse auch nicht zu einer Erfüllung an einem ande-
ren Ort außerhalb des Landes der Währung, in einer anderen Währung 
(auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von Bargeld verpflichtet.  
Die Verpflichtung der Sparkasse zur Ausführung einer Verfügung zulasten 
eines Guthabens in ausländischer Währung ist dagegen nicht ausgesetzt, 
wenn die Sparkasse diese vollständig im eigenen Haus ausführen kann. 
Das Recht des Kunden und der Sparkasse, fällige gegenseitige Forderun-
gen in derselben Währung miteinander zu verrechnen, bleibt von den vor-
stehenden Regelungen unberührt. 
 
14. Geldeingang in ausländischer Währung 
Geldbeträge in ausländischer Währung darf die Sparkasse mangels aus-
drücklicher gegenteiliger Weisung des Kunden in Euro gutschreiben, 
sofern sie nicht für den Kunden ein Konto in der betreffenden Währung 
führt. 
 
15. Wechselkurs 
Die Bestimmung des Wechselkurses bei Geschäften in ausländischer  
Währung ergibt sich aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis. Bei Zah-
lungsdiensten gilt ergänzend der Zahlungsdiensterahmenvertrag. 
 
16. Einlagengeschäft 
Mangels abweichender Vereinbarungen sind Einlagen ohne Kündigung fäl-
lig (täglich fällige Gelder). Die jeweils gültigen Zinssätze für täglich fällige 
Gelder werden durch Aushang bekannt gemacht. Für die Zinsberechnung 
bei Einlagen wird jeder Monat zu 30 Tagen gerechnet. 
 
Entgelte und Aufwendungen 
 
17. Zinsen und Entgelte 
(1) Zinsen und Entgelte im Geschäftsverkehr mit Verbrauchern 

Die Höhe der Zinsen und Entgelte für die im Geschäftsverkehr mit Ver-
brauchern üblichen Kredite und Leistungen ergibt sich aus dem Preis-
aushang und ergänzend aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis. 
Wenn ein Verbraucher einen dort aufgeführten Kredit oder eine dort 
aufgeführte Leistung in Anspruch nimmt und dabei keine abweichende 
Vereinbarung getroffen wurde, gelten die zu diesem Zeitpunkt im 
Preisaushang oder Preis- und Leistungsverzeichnis angegebenen Zin-
sen und Entgelte. 

 
(2) Zinsen und Entgelte außerhalb des Geschäftsverkehrs  

mit Verbrauchern 
Außerhalb des Geschäftsverkehrs mit Verbrauchern bestimmen sich 
die Zinsen und Entgelte für in Anspruch genommene Kredite und  
Leistungen nach der getroffenen Vereinbarung, ergänzend nach dem 
Preis- und Leistungsverzeichnis in der zum Zeitpunkt der Inanspruch-
nahme geltenden Fassung. 

 
(3) Entgelte für sonstige Leistungen 

Für Leistungen, die nicht Gegenstand einer Vereinbarung oder im 
Preisaushang bzw. im Preis- und Leistungsverzeichnis aufgeführt sind 
und die im Auftrag des Kunden oder in dessen mutmaßlichem Interes-
se erbracht werden und die, nach den Umständen zu urteilen, nur 
gegen eine Vergütung zu erwarten sind, kann die Sparkasse ein nach 
Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen angemessenes Entgelt ver-
langen. 

 
(4) Nicht entgeltpflichtige Tätigkeiten 

Für Tätigkeiten, zu deren Erbringung die Sparkasse bereits gesetzlich 
oder aufgrund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder  
die sie im eigenen Interesse erbringt, wird die Sparkasse kein Entgelt 
berechnen, es sei denn, es ist gesetzlich zulässig und wird nach Maß-
gabe der gesetzlichen Regelungen erhoben. 

 
(5) Änderung von Zinsen, Kündigungsrecht des Kunden bei Erhöhung 

Die Änderung der Zinsen bei Krediten mit einem veränderlichen Zins-
satz erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarungen mit dem 
Kunden. Die Sparkasse wird dem Kunden Änderungen von Zinsen  
mitteilen. Bei einer Erhöhung kann der Kunde, sofern nichts anderes 
vereinbart ist, die davon betroffene Kreditvereinbarung innerhalb von 
sechs Wochen nach der Bekanntgabe der Änderung mit sofortiger 
Wirkung kündigen. Kündigt der Kunde, so werden die erhöhten Zinsen 
für die gekündigte Kreditvereinbarung nicht zugrunde gelegt. Eine Kün-
digung des Kunden gilt als nicht erfolgt, wenn er den geschuldeten 
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Betrag nicht binnen zweier Wochen nach Wirksamwerden der Kündi-
gung zurückzahlt. 

 
(6) Änderung von Entgelten bei typischerweise dauerhaft in Anspruch 

genommenen Leistungen  
Änderungen von Entgelten für Bankleistungen, die von Kunden im  
Rahmen der Geschäftsbeziehung typischerweise dauerhaft in Anspruch 
genommen werden (z. B. Konto- und Depotführung), werden dem  
Kunden spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt 
ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der 
Sparkasse im Rahmen der Geschäftsbeziehung einen elektronischen 
Kommunikationsweg vereinbart (z. B. die Elektronische Postbox),  
können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden.  

Die von der Sparkasse angebotenen Änderungen werden nur wirksam, 
wenn der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung 
eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinausgehende Zah-
lung eines Verbrauchers gerichtet ist, kann die Sparkasse mit dem Ver-
braucher nur ausdrücklich treffen.  
 
(7) Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensverträgen 

Bei Verbraucherdarlehensverträgen richten sich die Zinsen und Entgel-
te nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen sowie ergänzend 
nach den gesetzlichen Vorschriften. 

 
(8) Besonderheiten bei Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern 

Bei Zahlungsdiensteverträgen mit Verbrauchern richten sich die Entgel-
te nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen und besonderen 
Bedingungen. Soweit dort keine Regelung getroffen ist, gelten die 
Absätze 1 und 4 sowie – für die Änderung jeglicher Entgelte bei Zah-
lungsdiensterahmenverträgen (z. B. Girovertrag) – Absatz 6. 

 
18. Ersatz von Aufwendungen 
Der Ersatz von Aufwendungen der Sparkasse richtet sich nach den gesetz-
lichen Vorschriften.  
 
Pflichten und Haftung von Sparkasse und Kunde 
 
19. Haftung der Sparkasse 
(1) Haftung für Verschulden 

Die Sparkasse haftet für eigenes Verschulden sowie das Verschulden 
von Personen, derer sie sich zur Erfüllung ihrer Verpflichtung gegen-
über dem Kunden bedient, soweit sich nicht aus den folgenden Absät-
zen, den besonderen Bedingungen oder aus einzelvertraglichen Rege-
lungen etwas Abweichendes ergibt. Haftet die Sparkasse und ist ein 
Schaden nicht ausschließlich von der Sparkasse verursacht oder ver-
schuldet, so richtet sich die Verpflichtung zum Schadensersatz nach 
den Grundsätzen des Mitverschuldens, § 254 Bürgerliches Gesetzbuch. 

 
(2) Haftung für Dritte 

Die Sparkasse darf Aufträge bei Fehlen einer gegenteiligen Weisung 
ganz oder teilweise auf Dritte zur selbstständigen Erledigung übertra-
gen, soweit dies unter Berücksichtigung der Art des Auftrages und der 
Interessen von Sparkasse und Kunde erforderlich erscheint. In diesen 
Fällen beschränken sich die Verpflichtung und Haftung der Sparkasse 
auf die Weiterleitung des Auftrags einschließlich sorgfältiger Auswahl 
und Unterweisung des Dritten. 

 
(3) Haftung bei höherer Gewalt 

Die Sparkasse haftet nicht für Schäden, die durch Störung ihres 
Betriebs (z. B. Bombendrohung, Banküberfall), insbesondere infolge 
von höherer Gewalt (z. B. von Kriegs- und Naturereignissen) sowie 
infolge von sonstigen, von ihr nicht zu vertretenden Vorkommnissen  
(z. B. Streik, Aussperrung, Verkehrsstörung) verursacht sind oder die 
durch Verfügungen von hoher Hand des In- und Auslands eintreten. 

 
20. Mitwirkungs- und Sorgfaltspflichten des Kunden 
(1) Grundsatz 

Die Sparkasse führt die Aufträge des Kunden mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns aus. Für den Kunden bestehen seinerseits 
besondere Mitwirkungs- und sonstige Sorgfaltspflichten, insbesondere 
folgende Pflichten: 

 
a) Mitteilung wesentlicher Angaben und Änderungen 

Der Sparkasse sind unverzüglich alle für die Geschäftsbeziehung 
wesentlichen Tatsachen anzuzeigen, insbesondere Änderungen des 
Namens, der Anschrift, der Kontaktdaten (z. B. Telefonnummer, E-Mail-
Adresse), des Personenstandes, der Verfügungs- oder Verpflichtungs-
fähigkeit des Kunden (z. B. Eheschließung, Eingehung einer Lebens-
partnerschaft, Änderung des Güterstandes) oder der für ihn 
zeichnungsberechtigten Personen (z. B. nachträglich eingetretene 
Geschäftsunfähigkeit eines Vertreters oder Bevollmächtigten) sowie 
Änderungen des wirtschaftlich Berechtigten oder der der Sparkasse 
bekannt gegebenen Vertretungs- oder Verfügungsbefugnisse (z. B. 
Vollmachten, Prokura). Die Anzeigepflicht besteht auch dann, wenn die 
Tatsachen in öffentlichen Registern eingetragen und veröffentlicht wer-
den. Die Namen der für den Kunden vertretungs- oder verfügungsbe-
fugten Personen sind der Sparkasse mit eigenhändigen Unterschrifts-

proben auf den Vordrucken der Sparkasse bekannt zu geben. Darüber 
hinaus können sich weitergehende gesetzliche Mitteilungspflichten, 
insbesondere aus dem Geldwäschegesetz ergeben. 

b) Eindeutige Angaben bei Aufträgen und Weisungen 
Aufträge und Weisungen jeder Art müssen den Inhalt des Geschäfts 
zweifelsfrei erkennen lassen. Abänderungen und Bestätigungen müs-
sen als solche gekennzeichnet sein. Bei Zahlungsaufträgen hat der 
Kunde insbesondere auf richtige, vollständige, unmissverständliche und 
leserliche Angaben, vor allem der Kontonummer und Bankleitzahl oder 
IBAN2 und BIC3 zu achten. 

c) Sorgfalt bei besonderer Auftragsübermittlung 
Bei telefonischen oder auf anderen technischen Wegen erteilten Auf-
trägen oder Weisungen hat der Kunde dafür zu sorgen, dass sich keine 
Übermittlungsfehler, Missverständnisse, Missbräuche und Irrtümer 
ergeben. 

d) weggefallen 
e) Ausdrücklicher Hinweis bei besonderer Weisung 

Besondere Weisungen für die Ausführung von Aufträgen hat der 
Kunde der Sparkasse gesondert mitzuteilen, bei formularmäßig erteil-
ten Aufträgen außerhalb des Formulars. Dies gilt insbesondere, wenn 
Zahlungen auf bestimmte Forderungen der Sparkasse verrechnet wer-
den sollen. 

f) Hinweis auf Fristen und Termine 
Der Kunde hat entsprechend Buchst. e) besonders darauf hinzuweisen, 
wenn Aufträge innerhalb bestimmter Fristen oder zu bestimmten Ter-
minen ausgeführt sein sollen oder wenn bei nicht ordnungsgemäßer, 
insbesondere nicht fristgemäßer Ausführung von Aufträgen außerge-
wöhnliche Schäden drohen. Auf die besondere Hinweispflicht bei 
knappen Scheckvorlegungsfristen nach Nr. 24 wird verwiesen. 

g) Unverzügliche Reklamation 
Einwendungen gegen Rechnungsabschlüsse, Lastschriften, Konto- 
auszüge, Wertpapieraufstellungen oder sonstige Mitteilungen der 
Sparkasse sowie Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit von  
der Sparkasse gelieferter Wertpapiere oder sonstiger Werte müssen 
unverzüglich erhoben werden. Falls Rechnungsabschlüsse oder Depot-
aufstellungen dem Kunden nicht zugehen, muss er die Sparkasse 
unverzüglich benachrichtigen. Die Benachrichtigungspflicht besteht 
auch beim Ausbleiben anderer Anzeigen, Mitteilungen oder Sendun-
gen, deren Eingang der Kunde erwarten oder mit deren Eingang er 
rechnen muss. 

h) Kontrolle von Bestätigungen der Sparkasse 
Soweit Bestätigungen der Sparkasse von Aufträgen oder Weisungen des 
Kunden abweichen, hat er dies unverzüglich zu beanstanden. 

 
(2) Haftung bei Pflichtverletzungen 

Schäden und Nachteile aus einer schuldhaften Verletzung von Mitwir-
kungs- und sonstigen Sorgfaltspflichten gehen zulasten des Kunden. 
Bei schuldhafter Mitverursachung des Schadens durch die Sparkasse 
richtet sich die Haftung nach den Grundsätzen des Mitverschuldens,  
§ 254 Bürgerliches Gesetzbuch. 

 
AGB-Pfandrecht, Nachsicherung, Sicherheitenfreigabe 
 
21. Pfandrecht, Sicherungsabtretung 
(1) Umfang 

Der Kunde räumt hiermit der Sparkasse ein Pfandrecht ein an Werten 
jeder Art, die im bankmäßigen Geschäftsverkehr durch den Kunden 
oder durch Dritte für seine Rechnung in ihren Besitz oder ihre sonstige 
Verfügungsmacht gelangen. Zu den erfassten Werten zählen sämtliche 
Sachen und Rechte jeder Art (Beispiele: Waren, Devisen, Wertpapiere 
einschließlich der Zins-, Renten- und Gewinnanteilscheine, Sammelde-
potanteile, Bezugsrechte, Schecks, Wechsel, Konnossemente, Lager- 
und Ladescheine). Erfasst werden auch Ansprüche des Kunden gegen 
die Sparkasse (z. B. aus Guthaben). Forderungen des Kunden gegen 
Dritte sind an die Sparkasse abgetreten, wenn über die Forderungen 
ausgestellte Urkunden im bankmäßigen Geschäftsverkehr in die Verfü-
gungsmacht der Sparkasse gelangen. 

 
(2) Ausnahmen 

Gelangen Gelder oder andere Werte mit der ausdrücklichen Zweckbe-
stimmung für eine bestimmte Verwendung in die Verfügungsmacht der 
Sparkasse (z. B. Bareinzahlung zur Einlösung eines Schecks, Wechsels 
oder Ausführung einer bestimmten Überweisung), so erstreckt sich das 
Pfandrecht der Sparkasse nicht auf diese Werte. Im Ausland verwahrte 
Wertpapiere unterliegen – vorbehaltlich anderweitiger Vereinbarung – 
nicht dem Pfandrecht. Dasselbe gilt für die von der Sparkasse selbst 
ausgegebenen Genussrechte/Genussscheine und für Ansprüche des 
Kunden aus nachrangigem Haftkapital (z. B. nachrangig haftende Inha-
berschuldverschreibung). 

 
(3) Gesicherte Ansprüche 

Das Pfandrecht sichert alle bestehenden und künftigen, auch bedingten 
oder befristeten, auch gesetzlichen Ansprüche der Sparkasse gegen 
den Kunden, die sie im Zusammenhang mit der Geschäftsverbindung 
erwirbt. Ansprüche gegen Kunden aus von diesen für Dritte übernom-
menen Bürgschaften werden erst ab deren Fälligkeit gesichert. 
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(4) Geltendmachung des Pfandrechts 
Die Sparkasse darf die dem AGB-Pfandrecht unterliegenden Werte nur 
bei einem berechtigten Sicherungsinteresse zurückhalten. Ein solches 
besteht insbesondere unter den Voraussetzungen des Nachsicherungs-
rechts gemäß Nr. 22. 

 
(5) Verwertung 

Die Sparkasse ist zur Verwertung dieser Werte berechtigt, wenn der 
Kunde seinen Verbindlichkeiten bei Fälligkeit und trotz Mahnung mit 
angemessener Nachfrist und einer Androhung der Verwertung entspre-
chend § 1234 Absatz 1 Bürgerliches Gesetzbuch nicht nachkommt. 
Unter mehreren Sicherheiten hat die Sparkasse die Wahl. Bei der Aus-
wahl und Verwertung wird die Sparkasse auf die berechtigten Belange 
des Kunden Rücksicht nehmen. Die Sparkasse hat das Recht, Verwer-
tungserlöse, die nicht zur Befriedigung sämtlicher Forderungen ausrei-
chen, nach ihrem billigen Ermessen zu verrechnen. Die Sparkasse wird 
dem Kunden erteilte Gutschriften über Verwertungserlöse so gestalten, 
dass sie als Rechnungen im Sinne des Umsatzsteuerrechts anzusehen 
sind. 

 
22. Nachsicherung und Freigabe 
(1) Nachsicherungsrecht 

Die Sparkasse kann vom Kunden die Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten für seine Verbindlichkeiten verlangen, wenn sich aufgrund 
nachträglich eingetretener oder bekannt gewordener Umstände, z. B. 
aufgrund einer Verschlechterung oder drohenden Verschlechterung  
der wirtschaftlichen Verhältnisse des Kunden, eines Mithaftenden oder 
Bürgen oder des Werts bestehender Sicherheiten, eine Veränderung 
der Risikolage ergibt.  
Bei Verbraucherdarlehensverträgen besteht ein Anspruch auf die 
Bestellung oder Verstärkung von Sicherheiten nur, soweit die Sicher-
heiten im Kreditvertrag angegeben sind. Übersteigt der Nettodarle-
hensbetrag 75.000 Euro, besteht der Anspruch auf Bestellung oder 
Verstärkung auch dann, wenn in einem vor dem 21. März 2016 abge-
schlossenen Verbraucherdarlehensvertrag oder in einem ab dem 21. 
März 2016 abgeschlossenen Allgemein-Verbraucherdarlehensvertrag 
im Sinne von § 491 Abs. 2 BGB keine oder keine abschließenden 
Angaben über Sicherheiten enthalten sind. 

 
(2) Freigabe-Verpflichtung 

Die Sparkasse ist auf Verlangen zur Freigabe von Sicherheiten nach 
ihrer Wahl verpflichtet, soweit der realisierbare Wert aller Sicherheiten 
den Gesamtbetrag aller Forderungen der Sparkasse nicht nur vorüber-
gehend um mehr als 10 v. H. übersteigt. Diese Deckungsgrenze erhöht 
sich um den jeweils aktuellen Umsatzsteuersatz, soweit die Sparkasse 
im Verwertungsfall mit der Abführung der Umsatzsteuer aus Verwer-
tungserlösen belastet ist. Die Sparkasse wird bei der Auswahl der frei-
zugebenden Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden 
Rücksicht nehmen. 

 
Einzugspapiere 
 
23. Inkasso im Einzugsgeschäft 
(1) Inkasso-Vereinbarung 

Schecks, Wechsel, Lastschriften oder sonstige Einzugspapiere werden 
von der Sparkasse nur zum Einzug (Inkasso) hereingenommen, wenn 
die Sparkasse eine gesonderte Inkasso-Vereinbarung abschließt. 

 
(2) Rückbelastung 

Hat die Sparkasse den Gegenwert von Einzugspapieren schon vor  
Eingang gutgeschrieben, so kann sie den Gegenwert bei Nichtein -
lösung der Papiere rückbelasten, und zwar auch nach einem  
zwischenzeitlichen Rechnungsabschluss. Das Gleiche gilt, wenn 

– ihr der Gegenwert nicht zugeht oder 
– die freie Verfügung über den Gegenwert durch Gesetz oder behördli-

che Maßnahmen beschränkt ist oder 
– die Papiere infolge unüberwindlicher Hindernisse nicht oder nicht 

rechtzeitig vorgelegt werden können oder 
– der Einzug mit im Zeitpunkt der Hereinnahme nicht bekannten unver-

hältnismäßigen Schwierigkeiten verbunden ist oder 
– in dem Land, in dem die Papiere einzulösen sind, ein Moratorium 

ergangen ist. 
Unter den gleichen Voraussetzungen kann die Sparkasse Einzugspapiere 
auch schon vor Fälligkeit zurückgeben. Die Rückbelastung ist auch zuläs-
sig, wenn die Papiere nicht zurückgegeben werden können. Ist dies von 
der Sparkasse zu vertreten, so trägt sie einen sich hieraus ergebenden 
Schaden des Kunden. 
 
24. Vorlegungsfrist, Eilmittel 
Wenn Schecks, die am Bankplatz der Sparkasse zahlbar sind, nicht späte-
stens am dritten Geschäftstag, Schecks auf auswärtige Bankplätze nicht 
spätestens am vierten Geschäftstag vor Ablauf der Vorlegungsfrist (Artikel 
29 Scheckgesetz) eingereicht werden bzw. bei Übersendung nicht inner-
halb dieser Fristen vor Geschäftsschluss bei der Sparkasse eingehen, so 
hat der Kunde auf den Ablauf der Vorlegungsfrist und die eventuelle 
Anwendung von Eilmitteln gesondert hinzuweisen. 
 

25. Sicherungsrechte im Einzugsgeschäft 
(1) Sicherungseigentum 

Mit der Einreichung von Schecks und Wechseln zum Einzug überträgt 
der Kunde der Sparkasse das Sicherungseigentum an den Papieren für 
den Fall, dass das Einzugspapier nicht eingelöst wird und der Sparkas-
se aufgrund von Vorausverfügungen des Kunden im Hinblick auf das 
Einzugsgeschäft Ansprüche gegen den Kunden zustehen, und zwar bis 
zum Ausgleich dieser Ansprüche. Mit dem Erwerb des Sicherungsei-
gentums gehen auch die zugrunde liegenden Forderungen auf die 
Sparkasse über. 

 
(2) Sicherungsabtretung 

Werden andere Papiere zum Einzug eingereicht (z. B. Lastschriften, 
kaufmännische Handelspapiere), so gehen die zugrunde liegenden For-
derungen unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 auf die Sparkas-
se über. 

 
Auflösung der Geschäftsbeziehung 
 
26. Kündigungsrecht 
(1) Ordentliche Kündigung 

Soweit weder eine Laufzeit noch eine abweichende Kündigungsrege-
lung vereinbart sind, können der Kunde und bei Vorliegen eines sach-
gerechten Grundes auch die Sparkasse die gesamte Geschäftsbezie-
hung oder einzelne Geschäftszweige jederzeit ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist kündigen. Kündigt die Sparkasse, so wird sie den 
berechtigten Belangen des Kunden angemessen Rechnung tragen,  
insbesondere nicht zur Unzeit kündigen. Für die Kündigung eines  
Zahlungsdiensterahmenvertrages (z.B. Girovertrag oder Kartenvertrag) 
durch die Sparkasse beträgt die Kündigungsfrist mindestens zwei 
Monate. 

 
(2) Kündigung aus wichtigem Grund 

Ungeachtet anderweitiger Vereinbarungen können sowohl der Kunde 
als auch die Sparkasse die gesamte Geschäftsbeziehung oder einzelne 
Geschäftszweige jederzeit fristlos kündigen, wenn ein wichtiger  
Grund vorliegt, aufgrund dessen dem Kündigenden die Fortsetzung  
der Geschäftsbeziehung nicht zugemutet werden kann. Dabei sind die 
berechtigten Belange des anderen Vertragspartners zu berücksichtigen. 
Für die Sparkasse ist ein solcher Kündigungsgrund insbesondere  
gegeben, wenn aufgrund der nachfolgend beispielhaft aufgeführten 
Umstände die Einhaltung der Zahlungsverpflichtungen des Kunden 
oder die Durchsetzbarkeit der Ansprüche der Sparkasse – auch unter 
Verwertung etwaiger Sicherheiten – gefährdet wird: 

a) wenn eine wesentliche Verschlechterung oder eine erhebliche Gefähr-
dung der Vermögensverhältnisse des Kunden oder in der Werthaltig-
keit der für ein Darlehen gestellten Sicherheiten eintritt, insbesondere 
wenn der Kunde die Zahlungen einstellt oder erklärt, sie einstellen zu 
wollen, oder wenn von dem Kunden angenommene Wechsel zu Protest 
gehen; 

b) wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder zur Verstär-
kung von Sicherheiten (Nr. 22 Absatz 1) nach Aufforderung durch die 
Sparkasse nicht innerhalb angemessener Frist nachkommt; 

c) wenn der Kunde unrichtige Angaben über seine Vermögensverhältnis-
se gemacht hat; 

d) wenn gegen den Kunden eine Zwangsvollstreckung eingeleitet wird; 
e) wenn sich die Vermögensverhältnisse eines Mitverpflichteten oder des 

persönlich haftenden Gesellschafters wesentlich verschlechtert haben 
oder erheblich gefährdet sind, sowie bei Tod oder Wechsel des per-
sönlich haftenden Gesellschafters. 

 
Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer Pflicht aus dem Ver-
trag, ist die Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe 
bestimmten Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zulässig. Etwas ande-
res gilt nur, wenn der Kunde die Leistung ernsthaft und endgültig verwei-
gert, er die Leistung zu einem im Vertrag bestimmten Termin oder inner-
halb einer bestimmten Frist nicht bewirkt, obwohl die Sparkasse den 
Fortbestand ihres Leistungsinteresses vertraglich an die Rechtzeitigkeit  
der Leistung gebunden hat, oder wenn besondere Umstände vorliegen,  
die unter Abwägung der beiderseitigen Interessen eine sofortige Kündi-
gung rechtfertigen. 
 
(3) Kündigung bei Verbraucherdarlehensverträgen 

Soweit das Bürgerliche Gesetzbuch zwingende Sonderregelungen für 
die Kündigung von Verbraucherdarlehensverträgen vorsieht, kann die 
Sparkasse nur nach Maßgabe dieser Regelungen kündigen. 

 
(4) Rechtsfolgen bei Kündigung 

Mit der Auflösung der gesamten Geschäftsbeziehung oder einzelner 
Geschäftszweige werden die auf den betroffenen Konten geschuldeten 
Beträge sofort fällig. Der Kunde ist außerdem verpflichtet, die Sparkas-
se insoweit von allen für ihn oder in seinem Auftrag übernommenen 
Verpflichtungen zu befreien.  
Die Sparkasse ist berechtigt, die für den Kunden oder in seinem Auf-
trag übernommenen Verpflichtungen zu kündigen und sonstige Ver-
pflichtungen, insbesondere solche in fremder Währung, mit Wirkung 
gegen den Kunden auszugleichen sowie hereingenommene Wechsel 
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und Schecks sofort zurückzubelasten; die wechsel- oder scheckrechtli-
chen Ansprüche gegen den Kunden und jeden aus dem Papier Ver-
pflichteten auf Zahlung des vollen Betrages der Wechsel und Schecks 
mit Nebenforderungen verbleiben der Sparkasse jedoch bis zur Abdek-
kung eines etwaigen Schuldsaldos. 

 
27. Weitergeltung der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
Auch nach Auflösung der gesamten Geschäftsbeziehung oder einzelner 
Geschäftszweige gelten für die Abwicklung und in dem Abwicklungsver-
hältnis entsprechenden Umfange die Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
weiter. 
 
28. Schutz der Einlagen durch anerkanntes  
Einlagensicherungssystem 
(1) Freiwillige Institutssicherung 

Die Sparkasse gehört dem institutsbezogenen Sicherungssystem der 
Deutschen Sparkassen-Finanzgruppe (Sicherungssystem) an. Primäre 
Zielsetzung des Sicherungssystems ist es, die angehörenden Institute 
selbst zu schützen und bei diesen drohende oder bestehende wirt-
schaftliche Schwierigkeiten abzuwenden. Auf diese Weise schützt die 
Institutssicherung auch die Einlagen der Kunden. Hierzu zählen im 
Wesentlichen Spareinlagen, Sparkassenbriefe, Termineinlagen, Sicht-
einlagen und Schuldverschreibungen. 

 
(2) Gesetzliche Einlagensicherung 

Das Sicherungssystem ist als Einlagensicherungssystem nach dem  
Einlagensicherungsgesetz (EinSiG) amtlich anerkannt. Sollte entgegen 
Absatz 1 ausnahmsweise die Institutssicherung nicht greifen, hat der 
Kunde gegen das Sicherungssystem einen Anspruch auf Erstattung 
seiner Einlagen im Sinne des § 2 Absätze 3 bis 5 EinSiG bis zu den 
Obergrenzen des § 8 EinSiG.  
Nicht entschädigungsfähig nach § 6 EinSiG sind unter anderem Einla-
gen, die im Zusammenhang mit Geldwäschetransaktionen entstanden 
sind, sowie Inhaberschuldverschreibungen der Sparkasse und Verbind-
lichkeiten aus eigenen Akzepten und Solawechseln. 

 

(3) Informationsbefugnisse 
Die Sparkasse ist befugt, dem Sicherungssystem oder einem von ihm 
Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen und Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 

 
(4) Forderungsübergang 

Soweit das Sicherungssystem oder ein von ihm Beauftragter Zahlun-
gen an den Kunden leistet, gehen dessen Forderungen gegen die  
Sparkasse in entsprechender Höhe mit allen Nebenrechten Zug um 
Zug auf das Sicherungssystem über. 

 
1 Bankarbeitstage sind alle Werktage, außer Sonnabende und  

24. und 31. Dezember. 
2 International Bank Account Number. 
3 Bank Identifier Code. 
 
 
 

Bei Streitigkeiten mit der Sparkasse besteht die Möglichkeit, sich an die Schlichtungsstelle des Deutschen Sparkassen- 
und Giroverbandes zu wenden. 

Das Anliegen ist in Textform an folgende Adresse zu richten: 

Deutscher Sparkassen- und Giroverband e.V. 
Schlichtungsstelle 
Charlottenstraße 47 
10117 Berlin 
Internet: https://www.s-schlichtungsstelle.de 

Näheres regelt die Verfahrensordnung der DSGV-Schlichtungsstelle, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird. 

Die Sparkasse nimmt am Streitbeilegungsverfahren vor dieser anerkannten Verbraucherschlichtungsstelle teil. 

Es besteht ferner die Möglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.

Die Europäische Kommission hat unter http://ec.europa.eu/consumers/odr/ eine Europäische Online-Streitbeilegungsplatt- 
form errichtet. Die Online-Streitbeilegungsplattform können Verbraucher für die außergerichtliche Beilegung von Streitig- 
keiten aus online abgeschlossenen Kauf- oder Dienstleistungsverträgen nutzen. 

Die E-Mail-Adresse der Sparkasse lautet:  
www.1822direkt.de/kontakt

Hinweis auf die Schlichtungsstelle 
und die Europäische 
Online-Streitbeilegungsplattform
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Bedingungen für den Überweisungsverkehr 
Fassung Januar 2023 

 
Für die Ausführung von Überweisungsaufträgen von Kunden gelten die fol-
genden Bedingungen. 
 
1 Allgemein  
1.1 Wesentliche Merkmale der Überweisung einschließlich  
des Dauerauftrags  
Der Kunde kann die Sparkasse beauftragen, durch eine Überweisung Geld-
beträge bargeldlos zugunsten eines Zahlungsempfängers an den Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers zu übermitteln. Der Kunde kann die 
Sparkasse auch beauftragen, jeweils zu einem bestimmten wiederkehren-
den Termin einen gleichbleibenden Geldbetrag an das gleiche Konto des 
Zahlungsempfängers zu überweisen (Dauerauftrag). 
 
1.2 Kundenkennungen  
Für das Verfahren hat der Kunde folgende Kundenkennung zu verwenden. 
Die für die Ausführung der Überweisung erforderlichen Angaben ergeben 
sich aus den Nummern 2.1, 3.1.1 und 3.2.1. 
 

 

 
1.3 Erteilung des Überweisungsauftrags und Autorisierung 
(1) Der Kunde erteilt der Sparkasse einen Überweisungsauftrag mittels 

eines von der Sparkasse zugelassenen Vordrucks oder in der mit der 
Sparkasse anderweitig vereinbarten Art und Weise (z.B. per Online-
Banking) mit den erforderlichen Angaben gemäß Nummer 2.1 bzw. 
Nummer 3.1.1 oder 3.2.1.  
Der Kunde hat auf Leserlichkeit, Vollständigkeit und Richtigkeit der 
Angaben zu achten. Unleserliche, unvollständige oder fehlerhafte 
Angaben können zu Verzögerungen und zu Fehlleitungen von Überwei-
sungen führen; daraus können Schäden für den Kunden entstehen. Bei 
unleserlichen, unvollständigen oder fehlerhaften Angaben kann die 
Sparkasse die Ausführung ablehnen (siehe auch Nummer 1.7). Hält 
der Kunde bei der Ausführung der Überweisung besondere Eile für 
nötig, hat er dies der Sparkasse gesondert mitzuteilen. Bei formular-
mäßig erteilten Überweisungsaufträgen muss dies außerhalb des For-
mulars erfolgen, falls das Formular selbst keine entsprechende Angabe 
vorsieht. 

(2) Der Kunde autorisiert den Überweisungsauftrag durch Unterschrift 
oder in der anderweitig mit der Sparkasse vereinbarten Art und Weise 
(z.B. PIN/TAN). In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche 
Zustimmung enthalten, dass die Sparkasse die für die Ausführung der 
Überweisung notwendigen personenbezogenen Daten des Kunden 
abruft (aus ihrem Datenbestand), verarbeitet, übermittelt und speichert. 

(3) Auf Verlangen des Kunden teilt die Sparkasse vor Ausführung eines 
einzelnen Überweisungsauftrags die maximale Ausführungsfrist für 
diesen Zahlungsvorgang sowie die in Rechnung zu stellenden Entgelte 
und gegebenenfalls deren Aufschlüsselung mit. 

(4) Der Kunde ist berechtigt, für die Erteilung des Überweisungsauftrages 
an die Sparkasse auch einen Zahlungsauslösedienst gemäß § 1 Absatz 
33 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz zu nutzen, es sei denn, das Zah-
lungskonto des Kunden ist für ihn nicht online zugänglich. 

 
1.4 Zugang des Überweisungsauftrags bei der Sparkasse  
(1) Der Überweisungsauftrag wird wirksam, wenn er der Sparkasse 

zugeht. Das gilt auch, wenn der Überweisungsauftrag über einen Zah-
lungsauslösedienstleister erteilt wird. Der Zugang erfolgt durch den 
Eingang des Auftrags in den dafür vorgesehenen Empfangsvorrichtun-
gen der Sparkasse (z.B. mit Abgabe in den Geschäftsräumen oder Ein-
gang auf dem Online-Banking-Server der Sparkasse). 

(2) Fällt der Zeitpunkt des Eingangs des Überweisungsauftrags nach 
Absatz 1 Satz 3 nicht auf einen Geschäftstag der Sparkasse gemäß 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“, so gilt der Überweisungsauftrag erst 
am darauffolgenden Geschäftstag als zugegangen. 

(3) Geht der Überweisungsauftrag nach dem an der Empfangsvorrichtung 
der Sparkasse oder im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen 
Annahmezeitpunkt ein, so gilt der Überweisungsauftrag im Hinblick auf 
die Bestimmung der Ausführungsfrist (siehe Nummer 2.2.2) erst als 
am darauffolgenden Geschäftstag zugegangen. 

 

Zielgebiet Währung Kundenkennung des 
Zahlungsempfängers  

Inland Euro IBAN1 
 

Grenzüberschreitend innerhalb des Euro IBAN 
Europäischen Wirtschaftsraums2  

(EWR) 
 

Inland oder innerhalb des Euro- Andere – IBAN und BIC3 oder 
päischen Wirtschaftsraums Währung – Kontonummer und BIC 

als Euro  
Außerhalb des Europäischen Euro oder – IBAN und BIC oder 
Wirtschaftsraums andere – Kontonummer und BIC 
(Drittstaaten4) Währung

1.5 Widerruf des Überweisungsauftrags  
(1) Bis zum Zugang des Überweisungsauftrags bei der Sparkasse (siehe 

Nummer 1.4 Absätze 1 und 2) kann der Kunde diesen durch Erklärung 
gegenüber der Sparkasse widerrufen. Nach dem Zugang des Überwei-
sungsauftrags ist vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 ein Widerruf nicht 
mehr möglich. Nutzt der Kunde für die Erteilung seines Überweisungs-
auftrags einen Zahlungsauslösedienstleister, so kann er den Überwei-
sungsauftrag abweichend von Satz 1 nicht mehr gegenüber der Spar-
kasse widerrufen, nachdem er dem Zahlungsauslösedienstleister die 
Zustimmung zur Auslösung der Überweisung erteilt hat. 

(2) Haben Sparkasse und Kunde einen bestimmten Termin für die Ausfüh-
rung der Überweisung vereinbart (siehe Nummer 2.2.2 Absatz 2), kann 
der Kunde den Überweisungsauftrag bzw. den Dauerauftrag (siehe 
Nummer 1.1) bis zum Ende des vor dem vereinbarten Tag liegenden 
Geschäftstags der Sparkasse widerrufen. Der Widerruf muss der Spar-
kasse in Textform oder, wenn im Rahmen der Geschäftsbeziehung der 
elektronische Kommunikationsweg vereinbart wurde (z.B. Online-Ban-
king), auf diesem Wege zugehen. Die Geschäftstage der Sparkasse 
ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“. Nach dem 
rechtzeitigen Zugang des Widerrufs eines Dauerauftrags bei der Spar-
kasse werden keine weiteren Überweisungen mehr aufgrund des bis-
herigen Dauerauftrags ausgeführt. 

(3) Nach den in Absätzen 1 und 2 genannten Zeitpunkten kann der Über-
weisungsauftrag nur widerrufen werden, wenn Kunde und Sparkasse 
dies vereinbart haben. Die Vereinbarung wird wirksam, wenn es der 
Sparkasse gelingt, die Ausführung zu verhindern oder den Überwei-
sungsbetrag zurückzuerlangen. Nutzt der Kunde für die Erteilung sei-
nes Überweisungsauftrags einen Zahlungsauslösedienstleister, bedarf 
es ergänzend der Zustimmung des Zahlungsauslösedienstleisters und 
des Zahlungsempfängers. Für die Bearbeitung eines solchen Widerrufs 
des Kunden berechnet die Sparkasse das im „Preis- und Leistungsver-
zeichnis“ ausgewiesene Entgelt. 

 
1.6 Ausführung des Überweisungsauftrags  
(1) Die Sparkasse führt den Überweisungsauftrag des Kunden aus, wenn 

die zur Ausführung erforderlichen Angaben (siehe Nummer 2.1, 3.1.1 
und 3.2.1) in der vereinbarten Art und Weise (siehe Nummer 1.3 
Absatz 1) vorliegen, dieser vom Kunden autorisiert ist (siehe Nummer 
1.3 Absatz 2) und ein zur Ausführung der Überweisung ausreichendes 
Guthaben in der Auftragswährung vorhanden oder ein ausreichender 
Kredit eingeräumt ist (Ausführungsbedingungen). 

(2) Die Sparkasse und die weiteren an der Ausführung der Überweisung 
beteiligten Zahlungsdienstleister sind berechtigt, die Überweisung aus-
schließlich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des 
Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2) auszuführen. 

(3) Die Sparkasse unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich 
über die Ausführung von Überweisungen auf dem für Kontoinformatio-
nen vereinbarten Weg. Mit Kunden, die keine Verbraucher sind, kann 
die Art und Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung geson-
dert vereinbart werden. 

 
1.7 Ablehnung der Ausführung  
(1) Sind die Ausführungsbedingungen (siehe Nummer 1.6 Absatz 1) nicht 

erfüllt, kann die Sparkasse die Ausführung des Überweisungsauftrags 
ablehnen. Hierüber wird die Sparkasse den Kunden unverzüglich, auf 
jeden Fall aber innerhalb der in Nummer 2.2.1 bzw. 3.1.2 und 3.2.2 
vereinbarten Frist, unterrichten. Dies kann auch auf dem für Kontoin-
formationen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Sparkasse, 
soweit möglich, die Gründe der Ablehnung sowie die Möglichkeiten 
angeben, wie Fehler, die zur Ablehnung geführt haben, berichtigt wer-
den können. 

(2) Ist eine vom Kunden angegebene Kundenkennung für die Sparkasse 
erkennbar keinem Zahlungsempfänger, keinem Zahlungskonto oder 
keinem Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers zuzuordnen, 
wird die Sparkasse dem Kunden hierüber unverzuüglich eine Informati-
on zur Verfügung stellen und ihm gegebenenfalls den Überweisungs-
betrag wieder herausgeben. 

(3) Für die berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisierten 
Überweisungsauftrags berechnet die Sparkasse das im „Preis- und Lei-
stungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt. 

 
1.8 Übermittlung der Überweisungsdaten  
Im Rahmen der Ausführung der Überweisung übermittelt die Sparkasse 
die in der Überweisung enthaltenen Daten (Überweisungsdaten) unmittel-
bar oder unter Beteiligung zwischengeschalteter Stellen an den Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfängers. Der Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfängers kann dem Zahlungsempfänger die Überweisungsdaten, 
zu denen auch die IBAN des Zahlers gehört, ganz oder teilweise zur 
Verfügung stellen. Bei grenzüberschreitenden Überweisungen und bei 
Eilüberweisungen im Inland können die Überweisungsdaten auch über das 
Nachrichtenübermittlungssystem Society for Worldwide Interbank Financi-
al Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien an den Zahlungsdienst-
leister des Zahlungsempfängers weitergeleitet werden. Aus Gründen der 
Systemsicherheit speichert SWIFT die Überweisungsdaten vorübergehend 
in seinen Rechenzentren in der Europäischen Union, in der Schweiz und in 
den USA. 
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1.9 Anzeige nicht autorisierter oder fehlerhaft ausgeführter  
Überweisungsaufträge 
Der Kunde hat die Sparkasse unverzüglich nach Feststellung eines nicht 
autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisungsauftrags zu unter-
richten. Dies gilt auch im Fall der Beteiligung eines Zahlungsauslösedienst-
leisters. 
 
1.10 Entgelte und deren Änderung 
1.10.1 Entgelte für Verbraucher 
Die Entgelte im Überweisungsverkehr ergeben sich aus dem „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“. 
Änderungen der Entgelte im Überweisungsverkehr werden dem Kunden 
spätestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in 
Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Sparkasse im Rahmen der 
Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart, 
können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. 
Die von der Sparkasse angebotenen Änderungen werden nur wirksam, 
wenn der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung 
eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung hinausgehende Zah-
lung 
des Kunden gerichtet ist, kann die Sparkasse mit dem Kunden nur 
ausdrücklich treffen. Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdienste-
rahmenvertrag (Girovertrag) richtet sich nach Nummer 17 Absatz 6 AGB-
Sparkassen. 
 
1.10.2 Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind 
Bei Entgelten und deren Änderung für Überweisungen von Kunden, die 
keine Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nummer 17 
Absätze 2 bis 6 AGB-Sparkassen. 
 
1.11 Wechselkurs  
Erteilt der Kunde einen Überweisungsauftrag in einer anderen Währung als 
der Kontowährung, wird das Konto gleichwohl in der Kontowährung bela-
stet. Die Bestimmung des Wechselkurses bei solchen Überweisungen 
ergibt sich aus der Umrechnungsregelung im „Preis- und Leistungsver-
zeichnis“. Eine Änderung des in der Umrechnungsregelung genannten 
Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrichti-
gung des Kunden wirksam. Der Referenzwechselkurs wird von der Spar-
kasse zugänglich gemacht oder stammt aus einer öffentlich zugänglichen 
Quelle. 
 
1.12 Meldepflichten nach Außenwirtschaftsrecht  
Der Kunde hat etwaige Meldepflichten nach dem Außenwirtschaftsrecht zu 
beachten. 
 
1.13 Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige  
Beschwerdemöglichkeit  
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse kann sich der 
Kunde an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher bezeichneten 
Streitschlichtungs- oder Beschwerdestellen wenden. 
 
2 Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere  
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums2 (EWR) in Euro  
oder in anderen EWR-Währungen5  
 
2.1 Erforderliche Angaben  
Der Kunde muss im Überweisungsauftrag folgende Angaben machen: 
– Name des Zahlungsempfängers,  
– Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2),  
– Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage),  
– Betrag,  
– Name des Kunden,  
– IBAN des Kunden. 
 
2.2 Maximale Ausführungsfrist  
2.2.1 Fristlänge  
Die Sparkasse ist verpflichtet, sicherzustellen, dass der Überweisungsbe-
trag spätestens innerhalb der im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ange-
gebenen Ausführungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsemp-
fängers eingeht. 
 
2.2.2 Beginn der Ausführungsfrist  
(1) Die Ausführungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs des 

Überweisungsauftrags des Kunden bei der Sparkasse (siehe Nummer 
1.4). 

(2) Vereinbaren die Sparkasse und der Kunde, dass die Ausführung der 
Überweisung an einem bestimmten Tag oder am Ende eines bestimm-
ten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kunde der Sparkasse den 
zur Ausführung erforderlichen Geldbetrag in der Auftragswährung zur 
Verfügung gestellt hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebe-
ne oder anderweitig vereinbarte Termin für den Beginn der Ausfüh-
rungsfrist maßgeblich. Fällt der vereinbarte Termin nicht auf einen 
Geschäftstag der Sparkasse, so beginnt am darauffolgenden 
Geschäftstag die Ausführungsfrist. Die Geschäftstage der Sparkasse 
ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“. 

(3) Bei Überweisungsaufträgen in einer vom Konto des Kunden abwei-
chenden Währung beginnt die Ausführungsfrist erst an dem Tag, an 
dem der Überweisungsbetrag in der Auftragswährung vorliegt. 

 
2.3 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche  
des Kunden  
2.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung  
Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 Absatz 
2) hat die Sparkasse gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung 
ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Überweisungs-
betrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des Kunden bela-
stet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es 
sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Überweisung befun-
den hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäfts-
tags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag 
folgt, an welchem der Sparkasse angezeigt wurde, dass die Überweisung 
nicht autorisiert ist, oder die Sparkasse auf andere Weise davon Kenntnis 
erhalten hat. Hat die Sparkasse einer zuständigen Behörde berechtigte 
Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden 
vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Sparkasse ihre Verpflichtung aus 
Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsver-
dacht nicht bestätigt. Wurde die Überweisung über einen Zahlungsauslö-
sedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 
die Sparkasse. 
 
2.3.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter 
Ausführung einer autorisierten Überweisung  
(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer auto-

risierten Überweisung kann der Kunde von der Sparkasse die 
unverzügliche und ungekürzte Erstattung des Überweisungsbetrages 
insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. 
Wurde der Betrag dem Konto des Kunden belastet, bringt die Sparkas-
se dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht 
erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang befunden 
hätte. Wird eine Überweisung vom Kunden über einen Zahlungsauslö-
sedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 1 und 
2 die Sparkasse. Soweit vom Überweisungsbetrag von der Sparkasse 
oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen worden sein 
sollten, übermittelt die Sparkasse zugunsten des Zahlungsempfängers 
unverzüglich den abgezogenen Betrag. 

(2) Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Sparkasse die 
Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm 
diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften 
Ausführung der Überweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem 
Konto belastet wurden. 

(3) Im Falle einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Überweisung 
kann der Kunde von der Sparkasse fordern, dass die Sparkasse vom 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers verlangt, die Gutschrift 
des Überweisungsbetrags auf dem Zahlungskonto des Zahlungsemp-
fängers so vorzunehmen, als sei die Überweisung ordnungsgemäß 
ausgeführt worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die Überwei-
sung vom Kunden über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst 
wird. Weist die Sparkasse nach, dass der Überweisungsbetrag recht-
zeitig beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegan-
gen ist, entfällt diese Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn 
der Kunde kein Verbraucher ist. 

(4) Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die 
Sparkasse auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvoll-
ziehen und den Kunden über das Ergebnis unterrichten. 

 
2.3.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung  
(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer 

autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Überwei-
sung kann der Kunde von der Sparkasse einen Schaden, der nicht 
bereits von den Nummern 2.3.1 und 2.3.2 erfasst ist, ersetzt verlan-
gen. Dies gilt nicht, wenn die Sparkasse die Pflichtverletzung nicht zu 
vertreten hat. Die Sparkasse hat hierbei ein Verschulden, das einer zwi-
schengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu ver-
treten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischen-
geschalteten Stelle liegt, die der Kunde vorgegeben hat. Hat der Kunde 
durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung eines Schadens bei-
getragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, 
in welchem Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu tragen 
haben. 

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro je Überweisung 
begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht  
– für nicht autorisierte Überweisungen,  
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Sparkasse,  
– für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernommen hat, und  
– für den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist. 

 
2.3.4 Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind  
Abweichend von den Ansprüchen in Nummer 2.3.2 und in Nummer 2.3.3 
haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, feh-
lerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisung oder bei 
einer nicht autorisierten Überweisung neben etwaigen Ansprüchen aus 
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Auftragsrecht nach § 667 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) und 
ungerechtfertigter Bereicherung nach §§ 812 ff. BGB lediglich Schadenser-
satzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen: 
– Die Sparkasse haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein 

schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, 
bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem 
Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu tragen haben. 

– Für das Verschulden von der Sparkasse zwischengeschalteten Stellen 
haftet die Sparkasse nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haf-
tung der Sparkasse auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der 
ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag). 

– Schadensersatzansprüche des Kunden sind der Höhe nach auf den 
Überweisungsbetrag zuzüglich der von der Sparkasse in Rechnung 
gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die 
Geltendmachung von Folgeschäden handelt, ist der Anspruch auf 
höchstens 12.500 Euro je Überweisung begrenzt. Diese Beschränkun-
gen gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Sparkasse 
und für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernommen hat, 
sowie für nicht autorisierte Überweisungen. 

 
2.3.5 Haftungs- und Einwendungsausschluss  
(1) Eine Haftung der Sparkasse nach den Nummern 2.3.2, 2.3.3 und 2.3.4 

ist in folgenden Fällen ausgeschlossen: 
– Die Sparkasse weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überwei-

sungsbetrag rechtzeitig und ungekürzt beim Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers eingegangen ist. 

– Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden 
angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers 
(siehe Nummer 1.2) ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der 
Sparkasse jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglich-
keiten darum bemüht, den Überweisungsbetrag wiederzuerlangen. Ist 
die Wiedererlangung des Überweisungsbetrags nicht möglich, so ist 
die Sparkasse verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle 
verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tat-
sächlichen Empfänger der Überweisung einen Anspruch auf Erstattung 
des Überweisungsbetrags geltend machen kann. Für die Tätigkeiten 
der Sparkasse nach den Sätzen 2 und 3 dieses Unterpunkts berechnet 
die Sparkasse das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene 
Entgelt. 

(2) Ansprüche des Kunden nach den Nummern 2.3.1 bis 2.3.4 und Ein-
wendungen des Kunden gegen die Sparkasse aufgrund nicht oder feh-
lerhaft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht autorisierter 
Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Sparkasse 
nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer 
nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisung hiervon 
unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Sparkasse 
den Kunden über die Belastungsbuchung der Überweisung entspre-
chend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens inner-
halb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; ande-
renfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. 
Schadensersatzansprüche nach Nummer 2.3.3 kann der Kunde auch 
nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Ver-
schulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 
3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Überweisung über einen Zah-
lungsauslösedienstleister auslöst. 

(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch 
begründenden Umstände 

– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 
auf das die Sparkasse keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden 
können oder 

– von der Sparkasse aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeige-
führt wurden. 

 
3 Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten 
des Europäischen Wirtschaftsraums2 (EWR) in Währungen  
eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung6) sowie 
Überweisungen in Staaten außerhalb des EWR (Drittstaaten4) 
 
3.1 Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des 
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in Währungen eines Staates außer-
halb des EWR (Drittstaatenwährung) 
 
3.1.1 Erforderliche Angaben  
Der Kunde muss für die Ausführung der Überweisung folgende Angaben 
machen: 
– Name und gegebenenfalls Adresse des Zahlungsempfängers, 
– Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2); ist bei 

grenzüberschreitenden Überweisungen der BIC unbekannt, ist statt-
dessen der vollständige Name und die Adresse des Zahlungsdienstlei-
sters des Zahlungsempfängers anzugeben, 

– Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage), 
– Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage), 
– Betrag, 
– Name des Kunden, 
– Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden. 
 

3.1.2 Ausführungsfrist  
Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt. 
 
3.1.3 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche  
des Kunden  
3.1.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung  
Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 Absatz 
2) hat die Sparkasse gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung 
ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Überweisungs-
betrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des Kunden bela-
stet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es 
sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Überweisung befun-
den hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende des Geschäfts-
tags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag 
folgt, an welchem der Sparkasse angezeigt wurde, dass die Überweisung 
nicht autorisiert ist, oder die Sparkasse auf andere Weise davon Kenntnis 
erhalten hat. Hat die Sparkasse einer zuständigen Behörde berechtigte 
Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden 
vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Sparkasse ihre Verpflichtung aus 
Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsver-
dacht nicht bestätigt. Wurde die Überweisung über einen Zahlungsauslö-
sedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 
die Sparkasse. 
 
3.1.3.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter  
Aus-führung einer autorisierten Überweisung  
(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer  

auto-risierten Überweisung kann der Kunde von der Sparkasse die 
unverzügliche und ungekürzte Erstattung des Überweisungsbetrages 
insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. 
Wurde der Betrag dem Konto des Kunden belastet, bringt die 
Spar–kasse dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den 
nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorgang befun-
den hätte. Wird eine Überweisung vom Kunden über einen Zahlungs-
auslösedienstleister ausgelöst, so treffen die Pflichten aus den Sätzen 
1 und 2 die Sparkasse. Soweit vom Überweisungsbetrag von der  
Sparkasse oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen  
worden sein sollten, übermittelt die Sparkasse zugunsten des Zah-
lungsempfängers unverzüglich den abgezogenen Betrag. 

(2) Der Kunde kann über den Absatz 1 hinaus von der Sparkasse die 
Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm 
diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Aus-
führung der Überweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Konto 
belastet wurden. 

(3) Im Falle einer verspäteten Ausführung einer autorisierten Überweisung 
kann der Kunde von der Sparkasse fordern, dass die Sparkasse vom 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers verlangt, die Gutschrift 
des Überweisungsbetrags auf dem Zahlungskonto des Zahlungsemp-
fängers so vorzunehmen, als sei die Überweisung ordnungsgemäß 
ausgeführt worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die Überwei-
sung vom Kunden über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst 
wird. Weist die Sparkasse nach, dass der Überweisungsbetrag recht-
zeitig beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingegan-
gen ist, entfällt diese Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn 
der Kunde kein Verbraucher ist. 

(4) Wurde eine Überweisung nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die 
Sparkasse auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvoll-
ziehen und den Kunden über das Ergebnis unterrichten. 

 
3.1.3.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung  
(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer 

autorisierten Überweisung oder bei einer nicht autorisierten Überwei-
sung kann der Kunde von der Sparkasse einen Schaden, der nicht 
bereits von Nummer 3.1.3.1 oder 3.1.3.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn die Sparkasse die Pflichtverletzung nicht zu  
vertreten hat. Die Sparkasse hat hierbei ein Verschulden, das einer 
 zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden  
zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwi-
schengeschalteten Stelle liegt, die der Kunde vorgegeben hat. Hat  
der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines 
Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des  
Mitverschuldens, in welchem Umfang Sparkasse und Kunde den  
Schaden zu tragen haben. 

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro je Überweisung 
begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht 

– für nicht autorisierte Überweisungen, 
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Sparkasse, 
– für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernommen hat, und 
– für den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist. 
 
3.1.3.4 Sonderregelung für die außerhalb des EWR getätigten  
Bestand-teile der Überweisung  
Für die außerhalb des EWR getätigten Bestandteile der Überweisung 
bestehen abweichend von den Ansprüchen in den Nummern 3.1.3.2 und 
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3.1.3.3 bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten 
autorisierten Überweisung neben etwaigen Ansprüchen aus Auftragsrecht 
nach § 667 BGB und ungerechtfertigter Bereicherung nach §§ 812 ff. BGB 
lediglich Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgender Regelungen: 
– Die Sparkasse haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein 

schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, 
bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem 
Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu tragen haben. 

– Für das Verschulden der von der Sparkasse zwischengeschalteten Stel-
len haftet die Sparkasse nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die 
Haftung der Sparkasse auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung 
der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag). 

– Die Haftung der Sparkasse ist auf höchstens 12.500 Euro je Überwei-
sung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit der Sparkasse und für Gefahren, die die Spar-
kasse besonders übernommen hat. 

 
3.1.3.5 Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind  
Abweichend von den Ansprüchen in den Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3 
haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, feh-
lerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Überweisung oder bei 
einer nicht autorisierten Überweisung neben etwaigen Ansprüchen aus 
Auftragsrecht nach § 667 BGB und ungerechtfertigter Bereicherung nach 
§§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzansprüche nach Maßgabe folgen-
der Regelungen: 
– Die Sparkasse haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein 

schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, 
bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem 
Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu tragen haben. 

– Für das Verschulden der von der Sparkasse zwischengeschalteten Stel-
len haftet die Sparkasse nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die 
Haftung der Sparkasse auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung 
der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag). 

– Ein Schadensersatzspruch des Kunden ist der Höhe nach auf den 
Überweisungsbetrag zuzüglich der von der Sparkasse in Rechnung 
gestellten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die 
Geltendmachung von Folgeschäden handelt, ist der Anspruch auf 
höchstens 12.500 Euro je Überweisung begrenzt. Diese Haftungsbe-
schränkungen gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der 
Sparkasse und für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernom-
men hat, sowie für nicht autorisierte Überweisungen. 

 
3.1.3.6 Haftungs- und Einwendungsausschluss  
(1) Eine Haftung der Sparkasse nach Nummer 3.1.3.2 bis 3.1.3.5 ist in 

folgenden Fällen ausgeschlossen: 
– Die Sparkasse weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überwei-

sungsbetrag ordnungsgemäß beim Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfängers eingegangen ist. 

– Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden 
angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers 
(siehe Nummer 1.2) ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der 
Sparkasse jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglich-
keiten darum bemüht, den Überweisungsbetrag wiederzuerlangen. Ist 
die Wiedererlangung des Überweisungsbetrags nach Satz 2 nicht 
möglich, so ist die Sparkasse verpflichtet, dem Kunden auf schriftli-
chen Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der 
Kunde gegen den tatsächlichen Empfänger der Überweisung einen 
Anspruch auf Erstattung des Überweisungsbetrags geltend machen 
kann. Für die Tätigkeiten nach den Sätzen 2 bis 3 dieses Unterpunkts 
berechnet die Sparkasse das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ aus-
gewiesene Entgelt. 

(2) Ansprüche des Kunden nach Nummer 3.1.3.1 bis 3.1.3.5 und Einwen-
dungen des Kunden gegen die Sparkasse aufgrund nicht oder fehler-
haft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht autorisierter 
Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Sparkasse 
nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer 
nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisung hiervon 
unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Sparkasse 
den Kunden über die Belastungsbuchung der Überweisung entspre-
chend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg spätestens inner-
halb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; ande-
renfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. 
Schadensersatzansprüche nach Nummer 3.1.3.3 kann der Kunde auch 
nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Ver-
schulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 
3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Überweisung über einen Zah-
lungsauslösedienstleister auslöst. 

(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch 
begründenden Umstände 

– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 
auf das die Sparkasse keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden 
können, oder 

– von der Sparkasse aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeige-
führt wurden. 

 

3.2 Überweisungen in Staaten außerhalb des EWR (Drittstaaten)  
3.2.1 Erforderliche Angaben  
Der Kunde muss für die Ausführung der Überweisung folgende Angaben 
machen: 
– Name des Zahlungsempfängers, 
– Kundenkennung des Zahlungsempfängers (siehe Nummer 1.2); ist bei 

grenzüberschreitenden Überweisungen der BIC unbekannt, ist statt-
dessen der vollständige Name und die Adresse des Zahlungsdienstlei-
sters des Zahlungsempfängers anzugeben, 

– Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage), 
– Währung (gegebenenfalls in Kurzform gemäß Anlage), 
– Überweisungsbetrag, 
– Name des Kunden, 
– Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden. 
 
3.2.2 Ausführungsfrist  
Die Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt. 
 
3.2.3 Erstattungs- und Schadensersatzansprüche des Kunden  
3.2.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Überweisung  
(1) Im Falle einer nicht autorisierten Überweisung (siehe Nummer 1.3 

Absatz 2) hat die Sparkasse gegen den Kunden keinen Anspruch auf 
Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den 
Überweisungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto 
des Kunden belastet worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu 
bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisier-
te Überweisung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis 
zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ 
zu erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Sparkasse angezeigt 
wurde, dass die Überweisung nicht autorisiert ist, oder die Sparkasse 
auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Sparkasse einer 
zuständigen Behörde berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein 
betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat 
die Sparkasse ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen 
und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. Wurde 
die Überweisung über einen Zahlungsauslösedienstleister ausgelöst, so 
treffen die Pflichten aus den Sätzen 2 bis 4 die Sparkasse. 

(2) Bei sonstigen Schäden, die aus einer nicht autorisierten Überweisung 
resultieren, haftet die Sparkasse für eigenes Verschulden. Hat der 
Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Scha-
dens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitver-
schuldens, in welchem Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu 
tragen haben. 

 
3.2.3.2 Haftung bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter  
Ausführung einer autorisierten Überweisung  
Bei nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten 
Überweisungen hat der Kunde neben etwaigen Ansprüchen aus Auftrags-
recht nach § 667 BGB und ungerechtfertigter Bereicherung nach §§ 812 
ff. BGB Schadensersatzansprüche nach Maßgabe der folgenden Regelun-
gen: 
– Die Sparkasse haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein 

schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, 
bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem 
Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu tragen haben. 

– Für das Verschulden zwischengeschalteter Stellen haftet die Spar-
kasse nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die Haftung der Spar-
kasse auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung der ersten zwi-
schengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag). 

– Die Haftung der Sparkasse ist auf höchstens 12.500 Euro je Überwei-
sung begrenzt. Diese Haftungsbeschränkung gilt nicht für Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit der Sparkasse und für Gefahren, die die Spar-
kasse besonders übernommen hat. 

 
3.2.3.3 Haftungs- und Einwendungsausschluss  
(1) Eine Haftung der Sparkasse nach den Nummern 3.2.3.2 ist in folgen-

den Fällen ausgeschlossen: 
– Die Sparkasse weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Überwei-

sungsbetrag ordnungsgemäß beim Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfängers eingegangen ist. 

– Die Überweisung wurde in Übereinstimmung mit der vom Kunden 
angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfängers 
(siehe Nummer 1.2) ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der 
Sparkasse jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglich-
keiten darum bemüht, den Überweisungsbetrag wiederzuerlangen. Für 
die Tätigkeiten der Sparkasse nach Satz 2 dieses Unterpunkts berech-
net die Sparkasse das im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewie-
sene Entgelt. 

(2) Ansprüche des Kunden nach den Nummern 3.2.3.1 und 3.2.3.2 und 
Einwendungen des Kunden gegen die Sparkasse aufgrund nicht oder 
fehlerhaft ausgeführter Überweisungen oder aufgrund nicht autorisier-
ter Überweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Sparkas-
se nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer 
nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Überweisung hiervon 
in Textform unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die 
Sparkasse den Kunden über die Belastungsbuchung der Überweisung 
entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg späte-
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stens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet 
hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung 
maßgeblich. Schadensersatzansprüche kann der Kunde auch nach 
Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden 
an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sätze 1 bis 3 gelten 
auch dann, wenn der Kunde die Überweisung über einen Zahlungsaus-
lösedienstleister auslöst. 

(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch 
begründenden Umstände 

– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 
auf das die Sparkasse keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden 
können oder 

– von der Sparkasse aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeige-
führt wurden. 

 
1 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer). 
2 Zum Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) gehören derzeit: Belgien, Bulga-

rien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich 
Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion), Griechen-
land, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, 
Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn 
und Zypern.  

3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl).  
4 Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes.  
5 Zu den EWR-Währungen gehören derzeit: Euro, Bulgarischer Lew, Dänische 

Krone, Isländische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer 
Leu, Schwedische Krone, Schweizer Franken (nur grenzüberschreitende Zah-
lungen mit Liechtenstein), Tschechische Krone, Ungarischer Forint.  

6 Z.B. US-Dollar. 
 
Anlage: Verzeichnis der Kurzformen für Zielland und Währung 
 
Zielland Kurzform Währung Kurzform 
 
Belgien BE Euro EUR 
Bulgarien BG Bulgarischer Lew BGN 
Dänemark DK Dänische Krone DKK 
Deutschland DE Euro EUR 
Estland EE Euro EUR 
Finnland FI Euro EUR 
Frankreich FR Euro EUR 
Griechenland GR Euro EUR 
Irland IE Euro EUR 
Island IS Isländische Krone ISK 
Italien IT Euro EUR 
Japan JP Japanischer Yen JPY 
Kanada CA Kanadischer Dollar CAD 
Kroatien HR Euro EUR 
Lettland LV Euro EUR 
Liechtenstein LI Schweizer Franken* CHF 
Litauen LT Euro EUR 
Luxemburg LU Euro EUR 
Malta MT Euro EUR 
Niederlande NL Euro EUR 
Norwegen NO Norwegische Krone NOK 
Österreich AT Euro EUR 
Polen PL Polnischer Zloty PLN 
Portugal PT Euro EUR 
Rumänien RO Rumänischer Leu RON 
Russische Föderation RU Russischer Rubel RUB 
Schweden SE Schwedische Krone SEK 
Schweiz CH Schweizer Franken CHF 
Slowakei SK Euro EUR 
Slowenien SI Euro EUR 
Spanien ES Euro EUR 
Tschechische Republik CZ Tschechische Krone CZK 
Türkei TR Türkische Lira TRY 
Ungarn HU Ungarischer Forint HUF 
USA US US-Dollar USD 
Vereinigtes Königreich 
von Großbritannien 
und Nordirland GB Britisches Pfund Sterling GBP 
Zypern CY Euro EUR 
 
* Schweizer Franken als gesetzliches Zahlungsmittel in Liechtenstein. 
 
 
 

Bedingungen für Echtzeitüberweisungen 
[Gültig bis zur Vereinbarung der „Bedingungen für den  
Überweisungsverkehr“ in einer Fassung ab September 2024] 

Fassung Januar 2025 
 
Für die Ausführung von Aufträgen von Kunden im Echtzeitüberweisungs-
verfahren gelten die folgenden Bedingungen. Ergänzend gelten die Bedin-
gungen für den Überweisungsverkehr, soweit im Folgenden keine ander-
weitige Vereinbarung getroffen wird. 
 
1.1 Wesentliche Merkmale 
[gültig ab 09.01.2025: Eine Echtzeitüberweisung ist eine Überweisung in 

Euro, die an jedem Kalendertag rund um die Uhr sofort ausgeführt wird.] 
 
Der Kunde kann die Sparkasse beauftragen, durch eine Echtzeitüberwei-
sung einen Geldbetrag in Euro innerhalb des einheitlichen Euro-Zahlungs-
verkehrsraums (Single Euro Payments Area, SEPA, siehe Anhang) an den 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers rechtzeitig gemäß Nr. 1.5 
zu übermitteln, sofern dieser solche Zahlungen auf der Basis des „SEPA 
INSTANT CREDIT TRANSFER (SCT INST)“ Abkommens annimmt und über 
das von der Sparkasse genutzte Zahlungssystem erreichbar ist. Die 
Erreichbarkeit kann vorab anhand einer im Online-Banking veröffentlichten 
Auflistung der teilnehmenden Institute ermittelt werden.  
 
[gültig bis einschließlich 08.01.2025: Der Zahlungsdienstleister des Zah-

lungsempfängers ist gegenüber dem Zahlungsempfänger verpflichtet, ihm 

den Zahlungsbetrag möglichst innerhalb von Sekunden zur Verfügung zu 

stellen.] Die Sparkasse stellt dem Zahler Informationen über die Ausfüh-
rung einer Echtzeitüberweisung in der über das Online-Banking abrufbaren 
Umsatzliste oder über einen anderen vereinbarten elektronischen Weg 
sowie nachträglich über den Kontoauszug zur Verfügung. Entsprechendes 
gilt, wenn die Überweisung abgelehnt wird oder nicht ausgeführt werden 
kann. 
Erhält die Sparkasse für ein in Euro geführtes Zahlungskonto eine Echtzeit-
überweisung, so wird sie den Überweisungsbetrag annehmen und hierüber 
den Zahlungsempfänger in der vereinbarten Form sowie über den Konto-
auszug informieren.  
[gültig ab 09.01.2025: Der Überweisungsbetrag wird innerhalb der Fristen 

gemäß Preis- und Leistungsverzeichnis verfügbar gemacht.]  
 
1.2 Betragsgrenze 
Für Aufträge bestehen Betragsgrenzen, die sich aus dem Preis- und  
Leistungsverzeichnis der Sparkasse ergeben. 
 
1.3 Zugang und Widerruf des Auftrags 
Die Sparkasse unterhält in Änderung der Nummer 1.4 der Bedingungen 
für den Überweisungsverkehr sowie Nummer 5 Absatz 1 der Bedingungen 
für das Online-Banking den für die Ausführung von Echtzeitüberweisungen 
erforderlichen Geschäftsbetrieb für die vereinbarten elektronischen 
Zugangswege (z.B. Online-Banking) ganztägig an allen Kalendertagen eines 
Jahres. Mit dem Zugang des Auftrages bei der Sparkasse kann der Kunde 
diesen nicht mehr widerrufen. 
 
1.4 Ablehnung der Ausführung 
Die Sparkasse wird in Ergänzung der Nummer 1.7 der Bedingungen für 
den Überweisungsverkehr die Ausführung des Auftrags kurzfristig ableh-
nen, wenn: 
– das Belastungskonto nicht für Echtzeitüberweisungen vereinbart 

wurde, 
– die Prüfung der Ausführungsbedingungen, z.B. die wirksame Autorisie-

rung, die Einhaltung der Vorgaben des Geldwäschegesetzes oder der 
Embargobestimmungen nicht kurzfristig abschließend möglich ist, 

– die Kontowährung des Belastungskontos nicht der Euro ist (Fremdwäh-
rungskonto), 

– der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers über das von der 
Sparkasse genutzte Zahlungssystem nicht erreichbar ist, insbesondere 
weil er dieses Verfahren nicht nutzt. 

 
Die Sparkasse wird den Kunden darüber gemäß Nummer 1.1 informieren. 
 
1.5 Ausführungsfrist 
Die Sparkasse ist in Änderung der Nummern 2.2 und 3.2.2 der Bedingun-
gen für den Überweisungsverkehr verpflichtet sicherzustellen, dass der 
Geldbetrag einer Echtzeitüberweisung nach erfolgreicher Prüfung der Aus-
führungsvoraussetzungen gemäß der im Preis- und Leistungsverzeichnis 
vereinbarten Ausführungsfrist bei dem Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfängers eingeht. 
 
Anhang: Liste der zu SEPA gehörigen Staaten und Gebiete 
 
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union derzeit: Belgien, Bulgarien,  
Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschließlich  
Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion),  
Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg,  
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Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden,  
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern. 
Weitere Staaten derzeit: Island, Liechtenstein, Norwegen. 
 
Sonstige Staaten und Gebiete 
Derzeit: Andorra, Guernsey, Isle of Man, Jersey, Monaco, San Marino, 
Schweiz, St. Pierre und Miquelon, Vatikanstadt, Vereinigtes Königreich  
von Großbritannien und Nordirland. 
 
 
 

Bedingungen für den Scheckverkehr 
Fassung Juli 2018 

 
1. Verwendung zugelassener Scheckvordrucke 
1.1 Für die Ausstellung von Schecks sind nur die vom bezogenen Institut 
zugelassenen Scheckvordrucke zu verwenden; andernfalls besteht keine 
Einlösungspflicht. Überbringerschecks dürfen nur auf Vordrucken für Über-
bringerschecks, Orderschecks nur auf Vordrucken für Orderschecks ausge-
stellt werden. 
 
1.2 Verwendet der Kunde eigene Scheckvordrucke, gelten ebenfalls diese 
Bedingungen. Der Empfänger von Scheckvordrucken hat diese bei Emp-
fang auf Vollständigkeit zu prüfen. 
 
2. Sorgfaltspflichten bei Verwahrung und Verwendung  
von Scheckvordrucken und Schecks 
2.1 Scheckvordrucke und ausgefüllte Schecks sind mit besonderer Sorg-
falt aufzubewahren. Das Abhandenkommen von Scheckvordrucken und 
Schecks ist der Sparkasse, möglichst der kontoführenden Stelle, unverzüg-
lich mitzuteilen. 
 
2.2 Die Scheckvordrucke sind deutlich lesbar auszufüllen sowie sorgfältig 
zu behandeln (z.B. nicht knicken, lochen, beschmutzen). Änderungen und 
Streichungen des vorgedruckten Textes dürfen nicht vorgenommen wer-
den. Der Scheckbetrag ist in Ziffern und in Buchstaben unter Angabe der 
Währung so einzusetzen, dass nichts hinzugeschrieben werden kann. Hat 
sich der Kunde beim Ausstellen eines Schecks verschrieben oder ist der 
Scheck auf andere Weise unbrauchbar geworden, so ist er zu vernichten. 
 
3. Haftungsverteilung 
3.1 Die Sparkasse haftet für die Erfüllung Ihrer Verpflichtungen aus dem 
Scheckvertrag. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten, insbeson-
dere durch eine Verletzung seiner Sorgfaltspflichten, zur Entstehung eines 
Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitver-
schuldens, in welchem Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu 
 tragen haben. 
 
3.2 Löst die Sparkasse Schecks ein, die dem Kunden nach der Ausstellung 
abhanden gekommen sind, so kann sie das Konto des Kunden nur bela-
sten, wenn sie bei der Einlösung nicht grob fahrlässig gehandelt hat. 
 
4. Einlösung trotz mangelnden Guthabens 
Die Sparkasse ist berechtigt, Schecks auch bei mangelndem Guthaben 
oder über eine zuvor für das Konto eingeräumte Kontoüberziehung hinaus 
einzulösen. Die Buchung solcher Verfügungen auf dem Konto führt zu 
einer geduldeten Kontoüberziehung. Die Sparkasse ist berechtigt, in  
diesem Fall den höheren Zinssatz für geduldete Kontoüberziehungen zu 
verlangen. 
 
5. Beachtung von Schecksperren 
Der Widerruf eines ausgestellten Schecks kann nur beachtet werden, wenn 
er der kontoführenden Stelle so rechtzeitig zugeht, dass seine Berücksich-
tigung im Rahmen des ordnungsgemäßen Geschäftsablaufs möglich ist. 
Nach Ablauf der Vorlegungsfrist hat das bezogene Institut eine Scheck-
sperre nur für 6 Monate, gerechnet vom Eingang des Widerrufs, zu beach-
ten; später vorgelegte Schecks kann das bezogene Institut einlösen, sofern 
der Aussteller die Sperre nicht in Textform um weitere 6 Monate verlän-
gert. 
 
6. Behandlung von Fremdwährungsschecks 
Die Bestimmung des Umrechnungskurses bei Fremdwährungsgeschäften 
ergibt sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“. 
 
7. Zusätzliche Regelungen für Orderschecks 
Der Aussteller von Orderschecks steht allen Kreditinstituten, die am Einzug 
der von Ihm begebenen Orderschecks beteiligt sind, für deren Bezahlung 
ein. Jedes dieser Kreditinstitute kann gegen Vorlage der innerhalb der Vor-
legungsfrist vorgelegten und nicht bezahlten Schecks Zahlung vom Aus-
steller verlangen. Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch für nach 
Beendigung des Scheckvertrages ausgestellte Orderschecks. 
 
 
 

Bedingungen für Zahlungen mittels Last-
schrift im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren 

Fassung September 2021 
 
Für Zahlungen des Kunden an Zahlungsempfänger mittels SEPA-Basis-
Lastschrift über sein Konto bei der Sparkasse gelten folgende Bedingungen. 
 
1. Allgemein 
1.1 Begriffsbestimmung 
Eine Lastschrift ist ein vom Zahlungsempfänger ausgelöster Zahlungsvor-
gang zulasten des Kontos des Kunden, bei dem die Höhe des jeweiligen 
Zahlungsbetrages vom Zahlungsempfänger angegeben wird. 
 
1.2 Entgelte und deren Änderung 
1.2.1 Entgelte für Verbraucher 
Die Entgelte im Lastschriftverkehr ergeben sich aus dem „Preis- und 
Leistungsverzeichnis“. 
Änderungen der Entgelte im Lastschriftverkehr werden dem Kunden späte-
stens zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform 
angeboten. Hat der Kunde mit der Sparkasse im Rahmen der Geschäftsbe-
ziehung einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart, können die 
Änderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von der Spar-
kasse angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde 
diese annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung eines Entgelts, das 
auf eine über die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Kunden 
gerichtet ist, kann die Sparkasse nur ausdrücklich treffen. 
Die Änderung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag 
(Girovertrag) richtet sich nach Nummer 17 Absatz 6 AGB-Sparkassen. 
 
1.2.2 Entgelte für Kunden, die keine Verbraucher sind 
Für Entgelte und deren Änderung für Zahlungen von Kunden, die keine 
Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nummer 17 
Absätze 2 bis 6 AGB-Sparkassen. 
 
1.3 Meldepflichten nach Außenwirtschaftsrecht  
Der Kunde hat etwaige Meldepflichten nach dem Außenwirtschaftsrecht zu 
beachten. 
 
1.4 Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige  
Beschwerdemöglichkeit  
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse kann sich der 
Kunde an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher bezeichneten 
Streitschlichtungs- oder Beschwerdestellen wenden. 
 
2. SEPA-Basis-Lastschrift  
2.1 Allgemein  
2.1.1 Wesentliche Merkmale des SEPA-Basis-Lastschriftverfahrens  
Mit dem SEPA-Basis-Lastschriftverfahren kann der Kunde über die Spar-
kasse an den Zahlungsempfänger Zahlungen in Euro innerhalb des Gebiets 
des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums („Single Euro Payments 
Area“, SEPA) bewirken. Zur SEPA gehören die in der Anlage genannten 
Staaten und Gebiete. 
Für die Ausführung von Zahlungen mittels SEPA-Basis-Lastschriften muss 
– der Zahlungsempfänger und dessen Zahlungsdienstleister das SEPA-

Basis-Lastschriftverfahren nutzen und  
– der Kunde vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfänger das 

SEPA-Lastschriftmandat erteilen. 
Der Zahlungsempfänger löst den jeweiligen Zahlungsvorgang aus, indem 
er über seinen Zahlungsdienstleister der Sparkasse die Lastschriften vor-
legt. 
Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-
Basis-Lastschrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der 
Belastungsbuchung auf seinem Konto von der Sparkasse die Erstattung 
des belasteten Lastschriftbetrages verlangen. 
 
2.1.2 Kundenkennungen  
Für das Verfahren hat der Kunde die ihm mitgeteilte IBAN1 und bei grenz-
überschreitenden Zahlungen außerhalb des Europäischen Wirtschafts-
raums2 (EWR) zusätzlich den BIC3 der Sparkasse als seine Kundenkennung 
gegenüber dem Zahlungsempfänger zu verwenden, da die Sparkasse 
berechtigt ist, die Zahlung aufgrund der SEPA-Basis-Lastschrift aus-
schließlich auf der Grundlage der ihr übermittelten Kundenkennung auszu-
führen. Die Sparkasse und die weiteren beteiligten Stellen führen die Zah-
lung an den Zahlungsempfänger anhand der im Lastschriftdatensatz vom 
Zahlungsempfänger als dessen Kundenkennung angegebenen IBAN und 
bei grenzüberschreitenden Zahlungen außerhalb des EWR zusätzlich ange-
gebenen BIC aus. 
 
2.1.3 Übermittlung von Lastschriftdaten  
Bei SEPA-Basis-Lastschriften können die Lastschriftdaten auch über das 
Nachrichtenübermittlungssystem der Society for Worldwide Interbank 
Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien und Rechenzen-
tren in der Europäischen Union, in der Schweiz und in den USA weiterge-
leitet werden. 
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2.2 SEPA-Lastschriftmandat  
2.2.1 Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats (SEPA Direct Debit Mandate) 
Der Kunde erteilt dem Zahlungsempfänger ein SEPA-Lastschriftmandat. 
Damit autorisiert er gegenüber seiner Sparkasse die Einlösung von SEPA-
Basis-Lastschriften des Zahlungsempfängers. Das Mandat ist schriftlich 
oder in der mit seiner Sparkasse vereinbarten Art und Weise zu erteilen. 
In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung enthal-
ten, dass die am Lastschrifteinzug beteiligten Zahlungsdienstleister und 
etwaige zwischengeschaltete Stellen die für die Ausführung der Last-
schrift notwendigen personenbezogenen Daten des Kunden abrufen, ver-
arbeiten, übermitteln und speichern. 
In dem SEPA-Lastschriftmandat müssen die folgenden Erklärungen des 
Kunden enthalten sein: 
– Ermächtigung des Zahlungsempfängers, Zahlungen vom Konto des 

Kunden mittels SEPA-Basis-Lastschrift einzuziehen, und  
– Weisung an die Sparkasse, die vom Zahlungsempfänger auf sein Konto 

gezogenen SEPA-Basis-Lastschriften einzulösen. 
Das SEPA-Lastschriftmandat muss folgende Angaben (Autorisierungsda-
ten) enthalten: 
– Bezeichnung des Zahlungsempfängers, 
– eine Gläubiger-Identifikationsnummer, 
– Kennzeichnung als einmalige oder wiederkehrende Zahlung,  
– Name des Kunden (sofern verfügbar) und  
– seine Kundenkennung (siehe Nummer 2.1.2). 
Über die Autorisierungsdaten hinaus kann das Lastschriftmandat zusätzli-
che Angaben enthalten. 
Mit dem Einzug der letzten Lastschrift teilt der Zahlungsempfänger der 
Sparkasse des Kunden die Erledigung des SEPA-Lastschriftmandates mit. 
 
2.2.2 Einzugsermächtigung als SEPA-Lastschriftmandat  
Hat der Kunde dem Zahlungsempfänger eine Einzugsermächtigung erteilt, 
mit der er den Zahlungsempfänger ermächtigt, Zahlungen von seinem 
Konto mittels Lastschrift einzuziehen, weist er zugleich damit die Sparkas-
se an, die vom Zahlungsempfänger auf sein Konto gezogenen Lastschriften 
einzulösen. Mit der Einzugsermächtigung autorisiert der Kunde gegenüber 
seiner Sparkasse die Einlösung von Lastschriften des Zahlungsempfängers. 
Diese Einzugsermächtigung gilt als SEPA-Lastschriftmandat. Sätze 1 bis 3 
gelten auch für vom Kunden vor dem Inkrafttreten dieser Bedingungen 
erteilte Einzugsermächtigungen. 
Die Einzugsermächtigung muss folgende Autorisierungsdaten enthalten: 
– Bezeichnung des Zahlungsempfängers, 
– Name des Kunden, 
– Kundenkennung nach Nummer 2.1.2 oder Kontonummer und Bankleit-

zahl des Kunden. 
Über die Autorisierungsdaten hinaus kann die Einzugsermächtigung 
zusätzliche Angaben enthalten. 
 
2.2.3 Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats  
Das SEPA-Lastschriftmandat kann vom Kunden durch Erklärung gegen-
über dem Zahlungsempfänger oder seiner Sparkasse – möglichst schrift-
lich – mit der Folge widerrufen werden, dass nachfolgende Zahlungsvor-
gänge nicht mehr autorisiert sind. Erfolgt der Widerruf gegenüber der 
Sparkasse, wird er ab dem auf den Eingang des Widerrufs folgenden 
Geschäftstag gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ wirksam. Zusätz-
lich sollte der Widerruf auch gegenüber dem Zahlungsempfänger erklärt 
werden, damit dieser keine weiteren Lastschriften einzieht. 
 
2.2.4 Begrenzung und Nichtzulassung von SEPA-Basis-Lastschriften  
Der Kunde kann der Sparkasse gesondert die Weisung erteilen, Zahlungen 
aus SEPA-Basis-Lastschriften zu begrenzen oder nicht zuzulassen. Diese 
Weisung muss der Sparkasse bis spätestens zum Ende des Geschäftsta-
ges gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ vor dem im Datensatz der 
Lastschrift angegebenen Fälligkeitstag möglichst schriftlich oder, wenn im 
Rahmen der Geschäftsbeziehung der elektronische Kommunikationsweg 
vereinbart wurde (z.B. Online-Banking), auf diesem Wege zugehen. Diese 
Weisung sollte zusätzlich auch gegenüber dem Zahlungsempfänger erklärt 
werden. 
 
2.3 Einzug der SEPA-Basis-Lastschrift auf Grundlage des SEPA-Last-
schriftmandats durch den Zahlungsempfänger  
(1) Das vom Kunden erteilte SEPA-Lastschriftmandat verbleibt beim Zah-

lungsempfänger. Dieser übernimmt die Autorisierungsdaten und setzt 
etwaige zusätzliche Angaben in den Datensatz zur Einziehung von 
SEPA-Basis-Lastschriften. Der jeweilige Lastschriftbetrag wird vom 
Zahlungsempfänger angegeben. 

(2) Der Zahlungsempfänger übermittelt elektronisch den Datensatz zur 
Einziehung der SEPA-Basis-Lastschrift unter Einschaltung seines Zah-
lungsdienstleisters an die Sparkasse als Zahlstelle. Dieser Datensatz 
verkörpert auch die im SEPA-Lastschriftmandat enthaltene Weisung 
des Kunden an die Sparkasse zur Einlösung der jeweiligen SEPA-Basis-
Lastschrift (siehe Nummer 2.2.1 Satz 2 und Satz 4 bzw. Nummer 
2.2.2 Satz 2). Für den Zugang dieser Weisung verzichtet die Sparkasse 
auf die für die Erteilung des Mandats vereinbarte Form (siehe Nummer 
2.2.1 Satz 3). 

 

2.4 Zahlungsvorgang aufgrund der SEPA-Basis-Lastschrift  
2.4.1 Belastung des Kontos des Kunden mit dem Lastschriftbetrag  
(1) Eingehende SEPA-Basis-Lastschriften des Zahlungsempfängers werden 

am im Datensatz angegebenen Fälligkeitstag mit dem vom Zahlungs-
empfänger angegebenen Lastschriftbetrag dem Konto des Kunden 
belastet. Fällt der Fälligkeitstag nicht auf einen im „Preis- und Lei-
stungsverzeichnis“ ausgewiesenen Geschäftstag der Sparkasse, erfolgt 
die Kontobelastung am nächsten Geschäftstag. 

(2) Eine Kontobelastung erfolgt nicht oder wird spätestens am zweiten 
Geschäftstag gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ nach ihrer Vor-
nahme rückgängig gemacht, wenn  

– der Sparkasse ein Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats gemäß 
Nummer 2.2.3 zugegangen ist,  

– der Kunde über kein für die Einlösung der Lastschrift ausreichendes 
Guthaben auf seinem Konto oder über keinen ausreichenden Kredit 
verfügt (fehlende Kontodeckung); Teileinlösungen nimmt die Spar-
kasse nicht vor,  

– die im Lastschriftdatensatz angegebene IBAN des Zahlungspflichtigen 
keinem Konto des Kunden bei der Sparkasse zuzuordnen ist oder  

– die Lastschrift nicht von der Sparkasse verarbeitbar ist, da im Last-
schriftdatensatz  

■ eine Gläubiger-Identifikationsnummer fehlt oder für die Sparkasse 
erkennbar fehlerhaft ist,  

■ eine Mandatsreferenz fehlt,  
■ ein Ausstellungsdatum des Mandats fehlt oder  
■ kein Fälligkeitstag angegeben ist. 
(3) Darüber hinaus erfolgt eine Kontobelastung nicht oder wird spätestens 

am zweiten Geschäftstag nach ihrer Vornahme rückgängig gemacht 
(siehe Nummer 2.4.2), wenn dieser SEPA-Basis-Lastschrift eine geson-
derte Weisung des Kunden gemäß Nummer 2.2.4 entgegensteht. 

 
2.4.2 Einlösung von SEPA-Basis-Lastschriften  
SEPA-Basis-Lastschriften sind eingelöst, wenn die Belastungsbuchung auf 
dem Konto des Kunden nicht spätestens gemäß Nummer 2.4.1 Absatz 2 
rückgängig gemacht wird. 
 
2.4.3 Unterrichtung über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung 
der Belastungsbuchung oder Ablehnung der Einlösung  
Über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung der Belastungsbu-
chung (siehe Nummer 2.4.1 Absatz 2) oder die Ablehnung der Einlösung 
einer SEPA-Basis-Lastschrift (siehe Nummer 2.4.2) wird die Sparkasse den 
Kunden unverzüglich, spätestens bis zu der gemäß Nummer 2.4.4 verein-
barten Frist, unterrichten. Dies kann auch auf dem für Kontoinformationen 
vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Sparkasse, soweit möglich, 
die Gründe sowie die Möglichkeiten angeben, wie Fehler, die zur Nichtaus-
führung, Rückgängigmachung oder Ablehnung geführt haben, berichtigt 
werden können. 
Für die berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten SEPA-
Basis-Lastschrift wegen fehlender Kontodeckung (siehe Nummer 2.4.1 
Absatz 2, zweiter Spiegelstrich) berechnet die Sparkasse das im „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt. 
 
2.4.4 Ausführung der Zahlung  
(1) Die Sparkasse ist verpflichtet sicherzustellen, dass der von ihr dem 

Konto des Kunden aufgrund der SEPA-Basis-Lastschrift des Zahlungs-
empfängers belastete Lastschriftbetrag spätestens innerhalb der im 
„Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Ausführungsfrist beim 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht. 

(2) Die Ausführungsfrist beginnt an dem im Lastschriftdatensatz angege-
benen Fälligkeitstag. Fällt dieser Tag nicht auf einen Geschäftstag 
gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Sparkasse, so beginnt die 
Ausführungsfrist am darauffolgenden Geschäftstag. 

(3) Die Sparkasse unterrichtet den Kunden über die Ausführung der Zah-
lung auf dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg und in der ver-
einbarten Häufigkeit. 

 
2.5 Erstattungsanspruch des Kunden bei einer autorisierten Zahlung  
(1) Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-

Basis-Lastschrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt 
der Belastungsbuchung auf seinem Konto von der Sparkasse ohne 
Angabe von Gründen die Erstattung des belasteten Lastschriftbetrages 
verlangen. Dabei bringt die Sparkasse das Konto wieder auf den Stand, 
auf dem es sich ohne die Belastung durch die Zahlung befunden hätte. 
Etwaige Zahlungsansprüche des Zahlungsempfängers gegen den Kun-
den bleiben hiervon unberührt. 

(2) Der Erstattungsanspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, sobald der 
jeweilige Betrag der Lastschriftbelastungsbuchung durch eine aus-
drückliche Genehmigung des Kunden unmittelbar gegenüber der Spar-
kasse autorisiert worden ist. 

(3) Erstattungsansprüche des Kunden bei einer nicht erfolgten oder feh-
lerhaft ausgeführten autorisierten Zahlung richten sich nach Nummer 
2.6.2. 
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2.6 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche  
des Kunden 
2.6.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung  
Im Falle einer vom Kunden nicht autorisierten Zahlung hat die Sparkasse 
gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. 
Sie ist verpflichtet, dem Kunden den von seinem Konto abgebuchten Last-
schriftbetrag zu erstatten. Dabei bringt sie das Konto wieder auf den 
Stand, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte 
Zahlung befunden hätte. Diese Verpflichtung ist spätestens bis zum Ende 
des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, 
der auf den Tag folgt, an welchem der Sparkasse angezeigt wurde, dass 
die Zahlung nicht autorisiert ist, oder die Sparkasse auf andere Weise 
davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Sparkasse einer zuständigen Behörde 
berechtigte Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten 
des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Sparkasse ihre Verpflich-
tung aus Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der 
Betrugsverdacht nicht bestätigt. 
 
2.6.2 Ansprüche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausfüh-
rung von autorisierten Zahlungen  
(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer auto-

risierten Zahlung kann der Kunde von der Sparkasse die unverzügliche 
und ungekürzte Erstattung des Lastschriftbetrages insoweit verlangen, 
als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag 
dem Konto des Kunden belastet, bringt die Sparkasse dieses wieder 
auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehler-
haft ausgeführten Zahlungsvorgang befunden hätte. 

(2) Der Kunde kann über den Anspruch nach Absatz 1 hinaus von der 
Sparkasse die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen verlangen, die 
die Sparkasse ihm im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder feh-
lerhaften Ausführung der Zahlung in Rechnung gestellt oder mit denen 
sie das Konto des Kunden belastet hat. 

(3) Geht der Lastschriftbetrag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfängers erst nach Ablauf der Ausführungsfrist in Nummer 2.4.4 
Absatz 2 ein (Verspätung), kann der Zahlungsempfänger von seinem 
Zahlungsdienstleister verlangen, dass dieser die Gutschrift des Last-
schriftbetrags auf dem Konto des Zahlungsempfängers so vornimmt, 
als sei die Zahlung ordnungsgemäß ausgeführt worden. 

(4) Wurde ein Zahlungsvorgang nicht oder fehlerhaft ausgeführt, wird die 
Sparkasse auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvoll-
ziehen und den Kunden über das Ergebnis unterrichten. 

 
2.6.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung  
(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspäteter Ausführung einer 

autorisierten Zahlung oder bei einer nicht autorisierten Zahlung kann 
der Kunde von der Sparkasse einen Schaden, der nicht bereits von den 
Nummern 2.6.1 und 2.6.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, 
wenn die Sparkasse die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die 
Sparkasse hat hierbei ein Verschulden, das einer von ihr zwischenge-
schalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten. 
Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung 
eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des 
Mitverschuldens, in welchem Umfang Sparkasse und Kunde den Scha-
den zu tragen haben. 

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro je Zahlung begrenzt. 
Diese betragsmäßige Haftungsgrenze gilt nicht  

– für nicht autorisierte Zahlungen,  
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Sparkasse,  
– für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernommen hat, und  
– für den dem Kunden entstandenen Zinsschaden, wenn der Kunde Ver-

braucher ist. 
 
2.6.4 Ansprüche von Kunden, die keine Verbraucher sind  
Abweichend von den Ansprüchen in Nummer 2.6.2 und in Nummer 2.6.3 
haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, feh-
lerhaft oder verspätet ausgeführten autorisierten Zahlung oder bei einer 
nicht autorisierten Zahlung neben etwaigen Ansprüchen aus Auftragsrecht 
nach § 667 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) und ungerechtfertigter Berei-
cherung nach §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzansprüche nach 
Maßgabe folgender Regelungen: 
– Die Sparkasse haftet für eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein 

schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, 
bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem 
Umfang Sparkasse und Kunde den Schaden zu tragen haben. 

– Für das Verschulden der von der Sparkasse zwischengeschalteten Stel-
len haftet die Sparkasse nicht. In diesen Fällen beschränkt sich die 
Haftung der Sparkasse auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung 
der ersten zwischengeschalteten Stelle. 

– Ein Schadensersatzanspruch des Kunden ist der Höhe nach auf den 
Lastschriftbetrag zuzüglich der von der Sparkasse in Rechnung gestell-
ten Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die  
Geltendmachung von Folgeschäden handelt, ist der Anspruch auf 
höchstens 12.500 Euro je Zahlung begrenzt. Diese Haftungsbeschrän-
kungen gelten nicht für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Sparkas-
se und für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernommen hat, 
sowie für nicht autorisierte Zahlungen. 

 

2.6.5 Haftungs- und Einwendungsausschluss  
(1) Eine Haftung der Sparkasse nach den Nummern 2.6.2 bis 2.6.4 ist in 

folgenden Fällen ausgeschlossen: 
– Die Sparkasse weist gegenüber dem Kunden nach, dass der Last-

schriftbetrag rechtzeitig und ungekürzt beim Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers eingegangen ist. 

– Die Zahlung wurde in Übereinstimmung mit der vom Zahlungsempfän-
ger angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfän-
gers ausgeführt. In diesem Fall kann der Kunde von der Sparkasse 
jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten darum 
bemüht, den Lastschriftbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlan-
gung des Lastschriftbetrags nach Satz 2 dieses Unterpunkts nicht 
möglich, so ist die Sparkasse verpflichtet, dem Kunden auf schriftli-
chen Antrag alle verfügbaren Informationen mitzuteilen, damit der 
Kunde einen Anspruch auf Erstattung des Lastschriftbetrags geltend 
machen kann. Für die Tätigkeiten nach den Sätzen 2 und 3 dieses 
Unterpunkts berechnet die Sparkasse das im „Preis- und Leistungsver-
zeichnis “ ausgewiesene Entgelt. 

(2) Ansprüche des Kunden nach den Nummern 2.6.1 bis 2.6.4 und Ein-
wendungen des Kunden gegen die Sparkasse aufgrund nicht oder feh-
lerhaft ausgeführter Zahlungen oder aufgrund nicht autorisierter Zah-
lungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Sparkasse nicht 
spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht 
autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlung hiervon unterrichtet 
hat. Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Sparkasse den Kunden 
über die Belastungsbuchung der Zahlung entsprechend dem für Konto-
informationen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats 
nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den 
Fristbeginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Schadensersatzan-
sprüche nach Nummer 2.6.3 kann der Kunde auch nach Ablauf der 
Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Ein-
haltung dieser Frist verhindert war. 

(3) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch 
begründenden Umstände  

– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 
auf das die Sparkasse keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt nicht hätten vermieden werden 
können, oder  

– von der Sparkasse aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeige-
führt wurden. 

 
Anlage: Liste der zu SEPA gehörenden Staaten und Gebiete  
 
1 .Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
1.1 Mitgliedstaaten der Europäischen Union  
Derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, 
Frankreich (einschließlich Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, 
Mayotte, Réunion), Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, 
Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, 
Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn 
sowie Zypern. 
 
1.2 Weitere Staaten  
Island, Liechtenstein und Norwegen. 
 
2. Sonstige Staaten und Gebiete  
Derzeit: Andorra, Guernsey, Isle of Man, Jersey, Monaco, San Marino, 
Schweiz, St. Pierre und Miquelon, Vatikanstadt, Vereinigtes Königreich  
von Großbritannien und Nordirland. 
 
1 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).  
2 Für die Mitgliedstaaten des EWR siehe Nummer 1 der Anlage.  
3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl). 
 
 
 

Bedingungen für die Sparkassen-Card 
(Debitkarte) 

Fassung Januar 2025 
 
A Garantierte Zahlungsformen 
 
I Geltungsbereich 
Die von der Sparkasse ausgegebene Sparkassen-Card ist eine Debitkarte. 
Der Karteninhaber kann die Sparkassen-Card (nachfolgend Debitkarte 
genannt), soweit diese und die Terminals entsprechend ausgestattet sind, 
für folgende Zahlungsdienste nutzen: 
 
1. In Verbindung mit der persönlichen Geheimzahl (PIN) in  
deutschen Debitkartensystemen: 
(1) Zur Bargeldauszahlung an Geldautomaten im Rahmen des deutschen 

Geldautomatensystems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet 
sind. 
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(2) Zum Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an automa-
tisierten Kassen im Rahmen des deutschen girocard-Systems, die mit 
dem girocard-Logo gekennzeichnet sind (girocard-Terminals). 

(3) Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos, das ein Mobilfunknut-
zer bei einem Mobilfunkanbieter unterhält, an einem Geldautomaten, 
sofern der Geldautomatenbetreiber diese Funktion anbietet und der 
Mobilfunkanbieter an dem System teilnimmt. 

 
2. In Verbindung mit der persönlichen Geheimzahl (PIN) in 
 fremden Debitkartensystemen: 
(1) Zur Bargeldauszahlung an Geldautomaten im Rahmen eines fremden 

Geldautomatensystems, soweit die Debitkarte entsprechend ausgestat-
tet ist. 

(2) Zum Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an automa-
tisierten Kassen im Rahmen eines fremden Systems, soweit die Debit-
karte entsprechend ausgestattet ist. 

(3) Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos, das ein Mobilfunknut-
zer bei einem Mobilfunkanbieter unterhält, an dem Geldautomaten 
eines fremden Systems, sofern der Geldautomatenbetreiber diese 
Funktion anbietet und der Mobilfunkanbieter an dem System teilnimmt. 

(4) Die Akzeptanz der Debitkarte im Rahmen eines fremden Systems 
erfolgt unter dem für das fremde System geltenden Akzeptanzlogo. 

 
3. Ohne Einsatz der persönlichen Geheimzahl (PIN): 
(1) Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunterneh-

men an automatisierten Kassen im Rahmen des deutschen girocard-
Systems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind, bis 50 Euro 
pro Bezahlvorgang, soweit an den automatisierten Kassen für den 
jeweiligen kontaktlosen Einsatz nicht die Eingabe einer persönlichen 
Geheimzahl (PIN) verlangt wird. Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- 
und Dienstleistungsunternehmen an automatisierten Kassen im Rah-
men von fremden Debitkartensystemen bis zu 50 Euro pro Bezahlvor-
gang, soweit an den automatisierten Kassen für den jeweiligen kon-
taktlosen Einsatz nicht die Eingabe einer persönlichen Geheimzahl 
(PIN) verlangt wird. Sowie zum Einsatz bei elektronischen Fernzah-
lungsvorgängen über das Internet bei Handels- und Dienstleistungsun-
ternehmen (Online-Handel) im Rahmen von fremden Debitkartensyste-
men. Die Akzeptanz der Debitkarte im Rahmen eines fremden Systems 
erfolgt unter dem für das fremde System geltenden Akzeptanzlogo. 

(2) Außerhalb der Erbringung von Zahlungsdiensten und ohne dass mit 
der Funktion eine Garantie der Sparkasse verbunden ist, als Speicher-
medium für Zusatzanwendungen 

– der Sparkasse nach Maßgabe des mit der Sparkasse abgeschlossenen 
Vertrages (bankgenerierte Zusatzanwendung) oder 

– eines Handels- und Dienstleistungsunternehmens nach Maßgabe des 
vom Karteninhaber mit diesem abgeschlossenen Vertrages (unterneh-
mensgenerierte Zusatzanwendung). 

 
II Allgemeine Regeln 
1. Ausgabe der Debitkarte 
Die Debitkarte kann in zwei Kartenformen ausgegeben werden, entweder 
als „physische Debitkarte“ (d.h. z.B. als Plastikkarte) oder als „virtuelle 
Debitkarte“ (d.h. ohne Plastikkarte). Die Ausgabe einer virtuellen Debitkarte 
erfolgt zur Speicherung als digitale Debitkarte auf einem Telekommunikati-
ons-, Digital- oder IT-Gerät (mobiles Endgerät). Eine physische Debitkarte 
kann – ergänzend zur Plastikkarte – zur zusätzlichen Speicherung auch  
als digitale Debitkarte auf einem mobilen Endgerät ausgegeben werden. 
Soweit sich aus dem Sinnzusammenhang nichts anderes ergibt, wird der 
Begriff „Debitkarte“ in diesen „Bedingungen für die Sparkassen-Card 
(Debitkarte)“ als Oberbegriff für die physische Debitkarte und die virtuelle 
Debitkarte einschließlich der jeweils zugehörigen digitalen Debitkarte(n) 
verwendet und erfasst sie alle gleichermaßen. Soweit die Debitkarte mit 
den für den Einsatz im Online-Handel erforderlichen Kartendaten [16-stelli-
ge Primary Account Number (PAN), Kartenprüfnummer (Card Verification 
Value (CVV)/Card Validation Code (CVC)) und „Gültig-bis“-Datum] ausge-
stattet ist, können Fernzahlungsvorgänge im Online-Handel mit diesen  
Kartendaten auch schon vor und unabhängig vom Erhalt der physischen 
Debitkarte oder vor und unabhängig von der Speicherung als digitale 
Debitkarte auf einem mobilen Endgerät vorgenommen werden. Die Ver-
wendung dieser Kartendaten, die Fernzahlungsvorgänge im Online-Handel 
ermöglichen („Kartendaten für den Online-Handel“), ist und gilt als Einsatz 
und Nutzung der Debitkarte. Auf jede Kartenform – einschließlich der digi-
talen Debitkarte(n) – finden die mit dem Kontoinhaber vereinbarten Karten-
bedingungen (z.B. „Bedingungen für die Sparkassen-Card (Debitkarte)“, 
„Bedingungen für die digitale Sparkassen-Card (Debitkarte) mit individuali-
sierten Authentifizierungsverfahren“, „Bedingungen für 3-D Secure mit der 
S-pushTAN-App für Kartenverfügungen im Online-Handel“) in dem dort 
festgelegten Umfang Anwendung. Dies gilt nicht wenn und soweit in den 
Kartenbedingungen ausdrücklich etwas anderes geregelt ist. Für die digita-
le Debitkarte sind ergänzend die Nutzungsvoraussetzungen und Hinweise 
für die digitale Sparkassen-Card (Debitkarte) zu beachten. Physischen 
Debitkarten und virtuellen Debitkarten liegen jeweils eigenständige, vonein-
ander unabhängige Kartenverträge zugrunde. 
 

2. Karteninhaber und Vollmacht 
Die Debitkarte gilt für das Konto, zu dem sie ausgegeben wird. Sie kann 
nur auf den Namen des Kontoinhabers oder einer Person ausgestellt wer-
den, der der Kontoinhaber Kontovollmacht erteilt hat. Wenn der Kontoin-
haber die Kontovollmacht widerruft, ist er dafür verantwortlich, dass die an 
den Bevollmächtigten ausgegebene physische Debitkarte an die Sparkasse 
zurückgegeben oder vernichtet wird, und dass eine vom Bevollmächtigten 
auf mobilen Endgeräten gespeicherte digitale Debitkarte auf allen mobilen 
Endgeräten gelöscht wird. Falls die Debitkarte mit Kartendaten für den 
Online-Handel ausgestattet ist, ist der Kontoinhaber ferner verantwortlich 
dafür, dass diese Kartendaten des Bevollmächtigten gelöscht und nicht 
mehr für Fernzahlungsvorgänge im Online-Handel genutzt werden. Die 
Sparkasse wird die Debitkarte nach Widerruf der Vollmacht für die Nut-
zung an Geldautomaten und automatisierten Kassen elektronisch sperren.  
Eine Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung kommt 
nur gegenüber dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzanwendung  
in den Chip der physischen Debitkarte eingespeichert hat, und ist nur dann 
möglich, wenn das Unternehmen die Möglichkeit zur Sperrung seiner 
Zusatzanwendung vorsieht. Die Sperrung einer bankgenerierten Zusatzan-
wendung der Sparkasse kommt nur gegenüber der Sparkasse in Betracht 
und richtet sich nach dem mit der Sparkasse abgeschlossenen Vertrag. 
Solange die Rückgabe der physischen Debitkarte nicht erfolgt ist, ist eine 
Nutzung der gespeicherten Zusatzanwendungen weiterhin möglich. 
 
3. Finanzielle Nutzungsgrenze 
Der Karteninhaber darf Verfügungen mit seiner Debitkarte nur im Rahmen 
des Kontoguthabens oder einer eingeräumten Kontoüberziehung vorneh-
men. Auch wenn der Karteninhaber diese Nutzungsgrenze bei seinen Ver-
fügungen nicht einhält, ist die Sparkasse berechtigt, den Ersatz der Auf-
wendungen zu verlangen, die aus der Nutzung der Debitkarte entstehen. 
Die Buchung solcher Verfügungen auf dem Konto führt zu einer gedulde-
ten Kontoüberziehung. 
 
4. Umrechnung von Fremdwährungsbeträgen 
Nutzt der Karteninhaber die Debitkarte für Verfügungen, die nicht auf Euro 
lauten, wird das Konto gleichwohl in Euro belastet. Die Bestimmung des 
Kurses bei Fremdwährungsgeschäften ergibt sich aus dem „Preis- und  
Leistungsverzeichnis“. Eine Änderung des in der Umrechnungsregelung 
genannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige 
Benachrichtigung des Kunden wirksam. 
 
5. Rückgabe der Debitkarte 
Die physische Debitkarte bleibt im Eigentum der Sparkasse. Die Debitkarte 
ist nicht übertragbar. Die Debitkarte ist nur für den auf der physischen 
Karte angegebenen, bzw. den bei Ausgabe oder Verlängerung einer virtuel-
len Debitkarte mitgeteilten Zeitraum gültig. Mit Aushändigung einer neuen 
physischen Debitkarte, spätestens aber nach Ablauf der Gültigkeit der 
 physischen Debitkarte ist die Sparkasse berechtigt, die alte physische 
Debitkarte zurückzuverlangen beziehungsweise die Löschung der digitalen 
Debitkarte auf den mobilen Endgeräten, sowie die Löschung der Kartenda-
ten für den Online-Handel zu verlangen oder selbst zu veranlassen. Endet 
die Berechtigung, die Debitkarte in den ausgegebenen Kartenformen zu 
nutzen, vorher (z.B. durch Kündigung der Kontoverbindung oder des jewei-
ligen Kartenvertrages), so hat der Karteninhaber zu diesem früheren Zeit-
punkt die physische Debitkarte unverzüglich an die Sparkasse zurückzuge-
ben beziehungsweise die digitale Debitkarte auf den mobilen Endgeräten 
sowie die Kartendaten für den Online-Handel zu löschen. Auf der physi-
schen Debitkarte befindliche unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen 
hat der Karteninhaber bei dem Unternehmen, das die Zusatzanwendung 
auf die physische Debitkarte aufgebracht hat, unverzüglich entfernen  
zu lassen. Die Möglichkeit zur weiteren Nutzung einer bankgenerierten 
Zusatzanwendung richtet sich nach dem Vertragsverhältnis zwischen dem 
Karteninhaber und der Sparkasse. 
 
6. Sperre und Einziehung der Debitkarte 
(1) Die Sparkasse darf die Debitkarte sperren und den Einzug der physi-

schen Debitkarte (z.B. an Geldautomaten) veranlassen beziehungsweise 
die Löschung der digitalen Debitkarte auf den mobilen Endgeräten 
sowie der Kartendaten für den Online-Handel verlangen oder selbst 
veranlassen, 

– wenn sie berechtigt ist, den zu Grunde liegenden Kartenvertrag bezie-
hungsweise die Nutzung der digitalen Debitkarte aus wichtigem Grund 
zu kündigen, 

– wenn sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der 
Debitkarte dies rechtfertigen oder 

– wenn der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Ver-
wendung der Debitkarte besteht.  

Darüber wird die Sparkasse den Karteninhaber unter Angabe der hierfür 
maßgeblichen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach 
der Sperre oder Löschung unterrichten. Die Sparkasse wird die Debitkarte 
entsperren oder diese durch eine neue Debitkarte ersetzen, wenn die Grün-
de für die Sperre oder Löschung nicht mehr gegeben sind. Auch hierüber 
unterrichtet sie den Karteninhaber unverzüglich. 
(2) Befindet sich auf der physischen Debitkarte für das Online-Banking 

eine TAN-Generatorfunktion, so hat die Sperre der physischen Debit-
karte auch eine Sperre der Funktion für das Online-Banking zur Folge. 
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(3) Hat der Karteninhaber auf einer eingezogenen physischen Debitkarte 
eine Zusatzanwendung gespeichert, so hat der Einzug der physischen 
Debitkarte zur Folge, dass er die Zusatzanwendung nicht mehr nutzen 
kann. Zum Zeitpunkt der Einziehung in der physischen Debitkarte 
gespeicherte unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen kann der 
Karteninhaber vom kartenausgebenden Institut herausverlangen, nach-
dem dieses die physische Debitkarte von der Stelle, die die physische 
Debitkarte eingezogen hat, zur Verfügung gestellt bekommen hat. Die 
Sparkasse ist berechtigt, das Herausga-beverlangen in Bezug auf die 
unternehmensgenerierten Zusatzanwendungen dadurch zu erfüllen, 
dass sie dem Karteninhaber die um die Zahlungsverkehrsfunktionen 
bereinigte physische Karte aushändigt. Die Möglichkeit zur weiteren 
Nutzung einer bankgenerierten Zusatzanwendung richtet sich nach den 
für jene Zusatzanwendung geltenden Regeln. 

 
7. Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers 
7.1 Unterschrift 
Sofern die physische Debitkarte ein Unterschriftsfeld vorsieht, hat der  
Karteninhaber die physische Debitkarte nach Erhalt unverzüglich auf dem 
Unterschriftsfeld zu unterschreiben. 
 
7.2 Sorgfältige Aufbewahrung und Sicherung der Debitkarte 
(1) Die physische Debitkarte ist mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, 

um zu verhindern, dass sie abhanden kommt und missbräuchlich ver-
wendet wird, da sie (z.B. im Rahmen des girocard-Systems) miss-
bräuchlich eingesetzt werden kann. Sie darf insbesondere nicht unbe-
aufsichtigt im Kraftfahrzeug aufbewahrt werden. Darüber hinaus kann 
jeder, der im Besitz der physischen Debitkarte ist, z.B. bis zur Sperre 
der Debitkarte Transaktionen an automatisierten Kassen ohne persönli-
che Geheimzahl (PIN) tätigen. Entsprechende Sorgfaltspflichten gelten 
für jedes mobile Endgerät, auf dem eine digitale Debitkarte gespeichert 
ist, nach Maßgabe der Bedingungen für die digitale Sparkassen-Card 
(Debitkarte) mit individualisierten Authentifizierungsverfahren. 

(2) Soweit technisch möglich, soll der Karteninhaber den Zugang zu allen 
mobilen Endgeräten, auf dem die digitale Debitkarte gespeichert ist, 
mit einer für das jeweilige mobile Endgerät bestimmten persönlichen 
Geheimzahl (Endgeräte-PIN) oder auf andere geeignete Weise (z.B. 
durch Fingerabdruck) sichern. 

(3) Soweit eine Debitkarte mit Kartendaten für den Online-Handel ausge-
stattet ist, hat der Karteninhaber diese geheim zu halten und dafür 
Sorge zu tragen, dass keine andere Person Kenntnis davon erlangt. 
Denn jede Person, die diese Kartendaten kennt, kann mit diesen vor  
der Sperre der Debitkarte Fernzahlungsvorgänge im Online-Handel  
zu Lasten des Kontos zu tätigen, zu dem die Debitkarte ausgegeben 
wurde. 

 
7.3 Geheimhaltung der persönlichen Geheimzahl (PIN) 
Der Karteninhaber hat dafür Sorge zu tragen, dass keine andere Person 
Kenntnis von der persönlichen Geheimzahl (PIN) erlangt. Die persönliche 
Geheimzahl (PIN) darf insbesondere nicht auf der physischen Debitkarte 
vermerkt, bei einer digitalen Debitkarte nicht in dem mobilen Endgerät 
gespeichert werden, das zur Nutzung der digitalen Debitkarte erforderlich 
ist, oder in anderer Weise zusammen mit der Debitkarte aufbewahrt wer-
den. Denn jede Person, die die persönliche Geheimzahl (PIN) kennt und in 
den Besitz der Debitkarte kommt, hat die Möglichkeit, zulasten des Kontos, 
zu dem die Debitkarte ausgegeben wurde, Verfügungen zu tätigen (z.B. 
Geld an Geldautomaten abzuheben). Sofern der Karteninhaber eine digitale 
Debitkarte nutzt und der Zugriff auf das mobile Endgerät durch eine vom 
Karteninhaber wählbare Endgeräte-PIN abgesichert werden kann, darf der 
Karteninhaber zur Absicherung des Zugriffs nicht dieselbe PIN verwenden, 
die als persönliche Geheimzahl (PIN) für die Nutzung der digitalen Debit-
karte erforderlich ist. 
 
7.4 Unterrichtungs- und Anzeigepflichten 
(1) Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl 
– seiner Debitkarte 
– des mobilen Endgeräts mit digitaler Debitkarte 
– des mobilen Endgeräts mit der 1822TAN+ App 
– der persönlichen Geheimzahl (PIN) 
– der Kartendaten für den Online-Handel oder die missbräuchliche  

Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung 
– seiner Debitkarte 
– der Kartendaten für den Online-Handel 
– der persönlichen Geheimzahl (PIN)  

fest, so ist die Sparkasse unverzüglich zu benachrichtigen (Sperranzei-
ge). Die Sperranzeige kann der Karteninhaber auch jederzeit gegenüber 
dem Zentralen Sperrannahmedienst (Telefon: 116 116 aus dem Inland 
und +49 116 116 aus dem Ausland [ggf. abweichende Ländervor-
wahl]) abgeben. In diesem Fall ist eine Kartensperre nur möglich, wenn 
der Name der Sparkasse – möglichst mit Bankleitzahl – und die Kon-
tonummer oder International Bank Account Number (IBAN) angegeben 
werden. Der Zentrale Sperrannahmedienst sperrt die betroffene Debit-
karte einschließlich ihrer Kartendaten für den Online-Handel für die 
weitere Nutzung an Geldautomaten, an automatisierten Kassen und für 
Fernzahlungsvorgänge im Online-Handel. Bei der physischen Debitkar-
te kann der Karteninhaber die Sperre auf die dazugehörige digitale 
Debitkarte beschränken, soweit die zu Grunde liegende physische Karte 

nach den Einzelfallumständen risikolos weitergenutzt werden kann.  
In anderen Fällen einer Beschränkung der Sperre auf die abhanden 
gekommene oder missbräuchlich genutzte Debitkarte (z.B. Debitkarten 
von Bevollmächtigten) muss sich der Karteninhaber mit seiner Spar-
kasse, möglichst mit der kontoführenden Stelle, in Verbindung setzen. 
Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unverzüglich 
bei der Polizei anzuzeigen. 

(2) Hat der Karteninhaber den Verdacht, dass eine andere Person unbe-
rechtigt in den Besitz seiner Debitkarte gelangt ist oder Kenntnis der 
Kartendaten für den Online-Handel erlangt hat, eine missbräuchliche 
Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung von Debit-
karte oder der persönlichen Geheimzahl (PIN) oder der Kartendaten für 
den Online-Handel vorliegt, muss er ebenfalls unverzüglich eine Sperr-
anzeige abgeben. 

(3) Bei Nutzung besonderer Authentifizierungsverfahren im Online-Handel 
gemäß Nummer 8 Satz 3 hat der Karteninhaber vor der Autorisierung 
die Übereinstimmung der zur Authentifizierung übermittelten Transak-
tionsdaten (z.B. Zahlbetrag, Datum) mit den für die Transaktion vorge-
sehenen Daten abzugleichen. Bei Feststellung von Abweichungen ist 
die Transaktion abzubrechen und der Verdacht auf missbräuchliche 
Verwendung der Sparkasse anzuzeigen. 

(4) Befindet sich auf der Debitkarte für das Online-Banking eine TAN-
Generatorfunktion, so hat die Sperre der Debitkarte auch eine Sperre 
der Funktion für das Online-Banking zur Folge. 

(5) Durch die Sperre der Debitkarte bei der Sparkasse beziehungsweise 
gegenüber dem Zentralen Sperrannahmedienst wird nicht der Zugang 
zum mobilen Endgerät gesperrt. Eine Sperrung der sonstigen Funktio-
nen auf dem mobilen Endgerät kann nur gegenüber dem jeweiligen 
Anbieter dieser Funktionen erfolgen. 

(6) Eine Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung 
kommt nur gegenüber dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatz-
anwendung in den Chip der physischen Debitkarte eingespeichert hat, 
und ist nur dann möglich, wenn das Unternehmen die Möglichkeit zur 
Sperrung seiner Zusatzanwendung vorsieht. Die Sperrung einer bank-
generierten Zusatzanwendung kommt nur gegenüber der Sparkasse in 
Betracht und richtet sich nach dem mit der Sparkasse abgeschlosse-
nen Vertrag. 

(7) Der Kontoinhaber hat die Sparkasse unverzüglich nach Feststellung 
einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Kartenverfügung 
zu unterrichten. 

 
8. Autorisierung von Kartenverfügungen (z.B. Kartenzahlungen 
oder Bargeldauszahlung) durch den Karteninhaber 
Mit dem Einsatz der Debitkarte durch Einführen der physischen Debitkarte 
in das Terminal oder bei kontaktlosen Bezahlvorgängen durch Heranführen 
der Debitkarte an das Terminal oder bei kontaktlosen Bargeldauszahlungen 
am Geldautomaten durch das Heranführen der Debitkarte an den Kontakt-
losleser des Geldautomaten erteilt der Karteninhaber die Zustimmung 
(Autorisierung) zur Ausführung der Kartenzahlung bzw. der Bargeldauszah-
lung. Soweit dafür zusätzlich die Eingabe der persönlichen Geheimzahl 
(PIN) erforderlich ist, wird die Zustimmung erst mit deren Eingabe erteilt. 
Wenn beim Einsatz der Debitkarte im Online-Handel besondere Authentifi-
zierungsverfahren gefordert werden, sind diese zu nutzen. Ergänzend fin-
den die „Bedingungen für 3-D Secure mit der SpushTAN-App für Karten-
verfügungen im Online-Handel“ in dem dort geregelten Umfang für den 
Einsatz im Online-Handel Anwendung. Die Erteilung der Zustimmung 
(Autorisierung) von Kartenverfügungen durch den Einsatz der digitalen 
Karte durch individualisierte Authentifizierungsverfahren erfolgt nach Maß-
gabe der „Bedingungen für die digitale Spar-kassen-Card (Debitkarte) mit 
individualisierten Authentifizierungsverfahren“. Ausnahmsweise können 
gegenüber Vertragsunternehmen im Rahmen eines fremden Debitkarten-
systems die geforderten Kartendaten z.B. über das Telefon angegeben 
werden. In der Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung 
enthalten, dass die Sparkasse die für die Ausführung der Kartenzahlung 
bzw. Geldautomatenverfügung notwendigen personenbezogenen Daten 
des Karteninhabers verarbeitet, übermittelt und speichert. Nach Erteilung 
der Zustimmung kann der Karteninhaber die Kartenzahlung nicht mehr 
widerrufen. 
 
9. Sperrung eines verfügbaren Geldbetrags 
Die Sparkasse ist berechtigt, auf dem Zahlungskonto des Kontoinhabers 
einen im Rahmen der finanziellen Nutzungsgrenze (Abschnitt A II Nummer 
3) verfügbaren Geldbetrag zu sperren, wenn 
– der Zahlungsvorgang vom Zahlungsempfänger ausgelöst worden ist 

und 
– der Karteninhaber auch der genauen Höhe des zu sperrenden Geldbe-

trags zugestimmt hat. 
Den gesperrten Geldbetrag gibt die Sparkasse unbeschadet sonstiger 
gesetzlicher oder vertraglicher Rechte unverzüglich frei, nachdem ihr der 
genaue Zahlungsbetrag mitgeteilt worden ist. 
 
10. Ablehnung von Kartenverfügungen durch die Sparkasse 
Die Sparkasse ist berechtigt, die Kartenverfügung (z.B. Kartenzahlung oder 
Bargeldauszahlung am Geldautomaten) abzulehnen, wenn 
– der Karteninhaber die Autorisierung der Kartenverfügung nicht gemäß 

Abschnitt A II Nummer 8 erteilt hat, 
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– der für die Kartenverfügung vereinbarte Verfügungsrahmen oder die 
finanzielle Nutzungsgrenze nicht eingehalten ist oder 

– die Debitkarte gesperrt ist. 
Hierüber wird der Karteninhaber im Rahmen des Kartenverfügungsvor-
gangs unterrichtet. 
 
11. Entgelte und deren Änderung 
(1) Die vom Kontoinhaber gegenüber der Sparkasse geschuldeten Entgelte 

ergeben sich aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Sparkasse. 
(2) Für den Ersatz einer verlorenen, gestohlenen, missbräuchlich verwen-

deten oder sonst nicht autorisiert genutzten Debitkarte ist die Spar-
kasse berechtigt, im Rahmen des § 675I Absatz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches dem Kontoinhaber das im „Preis- und Leistungsverzeich-
nis“ der Sparkasse ausgewie-sene Entgelt zu berechnen, sofern der 
Karteninhaber die Umstände, die zum Ersatz der Debitkarte geführt 
haben, zu vertreten hat und die Sparkasse nicht zur Ausstellung einer 
Ersatzkarte verpflichtet ist. Wenn darüber hinaus Entgelte für den 
Ersatz einer Debitkarte in anderen Fällen durch die Sparkasse erhoben 
werden, ergeben sich diese aus dem „Preis- und Leistungsverzeichnis“ 
der Sparkasse. 

(3) Änderungen der Entgelte werden dem Kontoinhaber spätestens  
zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform 
ange-boten. Hat der Kontoinhaber mit der Sparkasse im Rahmen der 
Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg verein-
bart, können die Änderungen auch auf diesem Wege angeboten wer-
den. Die von der Sparkasse angebotenen Änderungen werden nur 
wirksam, wenn der Kontoinhaber diese annimmt. Eine Vereinbarung 
über die Änderung eines Entgelts, das auf eine über die Hauptleistung 
hinausgehende Zahlung des Kontoinhabers gerichtet ist, kann die 
Sparkasse mit dem Kontoinhaber nur ausdrücklich treffen. Die Ände-
rung von Entgelten für den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag) 
richtet sich nach Nr. 17 Abs. 6 AGB-Sparkassen. 

(4) Bei Entgelten und deren Änderung für Zahlungen von Kontoinhabern, 
die nicht Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Num-
mer 17 Absätze 2 bis 6 AGB-Sparkassen. 

 
12. Information des Kontoinhabers über die Kartenverfügung 
Die Sparkasse unterrichtet den Kontoinhaber mindestens einmal monatlich 
über die mit der Debitkarte getätigten Verfügungen auf dem für Kontoin-
formationen vereinbarten Weg. Mit Kontoinhabern, die nicht Verbraucher 
sind, kann die Art und Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung 
gesondert vereinbart werden. 
 
13. Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche  
des Kontoinhabers 
13.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfügung 
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung, z.B. im Rahmen der 
– Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten, 
– Verwendung der Debitkarte an automatisierten Kassen von Handelsund 

Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel, 
– Verwendung der Debitkarte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-

Kontos,  
hat die Sparkasse gegen den Kontoinhaber keinen Anspruch auf Erstat-
tung ihrer Aufwendungen. Die Sparkasse ist verpflichtet, dem Kontoinha-
ber den Betrag ungekürzt zu erstatten. Wurde der Betrag dem Konto bela-
stet, bringt die Sparkasse dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich 
ohne die nicht autorisierte Kartenverfügung befunden hätte. Diese Ver-
pflichtung ist unverzüglich, spätestens bis zum Ende des Geschäftstags 
gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, 
an welchem der Sparkasse angezeigt wurde, dass die Kartenverfügung 
nicht autorisiert ist oder die Sparkasse auf andere Weise davon Kenntnis 
erhalten hat. Hat die Sparkasse einer zuständigen Behörde berechtigte 
Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden 
vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Sparkasse ihre Verpflichtung aus 
Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsver-
dacht nicht bestätigt. 
 
13.2 Ansprüche bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Ausführung 
einer autorisierten Kartenverfügung 
(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer auto-

risierten Kartenverfügung, z.B. im Rahmen der 
– Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten, 
– Verwendung der Debitkarte an automatisierten Kassen von Handelsund 

Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel, 
– Verwendung der Debitkarte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-

Kontos 
kann der Kontoinhaber von der Sparkasse die unverzügliche und ungekürz-
te Erstattung des Verfügungsbetrages insoweit verlangen, als die Karten-
verfügung nicht erfolgte oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto 
belastet, bringt die Sparkasse dieses wieder auf den Stand, auf dem es 
sich ohne die nicht erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfügung befunden 
hätte. 
(2) Der Kontoinhaber kann über den Absatz 1 hinaus von der Sparkasse 

die Erstattung der Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm 
diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Aus-
führung der autorisierten Kartenverfügung in Rechnung gestellt oder 
seinem Konto belastet wurden. 

(3) Wurde eine autorisierte Kartenverfügung nicht oder fehlerhaft ausge-
führt, wird die Sparkasse die Kartenverfügung auf Verlangen des Kar-
teninhabers nachvollziehen und ihn über das Ergebnis unterrichten. 

 
13.3 Schadensersatzansprüche des Kontoinhabers 
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung oder im Falle einer nicht 
erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Kartenverfügung 
kann der Kontoinhaber von der Sparkasse einen Schaden, der nicht bereits 
von Abschnitt A II Nummern 13.1 oder 13.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn die Sparkasse die Pflichtverletzung nicht zu vertreten 
hat. Die Sparkasse hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischenge-
schalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu ver treten, es  
sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten 
Stelle liegt, die der Karteninhaber vorgegeben hat. Handelt es sich bei dem 
Kontoinhaber nicht um einen Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der 
Debitkarte in einem Land außerhalb Deutschlands und des Europäischen 
Wirtschaftsraumes, beschränkt sich die Haftung der Sparkasse für das 
Verschulden einer an der Abwicklung des Zahlungsvorgangs beteiligten 
Stelle auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung einer solchen Stelle. 
Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes Ver halten zur Entstehung 
des Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mit-
verschuldens, in welchem Umfang Sparkasse und Kontoinhaber den Scha-
den zu tragen haben. Die Haftung nach diesem Absatz ist auf 12.500 Euro 
je Kartenverfügung begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsbeschränkung 
gilt nicht 
– für nicht autorisierte Kartenverfügungen, 
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Sparkasse, 
– für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernommen hat, und 
– für den dem Kontoinhaber entstandenen Zinsschaden, soweit der  

Kontoinhaber Verbraucher ist. 
 
13.4 Haftungs- und Einwendungsausschluss 
(1) Ansprüche gegen die Sparkasse nach Abschnitt A II Nummern 13.1 

bis 13.3 sind ausgeschlossen, wenn der Kontoinhaber die Sparkasse 
nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit der  
Kartenverfügung darüber unterrichtet hat, dass es sich um eine nicht 
autorisierte, nicht erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfügung handelt. 
Der Lauf der 13-monatigen Frist beginnt nur, wenn die Sparkasse den 
Kontoinhaber über die aus der Kartenverfügung resultierende Bela-
stungsbuchung entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbar-
ten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbu-
chung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der 
Unterrichtung maßgeblich. Haftungsansprüche nach Abschnitt A II 
Nummer 13.3 kann der Kontoinhaber auch nach Ablauf der Frist in 
Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung 
dieser Frist verhindert war. 

(2) Ansprüche des Kontoinhabers gegen die Sparkasse sind ausgeschlos-
sen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände 

– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 
auf das die Sparkasse keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden 
werden können, oder 

– von der Sparkasse aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeige-
führt wurden. 

 
14. Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte  
Kartenverfügungen 
14.1 Haftung des Kontoinhabers bis zur Sperranzeige 
(1) Verliert der Karteninhaber seine Debitkarte oder die Kartendaten für 

den Online-Handel oder seine persönliche Geheimzahl (PIN), oder wer-
den sie ihm gestohlen oder kommen sie sonst abhanden oder werden 
diese sonst missbräuchlich verwendet und kommt es dadurch zu nicht 
autorisierten Kartenverfügungen im Rahmen der 

– Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten, 
– Verwendung der Debitkarte an automatisierten Kassen von Handels- 

und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel, 
– Verwendung der Debitkarte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-

Kontos, 
haftet der Kontoinhaber für Schäden, die bis zum Zeitpunkt der Sperran-
zeige verursacht werden, in Höhe von maximal 50 Euro. Die Haftung nach 
Absatz 6 für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie für Handeln in betrü-
gerischer Absicht bleibt unberührt. 
(2) Der Kontoinhaber haftet nicht nach Absatz 1, wenn 
– es dem Karteninhaber nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den 

Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbräuchliche 
Verwendung der Debitkarte, der Kartendaten für den Online-Handel 
oder der persönlichen Geheimzahl (PIN) vor der nicht autorisierten  
Kartenverfügung zu bemerken, oder 

– der Verlust der Debitkarte oder der Kartendaten für den Online-Handel, 
durch einen Angestellten, einen Agenten, eine Zweigstelle der Sparkas-
se oder eine sonstige Stelle, an die Tätigkeiten der Sparkasse ausgela-
gert wurden, verursacht worden ist. 

Die Haftung nach Absatz 6 für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie für 
Handeln in betrügerischer Absicht bleibt unberührt. 
(3) Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen Verbraucher 

oder erfolgt der Einsatz der Debitkarte oder der Kartendaten für den 
Online-Handel, außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums, trägt 
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der Kontoinhaber den aufgrund nicht autorisierter Kartenverfügungen 
entstehenden Schaden nach Absatz 1 auch über einen Betrag von 
maximal 50 Euro hinaus, wenn der Karteninhaber die ihm nach diesen 
Bedingungen obliegenden Pflichten fahrlässig verletzt hat. Hat die 
Sparkasse durch eine Verletzung ihrer Pflichten zur Entstehung des 
Schadens beigetragen, haftet die Sparkasse für den entstandenen 
Schaden im Umfang des von ihr zu vertretenden Mitverschuldens. 

(4) Die Sparkasse verzichtet auf die Schadensbeteiligung durch den Kon-
toinhaber in Höhe von maximal 50 Euro gemäß vorstehendem Absatz 
1 und übernimmt alle Schäden, die durch nicht autorisierte Kartenver-
fügungsvorgänge bis zum Eingang der Sperranzeige entstanden sind, 
wenn der Karteninhaber seine ihm gemäß Abschnitt A II Nummer 7.1 
bis 7.4 obliegenden Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten nicht in 
betrügerischer Absicht, vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. 
Eine Übernahme des vom Kontoinhaber zu tragenden Schadens durch 
die Sparkasse erfolgt nur, wenn der Kontoinhaber die Voraussetzungen 
der Haftungsentlastung glaubhaft darlegt und Anzeige bei der Polizei 
erstattet. 

(5) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absät-
zen 1 und 3 verpflichtet, wenn der Karteninhaber die Sperranzeige 
nicht abgeben konnte, weil die Sparkasse nicht die Möglichkeit zur 
Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte und der Schaden 
dadurch eingetreten ist. 

(6) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Kartenverfügun-
gen und hat der Karteninhaber seine Sorgfaltspflichten nach diesen 
Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt oder in betrügeri-
scher Absicht gehandelt, trägt der Kontoinhaber den hierdurch ent-
standenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Kar-
teninhabers kann insbesondere dann vorliegen, wenn er 

– den Verlust, Diebstahl oder die missbräuchliche Kartenverfügung der 
Sparkasse oder dem Zentralen Sperrannahmedienst schuldhaft nicht 
unverzüglich mitgeteilt hat, nachdem er hiervon Kenntnis erlangt hat, 

– die persönliche Geheimzahl (PIN) auf der physischen Debitkarte ver-
merkt oder zusammen mit der physischen Debitkarte verwahrt hat, 

– bei einer digitalen Debitkarte die persönliche Geheimzahl (PIN) der 
Debitkarte auf dem mobilen Endgerät gespeichert hat oder 

– die persönliche Geheimzahl (PIN) einer anderen Person mitgeteilt hat 
und der Missbrauch dadurch verursacht worden ist. 

Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den der Verfü-
gungsrahmen gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf den für 
die Debitkarte geltenden Verfügungsrahmen. 
(7) Hat die Sparkasse beim Einsatz der Debitkarte eine starke Kundenau-

thentifizierung im Sinne des § 1 Absatz 24 Zahlungsdiensteaufsichts-
gesetz (ZAG) nicht verlangt oder hat der Zahlungsempfänger oder sein 
Zahlungsdienstleister diese nicht akzeptiert, obwohl die Sparkasse 
nach § 55 ZAG zur starken Kundenauthentifizierung verpflichtet ist, 
bestimmt sich die Haftung des Karteninhabers und der Sparkasse 
abweichend von den Absätzen 1 bis 6 nach § 675v Absatz 4 des Bür-
gerlichen Gesetzbuches. 

 
14.2 Haftung des Kontoinhabers ab Sperranzeige 
Sobald der Sparkasse oder dem Zentralen Sperrannahmedienst der Verlust 
oder Diebstahl der Debitkarte bzw. der Kartendaten für den Online-Handel, 
die missbräuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nut-
zung von Debitkarte oder  
der persönlichen Geheimzahl (PIN) oder der Kartendaten für  
den Online-Handel, angezeigt wurde, übernimmt die Sparkasse alle danach 
durch Kartenverfügungen, z. B. im Rahmen der 
– Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten, 
– Verwendung der Debitkarte an automatisierten Kassen von Handelsund 

Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel, 
– Verwendung der Debitkarte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk- 

Kontos, entstehenden Schäden. 
Handelt der Karteninhaber in betrügerischer Absicht, trägt der Kontoinha-
ber auch die nach der Sperranzeige entstehenden Schäden. 
 
15. Kündigung 
Die Sparkasse ist berechtigt, die Nutzung der zu einer physischen Debit-
karte zusätzlich ausgegebenen digitalen Debitkarte mit einer Frist von  
mindestens zwei Monaten zu kündigen. Der Kontoinhaber oder der Karten-
inhaber sind hierzu jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
berechtigt. Im Übrigen bleiben die Kündigungsrechte von Kontoinhaber 
und Sparkasse nach Nummer 26 AGB-Sparkassen unberührt. 
 
III Besondere Regeln für einzelne Nutzungsarten 
1. Geldautomaten-Service und Einsatz an automatisierten  
Kassen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen 
1.1 Verfügungsrahmen der Debitkarte 
Kartenverfügungen an Geldautomaten und automatisierten Kassen sind für 
den Karteninhaber nur im Rahmen des für die Debitkarte geltenden Verfü-
gungsrahmens möglich. Bei jeder Nutzung an Geldautomaten und automa-
tisierten Kassen wird geprüft, ob der Verfügungsrahmen der Debitkarte 
durch vorangegangene Verfügungen bereits ausgeschöpft ist. Verfügun-
gen, mit denen der Verfügungsrahmen der Debitkarte überschritten würde, 
werden unabhängig vom aktuellen Kontostand und einem etwa vorher zum 
Konto eingeräumten Kredit abgewiesen. Der Karteninhaber darf den Verfü-
gungsrahmen der Debitkarte nur im Rahmen 

des Kontoguthabens oder eines vorher für das Konto eingeräumten Kredits 
in Anspruch nehmen. Der Kontoinhaber kann mit der kontoführenden  
Stelle eine Änderung des Verfügungsrahmens der Debitkarte und für alle 
zu seinem Konto ausgegebenen Debitkarten vereinbaren. Ein Bevollmäch-
tigter, der eine Debitkarte erhalten hat, kann nur eine Herabsetzung des 
Verfügungsrahmens für diese Debitkarte vereinbaren. 
 
1.2 Fehleingabe der Geheimzahl 
Die Debitkarte kann an Geldautomaten sowie an automatisierten Kassen, 
an denen im Zusammenhang mit der Verwendung der Debitkarte die per-
sönliche Geheimzahl (PIN) eingegeben werden muss, nicht mehr einge-
setzt werden, wenn die persönliche Geheimzahl (PIN) dreimal hintereinan-
der falsch mit einer Debitkarte oder einer digitalen Debitkarte eingegeben 
wurde. Der Karteninhaber sollte sich in diesem Fall mit seiner Sparkasse, 
möglichst mit der kontoführenden Stelle, in Verbindung setzen. 
 
1.3 Zahlungsverpflichtung der Sparkasse; Reklamationen 
Die Sparkasse ist gegenüber den Betreibern von Geldautomaten und  
automatisierten Kassen vertraglich verpflichtet, die Beträge, über die unter 
Verwendung der an den Karteninhaber ausgegebenen Debitkarte oder 
einer digitalen Debitkarte verfügt wurde, an die Betreiber zu vergüten.  
Einwendungen und sonstige Beanstandungen des Karteninhabers aus  
dem Vertragsverhältnis zu dem Unternehmen, bei dem bargeldlos an  
einer automatisierten Kasse bezahlt worden ist, sind unmittelbar gegen-
über diesem Unternehmen geltend zu machen. 
 
1.4 Vorauswahl an automatisierten Kassen 
Die Handels- und Dienstleistungsunternehmen haben die Möglichkeit, bei 
den von ihnen akzeptierten Debitkarten oder digitalen Debitkarten in ihren 
automatisierten Kassen Mechanismen zu installieren, die eine Vorauswahl 
einer bestimmten Zahlungs marke oder Zahlungsanwendung treffen. Dabei 
dürfen sie den Karteninhaber nicht daran hindern, sich über diese Voraus-
wahl hinwegzusetzen. 
 
2 entfällt 
 
3. Aufladen von Prepaid-Mobilfunk-Konten 
3.1 Servicebeschreibung 
Unter Verwendung seiner physischen Debitkarte und der persönlichen 
Geheimzahl (PIN) kann der Karteninhaber ein Prepaid-Mobilfunk-Konto 
eines Mobilfunkanbieters, auf dem vorausbezahlte Telefonwerteinheiten 
verbucht werden, an Geldautomaten der Sparkassen innerhalb des ihm 
von seiner Sparkasse eingeräumten Verfügungsrahmens (Abschnitt A III 
Nummer 1.1) zulasten des Kontos, zu dem die Debitkarte ausgegeben 
wurde, aufladen. Voraussetzung ist, dass der vom Karteninhaber gewählte 
Geldautomat über eine entsprechende Ladefunktion verfügt und der Mobil-
funkanbieter, der das Prepaid-Mobilfunk-Konto führt, das aufgeladen wer-
den soll, an dem System teilnimmt. Zum Aufladen eines Prepaid-Mobil-
funk-Kontos hat der Karteninhaber am Display des Geldautomaten den 
Menüpunkt zum Aufladen des Prepaid-Mobilfunk-Kontos zu wählen, die 
Mobilfunk-Telefonnummer („Handy-Nummer“) einzugeben und einen 
angezeigten Aufladebetrag zu wählen. Nach Autorisierung der Ladetrans-
aktionen durch die Sparkasse des Karteninhabers wird das Prepaid-Mobil-
funk-Konto beim Mobilfunkanbieter aufgeladen. Mit diesem Verfahren 
kann der Karteninhaber sowohl sein eigenes Prepaid-Mobilfunk-Konto als 
auch das eines Dritten aufladen. Wird die Aufladung von der Sparkasse, 
etwa wegen fehlender Kontodeckung, nicht autorisiert, wird am Display ein 
ablehnender Hinweis angezeigt. 
 
3.2 Fehleingabe der Geheimzahl 
Die Debitkarte kann an Geldautomaten nicht mehr eingesetzt werden, 
wenn die persönliche Geheimzahl (PIN) dreimal hintereinander falsch ein-
gegeben wurde. Der Karteninhaber sollte sich in diesem Fall mit seiner 
Sparkasse, möglichst mit der kontoführenden Stelle, in Verbindung setzen. 
 
3.3 Zahlungsverpflichtung der Sparkasse; Reklamationen 
Die Sparkasse ist vertraglich verpflichtet, Ladebeträge für ein Prepaid-
Mobilfunk-Konto, die unter Verwendung der an den Karteninhaber ausge-
gebenen physischen Debitkarte autorisiert worden sind, zu bezahlen. Die 
Zahlungspflicht beschränkt sich auf den jeweils autorisierten Betrag. Ein-
wendungen und sonstige Beanstandungen des Karteninhabers aus dem 
Vertragsverhältnis zu dem Mobilfunkanbieter, der das Prepaid-Mobilfunk-
Konto führt, sind unmittelbar gegenüber diesem Unternehmen geltend zu 
machen. 
 
B Von der Sparkasse angebotene andere  
Service-Leistungen 
 
1. Eingabe von Überweisungen an Selbstbedienungsterminals 
1.1 Serviceumfang/Verfügungsrahmen 
Der Karteninhaber kann unter Verwendung seiner physischen Sparkassen-
Card (nachfolgend Debitkarte) und der persönlichen Geheimzahl (PIN) an 
Selbstbedienungsterminals der Sparkassen Überweisungen bis maximal 
1.000 Euro pro Tag eingeben, soweit zwischen Kontoinhaber und Spar-
kasse nicht ein anderer Verfügungsrahmen vereinbart worden ist. 
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1.2 Ausführung der Überweisung 
Für die Ausführung der Überweisung gelten die gesondert vereinbarten 
„Bedingungen für den Überweisungsverkehr“. 
 
1.3 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten 
Für den Umgang mit der Debitkarte gelten die Sorgfalts- und Mitwirkungs-
pflichten in Abschnitt A II Nummer 7.1 bis 7.4. 
 
1.4 Erstattungs- und Schadensersatzanspruch des Kontoinhabers 
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A II Nummer 13. 
 
1.5 Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte  
Überweisungsaufträge  
Die Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Überweisungsaufträ-
ge mit der physischen Debitkarte an Selbstbedienungsterminals richtet 
sich nach den Regelungen unter Abschnitt A II Nummer 14. Abweichend 
von Abschnitt A II Nummer 14.1 Absatz 6 ist die Haftung des Kontoinha-
bers auf 1.000 Euro pro Kalendertag und, sofern ein anderer Verfügungs-
rahmen gemäß Abschnitt B Nummer 1.1 vereinbart wurde, auf diesen 
beschränkt. 
 
1.6 Fehleingabe der persönlichen Geheimzahl (PIN) 
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A III Nummer 1.2. 
 
2. SB-Sparverkehr 
2.1 Serviceumfang 
Der Inhaber eines Sparkontos kann unter Verwendung der physischen 
Debitkarte und persönlicher Geheimzahl (PIN) an Geldautomaten und 
Selbstbedienungsterminals der Sparkasse über Sparkonten, die durch 
besondere Vereinbarung des Kontoinhabers mit der Sparkasse hierfür frei-
gegeben sind, Verfügungen in Selbstbedienung treffen (SB-Sparverkehr). 
Die Freigabe zum SB-Sparverkehr erfolgt für den Inhaber des Sparkontos. 
Inwieweit Bevollmächtigte den SB-Sparverkehr nutzen können, richtet sich 
nach den zwischen der Sparkasse und dem Kontoinhaber hierfür getroffe-
nen Vereinbarungen. Sofern im Sparvertrag nichts anderes vereinbart ist, 
können im SB-Sparverkehr Einzahlungen durch Umbuchung vom Girokon-
to bei der Sparkasse auf das Sparkonto oder in bar vorgenommen werden, 
sofern hierfür geeignete Geldautomaten von der Sparkasse zur Verfügung 
gestellt sind. Ferner sind Auszahlungen vom Sparkonto durch Umbuchung 
auf das Girokonto beziehungsweise ein anderes Konto des Kontoinhabers 
bei der Sparkasse oder in bar am Geldautomaten möglich. Bei einem Lose-
blatt-Sparkassenbuch können zudem Kontoauszüge an Selbstbedienungs-
terminals erstellt werden. 
 
2.2 Vornahme von SB-Verfügungen/Bedienung des Terminals 
2.2.1 Der Zugang zum SB-Sparkonto wird über die physische Debitkarte 
und Eingabe der persönlichen Geheimzahl (PIN) bewirkt. Nach Auswahl 
eines zum SB-Sparverkehr freigegebenen Kontos mittels Display oder  
Bildschirm des Terminals wird der aktuelle Kontosaldo angezeigt. Im 
Anschluss kann die vorgesehene Transaktion ausgeführt werden. 
 
2.2.2 Bei Verfügungen im SB-Sparverkehr bei einem Sparbuch Digital 
wird ein digitaler Kontoauszug automatisch erstellt und in das Elektroni-
sche Postfach des Sparkontoinhabers eingestellt. 
 
2.2.3 Bei SB-Sparverkehr mit Loseblatt-Sparkassenbuch werden die Daten 
der erfolgten Transaktion automatisch zum Abruf bereitgestellt. Das neue 
Kontoblatt ist vom Kontoinhaber im Sparkassenbuchumschlag abzuheften. 
Das Kontoblatt wird im Rahmen der im Zeitpunkt der Abfrage bestehenden 
technischen Möglichkeiten erstellt. Bei Funktionsstörungen haftet die 
Sparkasse im Rahmen ihres Verschuldens. Wird vom Kunden bei verein-
barter Nutzung des SB-Terminals das neue Kontoblatt nicht abgerufen, 
kann die Sparkasse bei Loseblatt-Sparkassenbüchern ein Kontoblatt erstel-
len und dem Kontoinhaber zusenden. Unstimmigkeiten im Rahmen des 
Verfahrensablaufs oder im Zusammenhang mit dem Kontoausdruck sind 
der Sparkasse unverzüglich 
anzuzeigen. 
 
2.3 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten 
Für den Umgang mit der Debitkarte gelten die Sorgfalts- und  
Mitwirkungspflichten in Abschnitt A II Nummern 7.1 bis 7.4. 
 
2.4 Erstattungs- und Schadensersatzanspruch des Kontoinhabers 
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A II Nummer 13. 
 
2.5 Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Verfügungen Die Haf-
tung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Verfügungen im SBSparver-
kehr mit der physischen Debitkarte richtet sich nach den Regelungen unter 
Abschnitt A II Nummer 14. Abweichend von Abschnitt A II Nummer 14.1 
Absatz 6 ist die Haftung des Kontoinhabers auf den für das Sparkonto  
geltenden Verfügungsrahmen beschränkt. 
 
2.6 Fehleingabe der persönlichen Geheimzahl (PIN) 
Es gelten die Regelungen unter Abschnitt A III Nummer 1.2. 
 

2.7 Geltung der „Bedingungen für den Sparverkehr“ 
Wird die Sparkassen-Card (Debitkarte) für ein Sparkonto mit Sparbuch 
Digital eingesetzt, sind zudem die Bedingungen für den Sparverkehr  
(digital) für die Teilnahme am SB-Sparverkehr maßgeblich. Wird die Spar-
kassen-Card (Debitkarte) für ein Sparkonto mit Loseblatt-Sparkassenbuch 
eingesetzt, sind zudem die Bedingungen für den Sparverkehr (einschl.  
SB-Sparverkehr) für die Teilnahme am SB-Sparverkehr maßgeblich. 
 
C Kontoauszugsdrucker und Kontoinformationen  
im Online-Banking 
 
1. Serviceumfang 
Der Kontoauszugsdrucker ermöglicht dem Inhaber einer physischen Debit-
karte Kontoauszüge, einschließlich der darin enthaltenen Rechnungsab-
schlüsse, für das Konto, zu der die Debitkarte ausgegeben wurde, aus-
drukken zu lassen. Wahlweise ist es dem Kunden im Rahmen des 
Online-Banking auch möglich, Kontoauszüge einschließlich der darin  
enthaltenen Rechnungsabschlüsse für das jeweilige Konto elektronisch 
abzurufen. 
 
2. Bereithaltung von Belegen 
Anlagen zu den Kontoauszügen, soweit sie am Kontoauszugsdrucker nicht 
mit ausgedruckt beziehungsweise im Online-Banking nicht elektronisch 
übermittelt werden können, werden dem Kunden auf Anforderung bei der 
kontoführenden Stelle zur Verfügung gestellt. Die Sparkasse ist berechtigt, 
dem Kunden die Anlagen auch ohne Anforderung gegen Portoersatz zuzu-
senden. 
 
3. Haftung der Sparkasse 
Kontoauszüge werden im Rahmen der im Zeitpunkt der Abfrage bestehen-
den technischen Möglichkeit erstellt. Die Kontoauszüge beinhalten die 
Kontobewegungen, die bis zum Abruf verbucht und für den Kontoauszugs-
drucker beziehungsweise den elektronischen Abruf im Online-Banking 
bereitgestellt sind. Bei Funktionsstörungen haftet die Sparkasse im Rah-
men ihres Verschuldens. 
 
4. Zusendung von Auszügen 
Ohne Anforderung des Kunden kann ein Kontoauszug erstellt und dem 
Kontoinhaber gegen Portoersatz zugesandt werden, wenn ein Kontoauszug 
innerhalb von 35 Tagen nicht am Kontoauszugsdrucker beziehungsweise 
nicht elektronisch im Online-Banking abgerufen wurde. Kontoinhaber und 
Sparkasse können eine andere Abruffrist vereinbaren. 
 
5. Zugangssperre 
Ist die physische Debitkarte gesperrt, so wird sie vom Kontoauszugsdruk-
ker abgelehnt beziehungsweise eingezogen. Die Sperre der Debitkarte 
richtet sich nach Abschnitt A II Nummer 6. Die Sperre der Funktion für das 
Online-Banking richtet sich nach den gesondert vereinbarten „Bedingun-
gen für das Online-Banking“. 
 
6. Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten 
Für den Umgang mit der Debitkarte gelten die Sorgfalts- und Mitwirkungs-
pflichten unter Abschnitt A II Nummern 7.1 bis 7.4. Hat der Karteninhaber 
durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung eines Schadens im  
Rahmen dieser Servicefunktion der Debitkarte beigetragen, so bestimmt 
sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang 
Sparkasse und Kontoinhaber den Schaden tragen. 
 
7. Widerruf der Sparkasse 
Die Sparkasse kann jederzeit die Berechtigung des Karteninhabers zur 
Benutzung des Kontoauszugsdruckers schriftlich widerrufen. Gleiches gilt 
für den elektronischen Abruf der Kontoinformationen im Online-Banking. 
 
D Zusatzanwendungen 
 
1. Speicherung von Zusatzanwendungen 
(1) Der Karteninhaber hat die Möglichkeit, den auf der physischen Debit-

karte befindlichen Chip als Speichermedium für eine bankgenerierte 
Zusatzanwendung (z.B. in Form eines Jugendschutzmerkmals) oder als 
Speichermedium für eine unternehmensgenerierte Zusatzanwendung 
(z.B. in Form eines elektronischen Fahrscheins) zu benutzen. 

(2) Die Nutzung einer bankgenerierten Zusatzanwendung richtet sich nach 
dem Rechtsverhältnis des Karteninhabers zur Sparkasse. Eine unter-
nehmensgenerierte Zusatzanwendung kann der Karteninhaber nach 
Maßgabe des mit dem Unternehmen geschlossenen Vertrages nutzen. 
Es obliegt der Entscheidung des Karteninhabers, ob er seine physische 
Debitkarte zur Speicherung unternehmensgenerierter Zusatzanwendun-
gen nutzen möchte. Die Speicherung einer unternehmensgenerierten 
Zusatzanwendung auf der physischen Debitkarte erfolgt am Terminal 
des Unternehmens nach Absprache zwischen dem Karteninhaber und 
dem Unternehmen. Kreditinstitute nehmen vom Inhalt der am Unter-
nehmensterminal kommunizierten Daten keine Kenntnis. 
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2. Verantwortlichkeit des Unternehmens für den Inhalt einer 
unternehmensgenerierten Zusatzanwendung 
Die kartenausgebende Sparkasse stellt mit dem Chip auf der physischen 
Debitkarte lediglich die technische Plattform zur Verfügung, die es dem 
Karteninhaber ermöglicht, im Chip der physischen Debitkarte unterneh-
mensgenerierte Zusatzanwendungen zu speichern. Eine Leistung, die das 
Unternehmen über die unternehmensgenerierte Zusatzanwendung gegen-
über dem Karteninhaber erbringt, richtet sich ausschließlich nach dem 
Inhalt des Vertragsverhältnisses zwischen dem Karteninhaber und dem 
Unternehmen. 
 
3. Reklamationsbearbeitung in Bezug auf Zusatzanwendungen 
(1) Einwendungen, die den Inhalt einer unternehmensgenerierten Zusatz-

anwendung betreffen, hat der Karteninhaber ausschließlich gegenüber 
dem Unternehmen geltend zu machen, das die Zusatzanwendung in 
die physische Debitkarte eingespeichert hat. Das Unternehmen bear-
beitet derartige Einwendungen auf Basis der bei ihm gespeicherten 
Daten. Der Karteninhaber darf die physische Debitkarte zum Zwecke 
der Reklamationsbearbeitung nicht dem Unternehmen aushändigen. 

(2) Einwendungen, die den Inhalt einer bankgenerierten Zusatzanwendung 
betreffen, hat der Karteninhaber ausschließlich gegenüber der Spar-
kasse geltend zu machen.  

 
4. Keine Angabe der von der Sparkasse an den Kunden  
ausgegebenen persönlichen Geheimzahl (PIN) bei  
unternehmensgenerierten Zusatzanwendungen 
Bei der Speicherung, inhaltlichen Änderung oder Nutzung einer unterneh-
mensgenerierten Zusatzanwendung auf der physischen Debitkarte wird die 
von der kartenausgebenden Sparkasse an den Karteninhaber ausgegebene 
persönliche Geheimzahl (PIN) nicht eingegeben. Sofern das Unternehmen, 
das eine unternehmensgenerierte Zusatzanwendung in den Chip der physi-
schen Debitkarte eingespeichert hat, dem Karteninhaber die Möglichkeit 
eröffnet, den Zugriff auf diese Zusatzanwendung mit einem separaten von 
ihm wählbaren Legitimationsmedium abzusichern, so darf der Karteninha-
ber zur Absicherung der unternehmensgenerierten Zusatzanwendung nicht 
die persönliche Geheimzahl (PIN) verwenden, die ihm von der kartenausge-
benden Sparkasse für die Nutzung der Zahlungsverkehrsanwendungen zur 
Verfügung gestellt worden ist. 
 
5. Sperrmöglichkeit von Zusatzanwendungen 
Die Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung kommt 
nur gegenüber dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzanwendung  
in den Chip der physischen Debitkarte eingespeichert hat, und ist nur dann 
möglich, wenn das Unternehmen die Möglichkeit zur Sperrung seiner 
Zusatzanwendung vorsieht. Die Sperrung von bankgenerierten Zusatzan-
wendungen kommt nur gegenüber der Sparkasse in Betracht und richtet 
sich nach dem mit der Sparkasse geschlossenen Vertrag. 
 
E Aktualisierungsservice für Kartendaten  
für den Online-Handel 
 
Die Sparkasse wird zu Debitkarten, die mit Kartendaten für den Online-
Handel [16-stellige Primary Account Number (PAN), Kartenprüfnummer 
(Card Verification Value (CVV)/Card Validation Code (CVC)) und „Gültig-
bis“-Datum] ausgestattet sind, über Mastercard/Visa teilnehmenden 
Akzeptanzstellen, bei welchen der Karteninhaber zuvor seine Kartendaten 
für den Online-Handel hinterlegt hat, aktualisierte Kartendaten zur Verfü-
gung stellen (Aktualisierungsservice), um z.B. Zahlungen für wiederkehren-
de Dienstleistungen oder im Online-Handel auch nach einer Aktualisierung 
der Kartendaten automatisch zu ermöglichen. Für Zwecke des Aktualisie-
rungsservice beschränken sich die zur Verfügung zu stellenden Kartenda-
ten auf die letzten vier Ziffern der 16-stelligen Primary Account Number 
(PAN) und das „Gültig-bis“-Datum. 
 
F Außergerichtliche Streitschlichtung  
und Beschwerdemöglichkeit 
 
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse kann sich der Kar-
teninhaberan die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher bezeichneten 
Streitschlichtungs- und Beschwerdestellen wenden. 
 
 
 

Bedingungen für die digitale Sparkassen-
Card (Debitkarte) mit individualisierten 
Authentifizierungsverfahren 

Fassung März 2019 
 
1. Anwendungsbereich 
Die von der Sparkasse ausgegebene digitale Sparkassen-Card ist eine 
Debitkarte (nachfolgend digitale Debitkarte genannt), die dem Kunden  
digital zur Speicherung auf einem mobilen Endgerät (Telekommunikati-
ons-, Digital- oder IT-Gerät) zur Nutzung von mobilen Bezahlverfahren 
bereitgestellt wird. Es gelten die „Bedingungen für die Sparkassen-Card 

(Debitkarte)“, sofern in den „Bedingungen für die digitale Sparkassen-Card 
(Debitkarte) mit individualisierten Authentifizierungsverfahren“ nichts 
Abweichendes vereinbart ist. Diese Bedingungen regeln das Vertragsver-
hältnis zwischen der kartenausgebenden Sparkasse und dem Kontoinha-
ber. Vertragliche Vereinbarungen zwischen dem Kontoinhaber und Dritten 
(z. B. Endgerätehersteller, Mobilfunkanbieter oder Anbieter von Bezahl-
plattformen, in denen digitale Karten hinterlegt werden können) bleiben 
unberührt. Die vertragliche Leistung der Sparkasse betrifft nicht die Funkti-
onsfähigkeit oder den Betrieb des mobilen Endgerätes oder von Bezahl-
plattformen wie Apps für digitale Geldbörsen (Wallets), in denen die digi-
tale Debitkarte hinterlegt werden kann. 
 
2. Nutzung der digitalen Karte mit individualisierten  
Authentifizierungsverfahren 
Der Karteninhaber kann die digitale Karte mit individualisierten Authentifi-
zierungsverfahren nur nutzen, wenn er sich gegenüber der Sparkasse 
authentifiziert hat. Die Authentifizierung ist das Verfahren, mit deren Hilfe 
die Sparkasse die Identität des Karteninhabers oder die berechtigte Ver-
wendung der digitalen Debitkarte überprüfen kann. 
Dafür werden als Authentifizierungselemente die digitale Debitkarte auf 
dem mobilen Endgerät des Karteninhabers als erster Faktor (Besitzele-
ment) und biometrische Elemente des Karteninhabers, z. B. Fingerabdruck, 
Gesichtserkennung bzw. sonstige Entsperrmechanismen des mobilen End-
gerätes (z. B. der Entsperrcode), jeweils als zweiter Faktor vereinbart. Die 
Eingabe der für die digitale Debitkarte geltenden persönlichen Geheimzahl 
(PIN) ist für die Nutzung der Karte mit individualisierten Authentifizierungs-
verfahren nicht vorgesehen. 
 
3. Verwendungsmöglichkeiten 
Der Karteninhaber kann die digitale Debitkarte, soweit diese und die Ter-
minals entsprechend ausgestattet sind, für folgende Zahlungsdienste nut-
zen: 
a) Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunterneh-

men an automatisierten Kassen im Rahmen des deutschen girocard-
Systems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind (girocard-
Terminals). 

b) Zum Einsatz bei elektronischen Fernzahlungsvorgängen über das Inter-
net bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen (Online-Handel) im 
Rahmen des deutschen girocard-Systems, die mit dem girocard-Logo 
gekennzeichnet sind. Sofern der Karteninhaber die digitale Debitkarte 
einer digitalen Geldbörse (Wallet) hinzugefügt hat, kann die digitale 
Debitkarte an allen girocard-Terminals und im Online-Handel einge-
setzt werden, die an dem girocard-Logo und dem Akzeptanzzeichen 
der jeweiligen Bezahlanwendung zu erkennen sind. 

c) Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunterneh-
men an automatisierten Kassen sowie im Online-Handel im Rahmen 
eines fremden Systems, soweit die digitale Debitkarte entsprechend 
ausgestattet ist. Die Akzeptanz der digitalen Debitkarte im Rahmen 
eines fremden Systems erfolgt unter dem für das fremde System gel-
tenden Akzeptanzlogo. 

Ergänzende Informationen erteilt die Sparkasse in den jeweiligen Nut-
zungshinweisen für die digitale Sparkassen-Card mit individualisierten 
Authentifizierungsverfahren. 
 
4. Autorisierung von Kartenzahlungen durch den Karteninhaber 
Mit dem Einsatz der digitalen Debitkarte durch Heranführen des mobilen 
Endgerätes mit der digitalen Debitkarte an das Kontaktlos-Terminal bzw. 
im Online-Handel durch Bestätigung der Bezahlanwendung erteilt der Kar-
teninhaber die Zustimmung (Autorisierung) zur Ausführung der Kartenzah-
lung. Dazu ist zusätzlich die Verwendung der biometrischen Merkmale des 
Karteninhabers oder Eingabe des Entsperrcodes des Geräts jeweils mit auf 
dem mobilen Endgerät vorhandenen Funktionen erforderlich. Die Zustim-
mung wird mit deren Einsatz erteilt. In der Autorisierung ist zugleich die 
ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die Sparkasse die für die 
Ausführung der Kartenzahlung notwendigen personenbezogenen Daten 
des Karteninhabers verarbeitet, übermittelt und speichert. Nach Erteilung 
der Zustimmung kann der Karteninhaber die Kartenzahlung nicht mehr 
widerrufen. 
 
5. Finanzielle Nutzungsgrenze und Verfügungsrahmen 
a) Der Karteninhaber darf Verfügungen mit seiner digitalen Debitkarte nur 

im Rahmen des Kontoguthabens oder einer eingeräumten Kontoüber-
ziehung vornehmen. Auch wenn der Karteninhaber diese Nutzungs-
grenze bei seinen Verfügungen nicht einhält, ist die Sparkasse berech-
tigt, den Ersatz der Aufwendungen zu verlangen, die aus der Nutzung 
der digitalen Debitkarte entstehen. Die Buchung solcher Verfügungen 
führt zu einer geduldeten Kontoüberziehung. 

b) Sofern die Nutzungsgrenze nicht vorher erreicht ist, darf der Kartenin-
haber Verfügungen mit seiner digitalen Debitkarte nur im Rahmen  
des für die Debitkarte vereinbarten Verfügungsrahmens vornehmen. 
Bei jeder Nutzung wird geprüft, ob der Verfügungsrahmen durch vor-
angegangene Verfügungen (mit der digitalen oder der physischen 
Debitkarte) bereits ausgeschöpft ist. Verfügungen, mit denen der 
Verfügungsrahmen der digitalen Debitkarte überschritten würde, kön-
nen unabhängig vom aktuellen Kontostand und einem etwa vorher zum 
Konto eingeräumten Kredit abgewiesen werden. Der Kontoinhaber 
kann mit der kontoführenden Stelle eine Änderung des Verfügungsrah-
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mens der Debitkarte und für alle zu seinem Konto ausgegebenen 
Debitkarten vereinbaren. 

 
6. Sperre der digitalen Debitkarte mit individualisierten 
Authentifizierungsverfahren 
a) Die Sparkasse darf die digitale Debitkarte mit individualisierten 

Authentifizierungsverfahren sperren (z. B. durch Löschung), wenn sie 
berechtigt ist, den Kartenvertrag aus wichtigem Grund zu kündigen, 
wenn sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der indi-
vidualisierten Authentifizierungselemente des Karteninhabers oder der 
digitalen Debitkarte dies rechtfertigen oder wenn der Verdacht einer 
nicht autorisierten oder betrügerischen Verwendung eines Authentifi-
zierungselements oder der digitalen Debitkarte besteht. Darüber wird 
die Sparkasse den Karteninhaber unter Angabe der hierfür maßgebli-
chen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der 
Sperre unterrichten. Die Angabe von Gründen darf unterbleiben, wenn 
die Sparkasse hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtungen verstoßen 
würde. Die Sparkasse wird die digitale Debitkarte entsperren oder eine 
neue digitale Debitkarte bereitstellen, wenn die Gründe für die Sperre 
nicht mehr gegeben sind. Auch hierüber unterrichtet sie den Kartenin-
haber unverzüglich. 

b) Eine Sperre ausschließlich der digitalen Debitkarte bewirkt keine Sper-
re der physischen Debitkarte. Eine Sperre der physischen Debitkarte 
hat stets auch eine Sperre aller zugehörigen digitalen Debitkarten zur 
Folge. 

 
7. Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers 
7.1 Schutz der individualisierten Authentifizierungselemente 
Der Karteninhaber hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um seine 
für die Nutzung der digitalen Debitkarte verwendeten biometrischen Merk-
male (z. B. Fingerabdruck), das mobile Endgerät mit digitaler Debitkarte 
und den Entsperrcode des mobilen Endgerätes vor unbefugtem Zugriff zu 
schützen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass die digitale Debitkarte miss-
bräuchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht autorisiert genutzt 
wird. 
Dazu hat er Folgendes zu beachten: 
a) Der Entsperrcode für das mobile Endgerät ist geheim zu halten. Er darf 

insbesondere 
– nicht mündlich (z. B. per Telefon) oder in Textform  

(z. B. per E-Mail, Messenger-Dienst) weitergegeben werden, 
– nicht ungesichert elektronisch gespeichert werden  

(z. B. Speicherung im Klartext im Computer oder im mobilen Endge-
rät) und 

– nicht auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit einem 
Gerät aufbewahrt werden, das als mobiles Endgerät mit digitaler 
Debitkarte dient. 

b) Das mobile Endgerät mit digitaler Debitkarte ist vor Missbrauch zu 
schützen, insbesondere 
– ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile End-

gerät des Karteninhabers (z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen können, 
– ist dafür Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen 

Endgerät gespeicherte digitale Debitkarte nicht nutzen können, 
– ist die digitale Debitkarte auf dem mobilen Endgerät zu löschen, 

bevor der Karteninhaber den Besitz an diesem mobilen Endgerät auf-
gibt (z. B. durch Verkauf, Entsorgung), 

– muss der Karteninhaber die ihm vom Hersteller des mobilen Endge-
rätes mit digitaler Debitkarte jeweils angebotenen Software-Updates 
installieren, 

– muss der Karteninhaber, falls er einen Code zur Aktivierung der digi-
talen Debitkarte von der Sparkasse erhalten hat, diesen vor dem 
unbefugten Zugriff anderer Personen sicher verwahren. 

c) Biometrische Merkmale, wie z. B. der Fingerabdruck des Karteninha-
bers, dürfen auf einem mobilen Endgerät des Karteninhabers mit digi-
taler Debitkarte nur dann zur Autorisierung von Zahlungsaufträgen ver-
wendet werden, wenn auf dem mobilen Endgerät keine biometrischen 
Merkmale anderer Personen gespeichert sind. Etwaige bereits auf dem 
mobilen Endgerät vorhandene biometrische Merkmale anderer Perso-
nen sind vor der Speicherung der digitalen Debitkarte auf dem mobilen 
Endgerät zu entfernen. 

 
7.2 Unterrichtungs- und Anzeigepflichten 
a) Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl des mobilen End-

gerätes mit digitaler Debitkarte, die missbräuchliche Verwendung oder 
eine sonstige nicht autorisierte Nutzung der digitalen Debitkarte fest, 
so ist die Sparkasse unverzüglich zu benachrichtigen (Sperranzeige). 
Die Sperranzeige kann der Karteninhaber auch jederzeit gegenüber 
dem Zentralen Sperrannahmedienst (Telefon: 116 116 aus dem Inland 
und +49 116 116 aus dem Ausland [ggf. abweichende Ländervor-
wahl]) abgeben. In diesem Fall ist eine Kartensperre nur möglich, wenn 
der Name der Sparkasse – möglichst mit Bankleitzahl – und die Kon-
tonummer oder International Bank Account Number (IBAN) angegeben 
werden. Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unver-
züglich bei der Polizei anzuzeigen. 

b) Hat der Karteninhaber den Verdacht einer nicht autorisierten oder 
betrügerischen Verwendung eines seiner Authentifizierungselemente, 
muss er ebenfalls unverzüglich eine Sperranzeige abgeben. 

c) Durch die Sperre der digitalen Debitkarte bei der Sparkasse bezie-
hungsweise gegenüber dem Zentralen Sperrannahmedienst wird nicht 
der Zugang zum mobilen Endgerät gesperrt. Eine Sperrung der sonsti-
gen Funktionen auf dem mobilen Endgerät kann nur gegenüber dem 
jeweiligen Anbieter dieser Funktionen erfolgen. Der Kontoinhaber hat 
die Sparkasse unverzüglich nach Feststellung einer nicht autorisierten 
oder fehlerhaft ausgeführten Kartenverfügung zu unterrichten. 

d) Auch wenn der Karteninhaber ein Sperr- oder Löschverfahren für das 
mobile Endgerät oder einer Bezahlplattform nutzt, bleibt die Verpflich-
tung zur Abgabe einer Sperranzeige nach Nummer 7.2 Absatz a) die-
ser Bedingungen bestehen; eine Sperre des mobilen Endgerätes hat 
keine Sperre der digitalen Debitkarte zur Folge. 

 
8. Ablehnung von Kartenzahlungen durch die Sparkasse 
Die Sparkasse ist berechtigt, die Kartenzahlung abzulehnen, wenn 
– der Karteninhaber die Autorisierung der Kartenzahlung nicht gemäß 

Nummer 4 erteilt hat, 
– der vereinbarte Verfügungsrahmen oder die finanzielle Nutzungsgrenze 

nicht eingehalten ist oder 
– die digitale Debitkarte gesperrt ist. Hierüber wird der Karteninhaber im 

Rahmen des Bezahlvorgangs unterrichtet. 
 
9. Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche  
des Kontoinhabers 
9.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfügung 
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung, z. B. im Rahmen der 
Verwendung der digitalen Debitkarte an Kontaktlos-Terminals bei Handels- 
und Dienstleistungsunternehmen oder im Online-Handel, hat die Spar-
kasse gegen den Kontoinhaber keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Auf-
wendungen. Die Sparkasse ist verpflichtet, dem Kontoinhaber den Betrag 
ungekürzt zu erstatten. Wurde der Betrag dem Konto belastet, bringt die 
Sparkasse dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die nicht 
autorisierte Kartenverfügung befunden hätte. Diese Verpflichtung 
ist unverzüglich, spätestens jedoch bis zum Ende des Geschäftstags 
gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfüllen, der auf den Tag folgt, 
an welchem der Sparkasse angezeigt wurde, dass die Kartenverfügung 
nicht autorisiert ist oder die Sparkasse auf andere Weise davon Kenntnis 
erhalten hat. Hat die Sparkasse einer zuständigen Behörde berechtigte 
Gründe für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden 
vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Sparkasse ihre Verpflichtung aus 
Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsver-
dacht nicht bestätigt. 
 
9.2 Ansprüche bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Ausführung einer  
autorisierten Kartenverfügung 
a) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer  

autorisierten Kartenverfügung, z. B. im Rahmen der Verwendung der 
digitalen Debitkarte an girocard-Terminals bei Handels- und Dienstlei-
stungsunternehmen oder im Online-Handel, kann der Kontoinhaber  
von der Sparkasse die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des 
Verfügungsbetrags insoweit verlangen, als die Kartenverfügung nicht 
erfolgte oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto belastet, 
bringt die Sparkasse dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich 
ohne die nicht erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfügung befunden 
hätte. 

b) Der Kontoinhaber kann über den Absatz 1 hinaus von der Sparkasse 
die Erstattung der Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm 
diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften 
Ausführung der autorisierten Kartenverfügung in Rechnung gestellt 
oder seinem Konto belastet wurden. 

c) Wurde eine autorisierte Kartenverfügung nicht oder fehlerhaft 
ausgeführt, wird die Sparkasse die Kartenverfügung auf Verlangen des 
Karteninhabers nachvollziehen und ihn über das Ergebnis unterrichten. 

 
9.3 Schadensersatzansprüche des Kontoinhabers 
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung oder im Falle einer nicht 
erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Kartenverfügung 
kann der Kontoinhaber von der Sparkasse einen Schaden, der nicht bereits 
von den Nummern 9.1 oder 9.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt 
nicht, wenn die Sparkasse die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die 
Sparkasse hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten 
Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, 
dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, 
die der Karteninhaber vorgegeben hat. Handelt es sich bei dem Kontoinha-
ber nicht um einen Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der digitalen 
Debitkarte in einem Land außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraumes, 
beschränkt sich die Haftung der Sparkasse für das Verschulden einer an 
der Abwicklung des Zahlungsvorgangs beteiligten Stelle auf die sorgfältige 
Auswahl und Unterweisung einer solchen Stelle. Hat der Karteninhaber 
durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung des Schadens beigetra-
gen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in wel-
chem Umfang Sparkasse und Kontoinhaber den Schaden zu tragen haben. 
Die Haftung nach diesem Absatz ist auf 12.500 Euro je Kartenverfügung 
begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsbeschränkung gilt nicht 
– für nicht autorisierte Kartenverfügungen, 
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Sparkasse, 
– für Gefahren, die die Sparkasse besonders übernommen hat und 
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– für den dem Kontoinhaber entstandenen Zinsschaden, soweit der Kon-
toinhaber Verbraucher ist. 

 
9.4 Haftungs- und Einwendungsausschluss 
a) Ansprüche gegen die Sparkasse nach Nummern 9.1 bis 9.3 sind aus-

geschlossen, wenn der Kontoinhaber die Sparkasse nicht spätestens 
13 Monate nach dem Tag der Belastung mit der Kartenverfügung 
darüber unterrichtet hat, dass es sich um eine nicht autorisierte, nicht 
erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfügung handelt. Der Lauf der 13- 
monatigen Frist beginnt nur, wenn die Sparkasse den Kontoinhaber 
über die aus der Kartenverfügung resultierende Belastungsbuchung 
entsprechend dem für Kontoinformationen vereinbarten Weg späte-
stens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet 
hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung 
maßgeblich. Haftungsansprüche nach Nummer 9.3 kann der Kontoin-
haber auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist geltend machen, 
wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert 
war. 

b) Ansprüche des Kontoinhabers gegen die Sparkasse sind ausgeschlos-
sen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände 
– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 

auf das die Sparkasse keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden 
werden können oder 

– von der Sparkasse aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbei-
geführt wurden. 

 
10. Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte  
Kartenverfügungen 
10.1 Haftung des Kontoinhabers bis zur Sperranzeige 
a) Verliert der Karteninhaber seine digitale Debitkarte (z. B. durch Verlust 

seines Mobiltelefons) oder eines seiner Authentifizierungselemente, 
werden ihm diese gestohlen oder kommen diese sonst abhanden oder 
werden diese missbräuchlich verwendet und kommt es dadurch zu 
nicht autorisierten Kartenverfügungen im Rahmen der Verwendung der 
digitalen Debitkarte an girocard-Terminals bei Handels- und Dienstlei-
stungsunternehmen oder im Online-Handel, dann haftet der Kontoinha-
ber für Schäden, die bis zum Zeitpunkt der Sperranzeige verursacht 
werden, in Höhe von maximal 50 Euro. Seine Haftung nach Absatz f) 
für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie für Handeln in betrügeri-
scher Absicht bleibt unberührt. 

b) Der Kontoinhaber haftet nicht nach Absatz a), wenn 
– es dem Karteninhaber nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den 

Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbräuchli-
che Verwendung der digitalen Debitkarte oder eines seiner Authenti-
fizierungselemente vor der nicht autorisierten Kartenverfügung zu 
bemerken, oder 

– der Verlust der digitalen Debitkarte oder eines seiner Authentifizie-
rungselemente durch einen Angestellten, einen Agenten, eine Zweig-
stelle der Sparkasse oder eine sonstige Stelle, an die Tätigkeiten der 
Sparkasse ausgelagert wurden, verursacht worden ist. Die Haftung 
nach Absatz f) für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie für Han-
deln in betrügerischer Absicht bleibt unberührt. 

c) Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen Verbraucher 
oder erfolgt der Einsatz der digitalen Debitkarte außerhalb des Europäi-
schen Wirtschaftsraums, trägt der Kontoinhaber den aufgrund nicht 
autorisierter Kartenverfügungen entstehenden Schaden nach Absatz a) 
auch über einen Betrag von maximal 50 Euro hinaus, wenn der Karten-
inhaber die ihm nach diesen Bedingungen obliegenden Pflichten fahr-
lässig verletzt hat. Hat die Sparkasse durch eine Verletzung ihrer 
Pflichten zur Entstehung des Schadens beigetragen, haftet die Spar-
kasse für den entstandenen Schaden im Umfang des von ihr zu vertre-
tenden Mitverschuldens. 

d) Die Sparkasse verzichtet auf die Schadensbeteiligung durch den Kon-
toinhaber in Höhe von maximal 50 Euro gemäß vorstehendem Absatz 
a) und übernimmt alle Schäden, die durch nicht autorisierte Zahlungs-
vorgänge bis zum Eingang der Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) ent-
standen sind, wenn der Karteninhaber seine ihm gemäß Nummern 7.1 
und 7.2 obliegenden Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten nicht in 
betrügerischer Absicht, vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. 
Eine Übernahme des vom Kontoinhaber zu tragenden Schadens durch 
die Sparkasse erfolgt nur, wenn der Kontoinhaber die Voraussetzungen 
der Haftungsentlastung glaubhaft darlegt und Anzeige bei der Polizei 
erstattet. 

e) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absät-
zen a) und c) verpflichtet, wenn der Karteninhaber die Sperranzeige 
nach Nummer 7.2 a) nicht abgeben konnte, weil die Sparkasse nicht 
die Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt 
hatte und der Schaden dadurch eingetreten ist. 

f) Kommt es vor der Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) zu nicht autori-
sierten Kartenverfügungen und hat der Karteninhaber seine Sorgfalts-
pflichten nach diesen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt oder in betrügerischer Absicht gehandelt, trägt der Kontoinha-
ber den hierdurch entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe 
Fahrlässigkeit des Karteninhabers kann insbesondere dann vorliegen, 
wenn 

– der Verlust, Diebstahl oder die missbräuchliche Verfügung der Spar-
kasse oder dem Zentralen Sperrannahmedienst schuldhaft nicht 
unverzüglich mitgeteilt wurde, nachdem der Karteninhaber hiervon 
Kenntnis erlangt hat oder 

– der Entsperrcode ungesichert elektronisch gespeichert oder ungesi-
chert auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit 
einem Gerät aufbewahrt wurde, das als mobiles Endgerät mit digita-
ler Debitkarte (z. B. Fingerabdrucksensor) dient oder 

– die digitale Debitkarte auf dem mobilen Endgerät nicht gelöscht 
wurde, bevor der Karteninhaber den Besitz an diesem mobilen End-
gerät aufgibt (z. B. durch Verkauf, Entsorgung).  

Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den der 
Verfügungsrahmen gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf 
den für die Debitkarte geltenden Verfügungsrahmen. 

g) Hat die Sparkasse eine starke Kundenauthentifizierung im Sinne des § 
1 Absatz 24 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) nicht verlangt oder 
hat der Zahlungsempfänger oder sein Zahlungsdienstleister diese nicht 
akzeptiert, obwohl die Sparkasse nach § 55 ZAG zur starken Kunde-
nauthentifizierung verpflichtet war, bestimmt sich die Haftung des Kar-
teninhabers und der Sparkasse abweichend von den Absätzen a) bis f) 
nach den Bestimmungen in § 675v Absatz 4 des Bürgerlichen Gesetz-
buches. Eine starke Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere die 
Verwendung von zwei voneinander unabhängigen Authentifizierungs-
faktoren (siehe Nummer 2 dieser Bedingungen). 

 
10.2 Haftung des Kontoinhabers ab Sperranzeige 
Sobald der Sparkasse oder dem Zentralen Sperrannahmedienst der Verlust 
oder Diebstahl der digitalen Debitkarte, die missbräuchliche Verwendung 
oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung der digitalen Debitkarte oder 
der Authentifizierungselemente angezeigt wurde, übernimmt die Sparkasse 
alle danach durch Kartenverfügungen entstehenden Schäden. Handelt der 
Karteninhaber in betrügerischer Absicht, trägt der Kontoinhaber 
auch die nach der Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) entstehenden Schä-
den. 
 
11. Kündigung 
Die Sparkasse ist berechtigt, die Nutzung der digitalen Debitkarte mit indi-
vidualisierten Authentifizierungsverfahren mit einer Frist von mindestens 
zwei Monaten zu kündigen. Der Karteninhaber ist hierzu jederzeit ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt. Im Übrigen bleiben die Kündi-
gungsrechte nach Nummer 26 Absatz 1 AGB Sparkassen unberührt. 
 
12. Zahlungsverpflichtung der Sparkasse; Reklamationen 
Die Sparkasse ist gegenüber den Handels- und Dienstleistungsunterneh-
men vertraglich verpflichtet, die Beträge, über die unter Verwendung der 
an den Karteninhaber ausgegebenen digitalen Debitkarte verfügt wurden, 
zu vergüten. Einwendungen und sonstige Beanstandungen des Karteninha-
bers aus dem Vertragsverhältnis zu dem Unternehmen, bei dem bargeldlos 
bezahlt worden ist, sind unmittelbar gegenüber diesem Unternehmen gel-
tend zu machen. Gleiches gilt für Funktionsstörungen einer Bezahlplatt-
form oder einer elektronischen Geldbörse (Wallet), in der die digitale 
Debitkarte hinterlegt worden ist. 
 
13. Außergerichtliche Streitschlichtung und  
Beschwerdemöglichkeit 
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse kann sich der Kar-
teninhaber an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher bezeichneten 
Streitschlichtungs- und Beschwerdestellen wenden. 
 
 
 

Bedingungen für die Mastercard/Visa Card 
(Kreditkarte) 

Fassung März 2023 
 
1. Ausgabe der Kreditkarte  
Die von der Sparkasse/Landesbank ausgegebene Mastercard/Visa Card ist 
eine Kreditkarte (nachfolgend Kreditkarte genannt). Die Kreditkarten kön-
nen als physische Karte und zusätzlich als digitale Karte zur Speicherung 
auf einem Telekommunikations-, Digital- oder IT-Geräten (mobile Endgerä-
te) ausgegeben werden. Diese Bedingungen gelten für beide Kartenformen 
gleichermaßen, es sei denn, es ist ausdrücklich etwas anderes geregelt.  
Die Kartendaten der Kreditkarte können bereits vor Erhalt der physischen 
Karte für einen Einsatz bei elektronischen Fernzahlungsvorgängen bereit-
gestellt werden, sofern dies von der Sparkasse/Landesbank angeboten 
wird. 
Ergänzende Informationen für die digitale Kreditkarte sind in den Nut-
zungshinweisen und -voraussetzungen für die digitale Kreditkarte enthal-
ten. 
Im Übrigen gelten weiterhin die Bedingungen für die digitale 
Mastercard/Visa Card (Kreditkarte) mit individualisierten Authentifizie-
rungsverfahren. 
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2. Verwendungsmöglichkeiten und Leistungen  
Der Karteninhaber kann die von der Sparkasse/Landesbank ausgegebenen 
Kreditkarten, soweit diese und die Akzeptanzstellen entsprechend ausge-
stattet sind, für folgende Zahlungsdienste nutzen:  
Mit der Kreditkarte kann der Karteninhaber (Haupt- oder Zusatzkartenin-
haber) im Inland und als weitere Dienstleistung auch im Ausland im 
Mastercard-Verbund/Visa-Verbund bei Vertragsunternehmen Waren und 
Dienstleistungen bargeldlos bezahlen und zusätzlich im Rahmen des Bar-
geldservices an Geldautomaten Bargeldauszahlungen vornehmen.  
Die Vertragsunternehmen und die Geldautomaten im Rahmen des Bar-
geldservices sind an den Akzeptanzsymbolen zu erkennen, die auf der Kre-
ditkarte zu sehen sind. Soweit mit der Kreditkarte zusätzliche Leistungen 
(z.B. Versicherungen) verbunden sind, wird der Karteninhaber hierüber 
gesondert informiert. 
Zusätzlich wird die Sparkasse/Landesbank über Mastercard/Visa teilneh-
menden Akzeptanzstellen, bei welchen der Karteninhaber zuvor seine Kre-
ditkartendaten hinterlegt hat, aktualisierte Kartendaten (die letzten vier Zif-
fern der Kartennummer und das Ablaufdatum) zur Verfügung stellen 
(Aktualisierungsservice), um z. B. Zahlungen für wiederkehrende Dienstlei-
stungen und im Online-Handel auch nach einer Aktualisierung der Karten-
daten automatisch zu ermöglichen. 
 
3. Personalisiertes Sicherheitsmerkmal  
3.1 Für die Nutzung an Geldautomaten und an automatisierten Kassen 
wird dem Karteninhaber für seine Kreditkarte eine persönliche Geheimzahl 
(PIN) als personalisiertes Sicherheitsmerkmal zur Verfügung gestellt. 
 
3.2 Die Kreditkarte kann an Geldautomaten sowie an automatisierten Kas-
sen, an denen im Zusammenhang mit der Verwendung der Kreditkarte die 
PIN eingegeben werden muss, nicht mehr eingesetzt werden, wenn die 
persönliche Geheimzahl dreimal hintereinander mit einer oder beiden Kar-
tenformen falsch eingegeben wurde. Der Karteninhaber sollte sich in die-
sem Fall mit seiner Sparkasse/Landesbank, möglichst mit der kontoführen-
den Stelle, in Verbindung setzen. 
 
4. Verfügungsrahmen  
Der Karteninhaber darf seine Kreditkarte nur innerhalb des vereinbarten 
monatlichen Verfügungsrahmens nutzen. Innerhalb des vereinbarten 
monatlichen Verfügungsrahmens gilt für den Bargeldservice das vereinbar-
te Verfügungslimit. Der Karteninhaber kann mit der Sparkasse/Landesbank 
eine Änderung des vereinbarten monatlichen Verfügungsrahmens oder des 
Verfügungslimits vereinbaren. 
 
5. Autorisierung von Zahlungsaufträgen  
5.1 Mit dem Einsatz der Kreditkarte erteilt der Karteninhaber die Zustim-
mung (Autorisierung) zur Ausführung des Zahlungsauftrages.  
Hierzu hat der Karteninhaber entweder  
– an Geldautomaten die PIN einzugeben oder kontaktlosen Geldautoma-

teneinsatz mit PIN zu nutzen, indem die Kreditkarte vor das Empfangs-
gerät des Geldautomaten gehalten wird 

– an automatisierten Kassen bei Vertragsunternehmen die PIN einzuge-
ben oder soweit erforderlich bei Vertragsunternehmen die Unterschrift 
zu leisten oder  

– an automatisierten Kassen die kontaktlose Bezahlfunktion mit PIN zu 
nutzen, indem die Kreditkarte vor das Empfangsgerät des Vertrags-
händlers gehalten wird. Der kontaktlose Einsatz der Kreditkarte an 
automatisierten Kassen kann bis maximal 50 Euro pro Bezahlvorgang 
ohne Eingabe der PIN erfolgen, soweit an den automatisierten Kassen 
für den jeweiligen kontaktlosen Einsatz nicht die Eingabe der PIN ver-
langt wird. Soweit für die Autorisierung zusätzlich eine PIN oder die 
Unterschrift erforderlich ist, erfolgt die Autorisierung erst mit deren 
Einsatz. 

– oder bei elektronischen Fernzahlungsvorgängen über das Internet 
gegenüber Vertragsunternehmen die geforderten Kartendaten einzu-
geben. Soweit dabei besondere Authentifizierungsverfahren gefordert 
werden, sind diese zu nutzen. Weitere Informationen über die von der 
Sparkasse/Landesbank unterstützten Authentifizierungsverfahren und 
Hinweise zum Bezahlen im Internet sind in den Geschäftsräumen der 
Sparkasse/Landesbank verfügbar sowie auf deren Internetseiten abruf-
bar. 

– oder gegenüber Vertragsunternehmen ausnahmsweise anstelle der 
Unterschrift die geforderten Kartendaten anzugeben (z.B. am Telefon). 

 
5.2 In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdrückliche Zustimmung ent-
halten, dass die Sparkasse/Landesbank die für die Ausführung der Kar-
tenzahlung notwendigen personenbezogenen Daten des Karteninhabers 
verarbeitet, übermittelt und speichert. 
 
5.3 Nach Erteilung der Zustimmung kann der Karteninhaber den Zahlungs-
auftrag nicht mehr widerrufen. 
 
6. Ablehnung von Zahlungsaufträgen durch die  
Sparkasse/Landesbank  
Die Sparkasse/Landesbank ist berechtigt, den Zahlungsauftrag abzuleh-
nen, wenn  
– der Karteninhaber die Autorisierung des Zahlungsauftrags nicht gemäß 

Nummer 5.1 erteilt hat, 

– der für den Zahlungsauftrag geltende Verfügungsrahmen oder die 
finanzielle Nutzungsgrenze nicht eingehalten wurde oder  

– die Kreditkarte gesperrt ist. 
Hierüber wird der Karteninhaber während des Bezahlvorgangs bzw. über 
das Terminal, an dem die Karte eingesetzt wird, unterrichtet. 
 
7. Sperrung eines verfügbaren Geldbetrags  
Die Sparkasse/Landesbank ist berechtigt, einen im Rahmen der finanziel-
len Nutzungsgrenze (Nummer 4) verfügbaren Geldbetrag auf dem Kredit-
kartenkonto des Karteninhabers zu sperren, wenn  
– der Zahlungsvorgang vom Zahlungsempfänger ausgelöst worden ist 

und  
– der Karteninhaber auch der genauen Höhe des zu sperrenden Geldbe-

trags zugestimmt hat. 
Den gesperrten Geldbetrag gibt die Sparkasse/Landesbank unbeschadet 
sonstiger gesetzlicher oder vertraglicher Rechte unverzüglich frei, nach-
dem ihr der genaue Zahlungsbetrag mitgeteilt worden ist. 
 
8. Zahlungsverpflichtung des Karteninhabers  
Die Sparkasse/Landesbank wird die bei der Nutzung der Kreditkarte ent-
standenen sofort fälligen Forderungen der Vertragsunternehmen gegen 
den Karteninhaber bezahlen. Der Karteninhaber ist seinerseits verpflichtet, 
der Sparkasse/Landesbank diese Forderungsbeträge zu erstatten. Entspre-
chendes gilt für im Rahmen des Bargeldservices entstandene Forderungen. 
Auch wenn der Karteninhaber die finanzielle Nutzungsgrenze bei seinen 
Zahlungsaufträgen nicht einhält, ist die Sparkasse/Landesbank berechtigt, 
den Ersatz der Aufwendungen zu verlangen, die aus der Nutzung der Kre-
ditkarte entstehen. 
 
9. Kreditkartenabrechnung  
Die Kreditkartenabrechnung über die mit der Kreditkarte ausgelösten Zah-
lungsaufträge, die angefallenen Entgelte sowie die sonstigen Umsätze im 
Zusammenhang mit der Kreditkarte erfolgt in der mit dem Karteninhaber 
vereinbarten Weise (z.B. Abrechnung über das elektronische Postfach, im 
Online-Banking oder am Kontoauszugsdrucker) einmal im Monat kostenlos 
zum vereinbarten Abrechnungsstichtag. Zahlungseingänge werden tag-
gleich mit Belastungsbuchungen verrechnet. Mit erteilter Kreditkartenab-
rechnung wird der darin ausgewiesene Forderungsbetrag sofort fällig.  
Dieser Betrag wird zeitnah dem vom Karteninhaber angegebenen Zah-
lungskonto (Abrechnungskonto) bei der Sparkasse/Landesbank belastet. 
Wenn der Karteninhaber die Abrechnung in der vereinbarten Weise nicht 
innerhalb der vereinbarten Frist abgerufen hat, kann zeitnah eine papier-
hafte Abrechnung erfolgen und dem Karteninhaber gegen Portoersatz 
zugesandt werden. Der Karteninhaber hat die Kreditkartenabrechnung 
unverzüglich auf nicht autorisierte oder fehlerhaft ausgeführte Kartenverfü-
gungen zu überprüfen. 
 
10. Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers  
10.1 Unterschrift  
Der Karteninhaber hat die physische Kreditkarte nach Erhalt unverzüglich 
auf dem Unterschriftsfeld zu unterschreiben. 
 
10.2 Sorgfältige Aufbewahrung und Sicherung der Kreditkarte  
10.2.1 Die Kreditkarte ist mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu 
verhindern, dass sie abhanden kommt und missbräuchlich verwendet wird 
(z.B. um Transaktionen an automatisierten Kassen ohne PIN bis zur Sperre 
zu tätigen). Sie darf insbesondere auch nicht unbeaufsichtigt im Kraftfahr-
zeug aufbewahrt werden. 
 
10.2.2 Soweit technisch möglich, soll der Karteninhaber den Zugang zu 
seinem mobilen Endgerät, auf dem die digitale Kreditkarte gespeichert ist, 
mit einer für das mobile Endgerät bestimmten persönlichen Geheimzahl 
(Endgeräte-PIN) oder auf andere geeignete Weise (z.B. durch Fingerab-
druck) sichern. 
 
10.3 Geheimhaltung der persönlichen Geheimzahl (PIN)  
Der Karteninhaber hat dafür Sorge zu tragen, dass keine andere Person 
Kenntnis von seiner PIN erlangt. Die PIN darf insbesondere nicht auf der 
physischen Kreditkarte vermerkt, bei einer digitalen Kreditkarte nicht in 
dem mobilen Endgerät gespeichert werden, das für die Nutzung der digi-
talen Kreditkarte erforderlich ist, oder in anderer Weise zusammen mit der 
Kreditkarte aufbewahrt werden. Denn jede Person, die die PIN kennt und in 
den Besitz der Kreditkarte bzw. des mobilen Endgeräts, auf dem die digita-
le Kreditkarte gespeichert ist, kommt, hat die Möglichkeit, zusammen mit 
der PIN und der Kreditkarte missbräuchliche Kartenverfügungen zu tätigen 
(z.B. Geld am Geldautomaten abzuheben). 
Sofern der Karteninhaber eine digitale Kreditkarte nutzt und der Zugriff auf 
das mobile Endgerät durch eine vom Karteninhaber wählbare Endgeräte-
PIN abgesichert werden kann, darf der Karteninhaber zur Absicherung des 
Zugriffs nicht dieselbe PIN verwenden, die für die Nutzung der Kreditkarte 
erforderlich ist. 
 
10.4 Anzeige-, Prüfungs- und Unterrichtungspflichten des Karteninhabers 
10.4.1 Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl seiner Kredit-
karte oder des mobilen Endgeräts mit digitaler Kreditkarte, die miss-
bräuchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung der 
Kreditkarte, Kartendaten oder PIN fest, hat er die Sparkasse/Landesbank 
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unverzüglich zu unterrichten (Sperranzeige). Die Sperranzeige kann der 
Karteninhaber auch jederzeit gegenüber dem Zentralen Sperrannahme-
dienst (Telefon: 116 116 aus dem Inland und +49 116 116 aus dem Aus-
land [ggf. abweichende Ländervorwahl]) abgeben. Der Karteninhaber hat 
jeden Diebstahl oder Missbrauch unverzüglich bei der Polizei anzuzeigen. 
 
10.4.2 Durch die Sperre der digitalen Kreditkarte bei der Sparkasse/Lan-
desbank bzw. gegenüber dem Zentralen Sperrannahmedienst wird nicht 
der Zugang zum mobilen Endgerät gesperrt. Eine Sperrung der sonstigen 
Funktionen auf dem mobilen Endgerät kann nur gegenüber dem jeweili-
gen Anbieter dieser Funktionen erfolgen. 
 
10.4.3 Bei Nutzung besonderer Authentifizierungsverfahren gemäß Num-
mer 5.1 hat der Karteninhaber vor der Autorisierung die Übereinstimmung 
der zur Authentifizierung übermittelten Transaktionsdaten (z.B. Zahlbetrag, 
Datum) mit den für die Transaktion vorgesehenen Daten abzugleichen. Bei 
Feststellung von Abweichungen ist die Transaktion abzubrechen und der 
Verdacht auf missbräuchliche Verwendung der Sparkasse/Landesbank 
anzuzeigen. 
 
11. Reklamationen und Beanstandungen  
Der Karteninhaber hat die Sparkasse/Landesbank unverzüglich nach Fest-
stellung einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Kartenverfü-
gung zu unterrichten. Reklamationen und Beanstandungen aus dem  
Vertragsverhältnis zwischen dem Karteninhaber und dem Vertragsunter-
nehmen sind unmittelbar zwischen diesen zu klären; sie berühren nicht die 
Zahlungsverpflichtung des Karteninhabers. Die Rechte des Karteninhabers 
nach Nummer 15 dieser Bedingungen bleiben unberührt. 
 
12. Haftung des Karteninhabers für nicht autorisierte  
Kartenverfügungen 
12.1 Haftung des Karteninhabers bis zur Sperranzeige  
12.1.1 Verliert der Karteninhaber seine Kreditkarte oder PIN, werden sie 
ihm gestohlen, kommen sie ihm in sonstiger Weise abhanden oder wer-
den diese sonst missbräuchlich verwendet und kommt es dadurch zu einer 
nicht autorisierten Kartenverfügung, z.B. im Rahmen der  
– Bargeldauszahlung an einem Geldautomaten,  
– Verwendung der Kreditkarte an automatisierten Kassen von Vertrags-

unternehmen,  
– Nutzung der Kreditkarte bei elektronischen Fernzahlungsvorgängen 

über das Internet, haftet der Karteninhaber für Schäden, die bis zum 
Zeitpunkt der Sperranzeige verursacht werden, in Höhe von maximal 
50 Euro. Die Haftung nach Nummer 12.1.5 für Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit sowie für Handeln in betrügerischer Absicht bleibt unbe-
rührt. 

 
12.1.2 Der Karteninhaber haftet nicht nach Nummer 12.1.1, wenn  
– es dem Karteninhaber nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den 

Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbräuchliche 
Verwendung der Kreditkarte vor der nicht autorisierten Kartenverfü-
gung zu bemerken, oder  

– der Verlust der Kreditkarte durch einen Angestellten, einen Agenten, 
eine Zweigstelle/Zweigniederlassung der Sparkasse/Landesbank oder 
eine sonstige Stelle, an die Tätigkeiten der Sparkasse/Landesbank aus-
gelagert wurden, verursacht worden ist. Die Haftung nach Nummer 
12.1.5 für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie für Handeln in 
betrügerischer Absicht bleibt unberührt. 

 
12.1.3 Die Sparkasse/Landesbank verzichtet auf die Schadensbeteiligung 
der Karteninhaber in Höhe von 50 Euro gemäß Nummer 12.1.1 und über-
nimmt alle Schäden, die durch die nicht autorisierte Kartenverfügung bis 
zum Eingang der Sperranzeige entstanden sind, wenn der Karteninhaber 
seine ihm obliegenden Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten gemäß Num-
mern 10.1 bis 10.4 nicht in betrügerischer Absicht, vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verletzt hat. Eine Übernahme des vom Karteninhaber zu tragen-
den Schadens erfolgt nur, wenn der Karteninhaber die Voraussetzungen 
der Haftungsentlastung glaubhaft darlegt und Anzeige bei der Polizei 
erstattet. 
 
12.1.4 Der Karteninhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Num-
mer 12.1.1 verpflichtet, wenn er die Sperranzeige nicht abgeben konnte, 
weil die Sparkasse/Landesbank nicht die Möglichkeit zur Entgegennahme 
der Sperranzeige sichergestellt hatte und der Schaden dadurch eingetre-
ten ist. 
 
12.1.5 Kommt es vor der Sperranzeige zu einer nicht autorisierten Karten-
verfügung und hat der Karteninhaber seine Sorgfaltspflichten nach diesen 
Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt oder in betrügeri-
scher Absicht gehandelt, trägt der Karteninhaber den hierdurch entstande-
nen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Karteninhabers 
kann insbesondere dann vorliegen, wenn er  
– den Verlust, Diebstahl oder die missbräuchliche Kartenverfügung der 

Sparkasse/Landesbank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst 
schuldhaft nicht unverzüglich mitgeteilt hat, nachdem er hiervon 
Kenntnis erlangt hat,  

– die persönliche Geheimzahl auf der physischen Kreditkarte vermerkt 
oder zusammen mit der physischen Kreditkarte verwahrt hat,  

– die persönliche Geheimzahl auf dem mobilen Endgerät gespeichert hat 
oder  

– die persönliche Geheimzahl einer anderen Person mitgeteilt hat und 
der Missbrauch dadurch verursacht worden ist. 

Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums verursacht werden, 
für den der Verfügungsrahmen gilt, beschränkt sich jeweils auf den für die 
Kreditkarte vereinbarten monatlichen Verfügungsrahmen. 
Für Schäden im Rahmen des Bargeldservices haftet der Karteninhaber pro 
Kalendertag maximal in Höhe des vereinbarten täglichen Verfügungs-
limits, jedoch begrenzt auf den monatlichen Verfügungsrahmen. 
 
12.1.6 Hat die Sparkasse/Landesbank durch eine Verletzung ihrer Pflich-
ten zur Entstehung des Schadens beigetragen, haftet sie für den entstan-
denen Schaden im Umfang des von ihr zu vertretenden Mitverschuldens. 
 
12.1.7 Hat die Sparkasse/Landesbank beim Einsatz der Kreditkarte eine 
starke Kundenauthentifizierung im Sinne des § 1 Absatz 24 Zahlungsdien-
steaufsichtsgesetz (ZAG) nicht verlangt oder hat der Zahlungsempfänger 
oder sein Zahlungsdienstleister diese nicht akzeptiert, obwohl die Sparkas-
se/Landesbank nach § 55 ZAG gesetzlich zur starken Kundenauthentifizie-
rung verpflichtet ist, bestimmt sich die Haftung des Karteninhabers und 
der Sparkasse/Landesbank abweichend von den Nummern 12.1.1 bis 
12.1.6 nach § 675v Absatz 4 des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
 
12.2 Haftung des Karteninhabers ab Sperranzeige  
Sobald der Sparkasse/Landesbank oder dem Zentralen Sperrannahme-
dienst der Verlust oder Diebstahl der Kreditkarte bzw. des mobilen Endge-
räts mit digitaler Kreditkarte, die missbräuchliche Verwen-dung oder eine 
sonstige nicht autorisierte Nutzung von Kreditkarte oder PIN angezeigt 
wurde, übernimmt die Sparkasse/Landesbank alle danach durch Kartenver-
fügungen entstehenden Schäden. 
Handelt der Karteninhaber in betrügerischer Absicht, trägt der Kartenin-
haber auch die nach der Sperranzeige entstehenden Schäden. 
 
13. Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche 
des Karteninhabers  
13.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfügung  
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung hat die Sparkasse/Lan-
desbank gegen den Karteninhaber keinen Anspruch auf Erstattung ihrer 
Aufwendungen. Die Sparkasse/Landesbank ist verpflichtet, dem Kartenin-
haber den Betrag ungekürzt zu erstatten. Wurde der Betrag dem Abrech-
nungskonto belastet, wird die Sparkasse/Landesbank dieses wieder auf 
den Stand bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht 
autorisierte Kartenverfügung befunden hätte. Diese Verpflichtungen sind 
unverzüglich spätestens bis zum Ende des Geschäftstags gemäß Preis- 
und Leistungsverzeichnis der Sparkasse/Landebank zu erfüllen, der auf 
den Tag folgt, an welchem der Sparkasse/Landesbank angezeigt wurde, 
dass die Kartenverfügung nicht autorisiert ist oder die Sparkasse/ Landes-
bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die 
Sparkasse/Landesbank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe für 
den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, 
schriftlich mitgeteilt, hat sie ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverzüglich zu 
prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestätigt. 
 
13.2 Erstattung bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Ausführung einer 
autorisierten Kartenverfügung  
13.2.1 Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer 
autorisierten Kartenverfügung kann der Karteninhaber von der Sparkasse/ 
Landesbank die unverzügliche und ungekürzte Erstattung des Kartenverfü-
gungsbetrages insoweit verlangen, als die Kartenverfügung nicht erfolgte 
oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Abrechnungskonto belastet, 
bringt die Sparkasse/Landesbank dieses wieder auf den Stand, auf dem es 
sich ohne die nicht erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfügung befunden 
hätte. 
 
13.2.2 Der Karteninhaber kann über Nummer 13.2.1 hinaus von der Spar-
kasse/Landesbank die Erstattung der Entgelte und Zinsen insoweit verlan-
gen, als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehler-
haften Ausführung der autorisierten Kartenverfügung in Rechnung gestellt 
oder seinem Konto belastet wurden. 
 
13.2.3 Wurde eine autorisierte Kartenverfügung nicht oder fehlerhaft aus-
geführt, wird die Sparkasse/Landesbank die Kartenverfügung auf Verlan-
gen des Karteninhabers nachvollziehen und ihn über das Ergebnis unter-
richten. 
 
13.3 Schadensersatzansprüche des Karteninhabers  
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung oder im Falle einer nicht 
erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Kartenverfügung 
kann der Karteninhaber von der Sparkasse/Landesbank einen Schaden, der 
nicht bereits von Nummer 13.1 oder 13.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn die Sparkasse/Landesbank die Pflichtverletzung nicht 
zu vertreten hat. Die Sparkasse/Landesbank hat hierbei ein Verschulden, 
das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschul-
den zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwi-
schengeschalteten Stelle liegt, die der Karteninhaber vorgegeben hat. 
Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung 
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des Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mit-
verschuldens, in welchem Umfang Sparkasse/Landesbank und Karteninha-
ber den Schaden zu tragen haben. Die Haftung nach Nummer 13.3 ist auf 
12.500 Euro je Kartenzahlung begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsbe-
schränkung gilt nicht  
– für nicht autorisierte Kartenverfügungen,  
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Sparkasse/Landesbank,  
– für Gefahren, die die Sparkasse/Landesbank besonders übernommen 

hat, und  
– für den dem Karteninhaber entstandenen Zinsschaden, soweit der Kar-

teninhaber Verbraucher ist. 
 
13.4 Haftungs- und Einwendungsausschluss  
(1) Der Karteninhaber kann Ansprüche und Einwendungen nach Nummer 

13.1 bis 13.3 nicht mehr geltend machen, wenn er diese nicht späte-
stens 13 Monate nach dem Tag der Belastungsbuchung auf dem 
Abrechnungskonto gegenüber der Sparkasse/Landesbank angezeigt 
hat. 
Der Lauf der 13-monatigen Frist beginnt nur, wenn die Sparkasse/Lan-
desbank den Karteninhaber über die aus der Kartenverfügung resultie-
rende Belastungsbuchung entsprechend dem für Kontoinformationen 
vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der Bela-
stungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbeginn 
der Tag der Unterrichtung über die Kreditkartenabrechnung maßgeb-
lich. Ansprüche und Einwendungen nach Nummer 13.1 bis 13.3 kann 
der Karteninhaber auch nach Ablauf der vorgenannten Frist geltend 
machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist ver-
hindert war. 

(2) Ansprüche des Karteninhabers gegen die Sparkasse/Landesbank sind 
ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände  

– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 
auf das die Sparkasse/Landesbank keinen Einfluss hat, und dessen Fol-
gen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten ver-
mieden werden können, oder  

– von der Sparkasse/Landesbank aufgrund einer gesetzlichen Verpflich-
tung herbeigeführt wurden. 

 
14. Sperre und Einziehung der Kreditkarte durch die 
Sparkasse/Landesbank  
Die Sparkasse/Landesbank darf die Kreditkarte sperren und den Einzug der 
Kreditkarte (z.B. an Geldautomaten) veranlassen bzw. die Löschung der 
digitalen Kreditkarte verlangen oder selbst veranlassen, wenn  
– sie berechtigt ist, den Kreditkartenvertrag bzw. die Nutzung der digita-

len Kreditkarte aus wichtigem Grund zu kündigen,  
– sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Kreditkarte 

dies rechtfertigen oder  
– der Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Verwendung 

der Kreditkarte besteht. 
Die Sparkasse/Landesbank wird den Karteninhaber über die Sperre unter 
Angabe der hierfür maßgeblichen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch 
unverzüglich nach der Sperre oder Löschung unterrichten. Die 
Sparkasse/Landesbank wird die Kreditkarte entsperren oder diese durch 
eine neue Kreditkarte ersetzen, wenn die Gründe für die Sperre oder 
Löschung nicht mehr gegeben sind. Auch hierüber unterrichtet sie den 
Karteninhaber unverzüglich. 
 
15. Anspruch des Karteninhabers bei einer von dem Vertrags-
unter-nehmen ausgelösten autorisierten Kartenverfügung  
Im Falle einer von dem Vertragsunternehmen ausgelösten autorisierten 
Kartenverfügung hat der Karteninhaber einen Anspruch auf Erstattung des 
belasteten Zahlungsbetrags, wenn  
– bei der Autorisierung der genaue Betrag nicht angegeben wurde und  
– der Zahlungsbetrag den Betrag übersteigt, den der Karteninhaber ent-

sprechend seinem bisherigen Ausgabeverhalten, den Bedingungen des 
Kreditkartenvertrages und den jeweiligen Umständen des Einzelfalls 
hätte erwarten können; mit einem etwaigen Währungsumtausch 
zusammenhängende Gründe bleiben außer Betracht, wenn der verein-
barte Referenzwechselkurs zugrunde gelegt wurde. 

Der Karteninhaber muss gegenüber der Sparkasse/Landesbank die Sach-
umstände darlegen, mit denen er seinen Erstattungsanspruch begründet. 
Ein Anspruch des Karteninhabers auf Erstattung ist ausgeschlossen, wenn 
er ihn nicht innerhalb von acht Wochen ab dem Zeitpunkt des Ausweises 
der Belastung des betreffenden Zahlungsbetrags auf der Kreditkartenab-
rechnung gegenüber der Sparkasse/Landesbank geltend macht. 
 
16. Rückgabe der Kreditkarte  
Die Kreditkarte bleibt Eigentum der Sparkasse/Landesbank. Sie ist nicht 
übertragbar. Die Kreditkarte ist nur für den auf der physischen Kreditkarte 
angegebenen Zeitraum gültig. Mit Aushändigung der neuen, spätestens 
aber nach Ablauf der Gültigkeit der Kreditkarte ist die Sparkasse/Landes-
bank berechtigt, die alte Kreditkarte zurückzuverlangen bzw. die Löschung 
der digitalen Kreditkarte zu verlangen oder selbst zu veranlassen. Endet die 
Nutzungsberechtigung der Kreditkarte in den ausgegebenen Kartenformen 
früher (z.B. durch Kündigung des Kreditkartenvertrages), hat der Kartenin-
haber die Kreditkarte unverzüglich an die Sparkasse/Landesbank zurückzu-
geben bzw. die digitale Kreditkarte zu löschen. 
 

17. Fremdwährungsumrechnung beim Auslandseinsatz  
Bei Zahlungsaufträgen in Fremdwährung erfolgt die Umrechnung gemäß 
den im Preis- und Leistungsverzeichnis enthaltenen Regelungen. 
 
18. Entgelte und deren Änderung  
18.1 Die vom Karteninhaber gegenüber der Sparkasse/Landesbank 
geschuldeten Entgelte ergeben sich aus dem Preis- und Leistungsver-
zeichnis der Sparkasse/Landesbank. 
Für den Ersatz einer verlorenen, gestohlenen, missbräuchlich verwendeten 
oder sonst nicht autorisiert genutzten Kreditkarte ist die Sparkasse/Lan-
desbank berechtigt, dem Karteninhaber im Rahmen des § 675I Absatz 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuches das im Preis- und Leistungsverzeichnis der 
Sparkasse/Landesbank ausgewiesene Entgelt zu berechnen, sofern der 
Karteninhaber die Umstände, die zum Ersatz der Kreditkarte geführt haben, 
zu vertreten hat und die Sparkasse/Landesbank nicht zur Ausstellung einer 
Ersatzkarte verpflichtet ist. Wenn darüber hinaus Entgelte für den Ersatz 
einer Kreditkarte in anderen Fällen durch die Sparkasse/Landesbank erho-
ben werden, ergeben sich diese aus dem Preis- und Leistungsverzeichnis 
der Sparkasse/Landesbank. 
 
18.2 Änderungen dieser Entgelte werden dem Karteninhaber spätestens 
zwei Monate vor dem Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform ange-
boten. Hat der Karteninhaber mit der Sparkasse/Landesbank im Rahmen 
der Geschäftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg (z. B. 
die Elektronische Postbox) vereinbart, können die Änderungen auch auf 
diesem Wege angeboten werden. Die von der Sparkasse/Landesbank 
angebotenen Änderungen werden nur wirksam, wenn der Karteninhaber 
diese annimmt. Eine Vereinbarung über die Änderung eines Entgelts, das 
auf eine über die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Karteninha-
bers gerichtet ist, kann die Sparkasse/Landesbank mit dem Karteninhaber 
nur ausdrücklich treffen. Die Änderung von Entgelten für den Zahlungs-
diensterahmenvertrag (Girovertrag) richtet sich nach Nummer 17 Abs. 6 
AGB-Sparkassen.  
Bei Entgelten und deren Änderung für Karteninhaber, die nicht Verbrau-
cher sind, verbleibt es bei der Regelung in Nummer 17 Absatz 2 AGB 
Sparkassen. 
 
19. Änderung der Bedingungen 
19.1 Änderungsangebot 
Änderungen dieser Bedingungen werden dem Karteninhaber spätestens 
zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in 
Textform angeboten. Hat der Karteninhaber mit der Sparkasse/Landesbank 
einen elektronischen Kommunikationsweg vereinbart, können die Änderun-
gen auch auf diesem Wege angeboten werden. 
 
19.2 Annahme durch den Karteninhaber 
Die von der Sparkasse/Landesbank angebotenen Änderungen werden nur 
wirksam, wenn der Karteninhaber diese annimmt, gegebenenfalls im Wege 
der nachfolgend geregelten Zustimmungsfiktion. 
 
19.3 Annahme durch den Karteninhaber im Wege der Zustimmungsfiktion 
Das Schweigen des Karteninhabers gilt nur dann als Annahme des Ände-
rungsangebots (Zustimmungsfiktion), wenn 
(1) das Änderungsangebot der Sparkasse/Landesbank erfolgt, um die 

Übereinstimmung der vertraglichen Bestimmungen mit einer veränder-
ten Rechtslage wiederherzustellen, weil eine Bestimmung dieser Bedin-
gungen 

– aufgrund einer Änderung von Gesetzen, einschließlich unmittelbar  
geltender Rechtsvorschriften der Europäischen Union, nicht mehr der 
Rechtslage entspricht oder  

– durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, auch durch ein 
Gericht erster Instanz, unwirksam wird oder nicht mehr verwendet wer-
den darf oder  

– aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für die Sparkasse/Lan-
desbank zuständigen nationalen oder internationalen Behörde (z. B. der 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Europäischen 
Zentralbank) nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen 
der Sparkasse/Landesbank in Einklang zu bringen ist  

und 
(2) der Karteninhaber das Änderungsangebot der Sparkasse/Landesbank 

nicht vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Änderungen abgelehnt hat.  
Die Sparkasse/Landesbank wird den Karteninhaber im Änderungsange-
bot auf die Folgen seines Schweigens hinweisen. 

 
19.4 Ausschluss der Zustimmungsfiktion 
Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung 
– bei Änderungen dieser Regelungen in Ziff. 19 oder 
– bei Änderungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrages und die 

Entgelte für Hauptleistungen betreffen, oder 
– bei Änderungen von Entgelten, die auf eine über das vereinbarte Ent-

gelt für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers 
gerichtet sind, oder 

– bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertrages gleichkom-
men, oder  
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– bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Verhältnis von Leistung 
und Gegenleistung erheblich zugunsten der Sparkasse/Landesbank 
verschieben würden. 

In diesen Fällen wird die Sparkasse/Landesbank die Zustimmung des 
Karteninhabers zu den Änderungen auf andere Weise einholen. 
 
19.5 Kündigungsrecht des Karteninhabers bei der Zustimmungsfiktion 
Macht die Sparkasse/Landesbank von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, 
kann der Karteninhaber diese Geschäftsbeziehung vor dem vorgeschlage-
nen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch fristlos und 
kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird ihn die Sparkasse/ 
Landesbank in ihrem Angebot besonders hinweisen. 
 
20. Kündigung  
Sowohl der Kreditkartenvertrag als auch die Nutzung der digitalen Kredit-
karte alleine kann vom Karteninhaber jederzeit, von der Sparkasse/Lan-
desbank mit einer Frist von mindestens zwei Monaten, jeweils zum 
Monatsende, gekündigt werden. 
Die Sparkasse/Landesbank kann den Kreditkartenvertrag fristlos kündigen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt, durch den die Fortsetzung des Kredit-
kartenvertrages auch unter angemessener Berücksichtigung der berechtig-
ten Belange des Karteninhabers für die Sparkasse/Landesbank unzumutbar 
ist. Ein solcher Grund liegt insbesondere vor, wenn der Karteninhaber 
unrichtige Angaben über seine Vermögenslage gemacht hat oder eine 
wesentliche Verschlechterung seiner Vermögenslage eintritt oder einzutre-
ten droht und dadurch die Erfüllung der Verbindlichkeiten aus dem Kredit-
kartenvertrag gegenüber der Sparkasse/Landesbank wesentlich gefährdet 
ist. 
Mit Wirksamwerden der Kündigung des Kreditkartenvertrages darf die Kre-
ditkarte bzw. bei alleiniger Kündigung der Nutzung der digitalen Kreditkar-
te darf die digitale Kreditkarte nicht mehr benutzt werden. 
 
21. Einschaltung Dritter  
Die Sparkasse/Landesbank ist berechtigt, sich im Rahmen des Kreditkar-
tenvertrages zur Bewirkung der von ihr zu erbringenden Leistungen und 
zur Einforderung der vom Karteninhaber zu erbringenden Leistungen Drit-
ter zu bedienen. 
 
22. Zusatzkarte  
22.1 Gesamtschuldnerische Haftung von Haupt- und Zusatzkarteninhaber 
Für die Verbindlichkeiten aus einer gemeinsam beantragten Kreditkarte 
(Zusatzkarte) haften Zusatzkarteninhaber (Antragsteller) und Hauptkarten-
inhaber (Mitantragsteller) als Gesamtschuldner. 
 
22.2 Verfügungsrahmen  
Eine Erhöhung des Verfügungsrahmens der Zusatzkarte können der Haupt-
karteninhaber und der Zusatzkarteninhaber nur gemeinsam mit der  
Sparkasse/Landesbank vereinbaren; eine Herabsetzung des Verfügungs-
rahmens können sowohl der Hauptkarteninhaber als auch der Zusatzkar-
teninhaber mit der Sparkasse/Landesbank vereinbaren. 
 
22.3 Kündigung  
Sowohl der Hauptkarteninhaber als auch der Zusatzkarteninhaber sind 
berechtigt, das Vertragsverhältnis über die Zusatzkarte jederzeit gegen-
über der Sparkasse/Landesbank zu kündigen. Eine Kündigung des Haupt-
kartenvertrages hat die gleichzeitige Beendigung des Zusatzkartenvertra-
ges zur Folge. 
Für das Kündigungsrecht der Sparkasse/Landesbank gilt Nummer 20 ent-
sprechend. 
Jeder Karteninhaber hat dafür Sorge zu tragen, dass mit Wirksamwerden 
der Kündigung des Zusatzkartenvertrages die Kreditkarte unverzüglich und 
unaufgefordert an die Sparkasse/Landesbank zurückgegeben und eine 
digitale Kreditkarte gelöscht wird. Für Kartenverfügungen, die nach wirksa-
mer Kündigung aus der weiteren Nutzung der Zusatzkarte bis zu ihrer 
Rückgabe an die Sparkasse/Landesbank entstehen, besteht die gesamt-
schuldnerische Haftung nach Nummer 22.1 fort. 
 
23. Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige  
Beschwerdemöglichkeit  
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse/Landesbank kann 
sich der Karteninhaber an die im Preis- und Leistungsverzeichnis näher 
bezeichnete(n) Streitschlichtungsstelle(n) wenden. 
 
 
 

Bedingungen für die digitale Mastercard/ 
Visa Card (Kreditkarte) mit individualisierten 
Authentifizierungsverfahren 

Fassung März 2023 
 
1. Anwendungsbereich 
Die von der Sparkasse/Landesbank ausgegebene digitale Mastercard/Visa 
Card ist eine Kreditkarte (nachfolgend digitale Kreditkarte genannt), die 
dem Kunden digital zur Speicherung auf einem mobilen Endgerät (Tele-
kommunikations-, Digital- oder IT-Gerät) zur Nutzung von mobilen Bezahl-
verfahren bereitgestellt wird. Es gelten die „Bedingungen für die Master-

card/Visa Card (Kreditkarte)”, sofern in den „Bedingungen für die digitale 
Mastercard/Visa Card mit individualisierten Authentifizierungsverfahren“ 
nicht Abweichendes vereinbart ist. Diese Bedingungen regeln das Ver-
tragsverhältnis zwischen der kartenausgebenden Sparkasse/Landesbank 
und dem Karteninhaber. Vertragliche Vereinbarungen zwischen dem Kar-
teninhaber und Dritten (z. B. Endgerätehersteller, Mobilfunkanbieter oder 
Anbieter von Bezahlplattformen, in denen digitale Kreditkarten hinterlegt 
werden können) bleiben unberührt. Die vertragliche Leistung der Sparkas-
se/Landesbank betrifft nicht die Funktionsfähigkeit oder den Betrieb des 
mobilen Endgerätes oder von Bezahlplattformen wie Apps für digitale 
Geldbörsen (Wallets), in denen die digitale Kreditkarte hinterlegt 
werden kann. 
 
2. Nutzung der digitalen Karte mit individualisierten 
Authentifizierungsverfahren 
Der Karteninhaber kann die digitale Kreditkarte mit individualisierten 
Authentifizierungsverfahren nur nutzen, wenn er sich gegenüber der Spar-
kasse/Landesbank authentifiziert hat. Die Authentifizierung ist das Verfah-
ren, mit deren Hilfe die Sparkasse/Landesbank die Identität des Kartenin-
habers oder die berechtigte Verwendung der digitalen Kreditkarte 
überprüfen kann. 
Dafür werden als Authentifizierungselemente die digitale Kreditkarte auf 
dem mobilen Endgerät des Karteninhabers als erster Faktor (Besitzele-
ment) und biometrische Elemente des Karteninhabers, z. B. Fingerabdruck, 
Gesichtserkennung bzw. sonstige Entsperrmechanismen des mobilen End-
gerätes (z. B. der Entsperrcode), jeweils als zweiter Faktor vereinbart. Die 
Eingabe der für die digitale Kreditkarte geltenden persönlichen Geheimzahl 
(PIN) ist für die Nutzung der Kreditkarte mit individualisierten Authentifizie-
rungsverfahren nicht vorgesehen. 
 
3. Verwendungsmöglichkeiten 
Der Karteninhaber kann die digitale Kreditkarte, soweit diese und die Ter-
minals entsprechend ausgestattet sind, für folgende Zahlungsdienste nut-
zen: 
a) Zum kontaktlosen Einsatz an automatisierten Kassen (Kontaktlos-Ter-

minals) bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen (Vertragsunter-
nehmen). 

b) Zum Einsatz bei elektronischen Fernzahlungsvorgängen über das Inter-
net bei Vertragsunternehmen (Online-Handel). Sofern der Karteninha-
ber die digitale Kreditkarte einer digitalen Geldbörse (Wallet) hinzuge-
fügt hat, kann die digitale Kreditkarte an allen Kontaktlos-Terminals 
und im Online-Handel eingesetzt werden, die an dem Akzeptanzzei-
chen der jeweiligen Bezahlanwendung zu erkennen sind. 

Ergänzende Informationen erteilt die Sparkasse/Landesbank in den jeweili-
gen Nutzungshinweisen für die digitale Kreditkarte. 
 
4. Autorisierung von Kartenzahlungen durch den Karteninhaber 
Mit dem Einsatz der digitalen Kreditkarte durch Heranführen des mobilen 
Endgerätes mit der digitalen Kreditkarte an das Kontaktlos-Terminal bzw. 
im Online-Handel durch Bestätigung der Bezahlanwendung erteilt der Kar-
teninhaber die Zustimmung (Autorisierung) zur Ausführung der Kartenzah-
lung. Dazu ist zusätzlich die Verwendung der biometrischen Merkmale des 
Karteninhabers oder Eingabe des Entsperrcodes des Gerätes jeweils mit 
auf dem mobilen Endgerät vorhandenen Funktionen erforderlich. Die 
Zustimmung wird mit deren Einsatz erteilt. In der Autorisierung ist zugleich 
die ausdrückliche Zustimmung enthalten, dass die Sparkasse/Landesbank 
die für die Ausführung der Kartenzahlung notwendigen personenbezoge-
nen Daten des Karteninhabers verarbeitet, übermittelt und speichert. Nach 
Erteilung der Zustimmung kann der Karteninhaber die Kartenzahlung nicht 
mehr widerrufen. 
 
5. Verfügungsrahmen 
Der Karteninhaber darf Verfügungen mit seiner digitalen Kreditkarte nur im 
Rahmen des für die Kreditkarte vereinbarten monatlichen Verfügungsrah-
mens vornehmen. Bei jeder Nutzung wird geprüft, ob der Verfügungsrah-
men durch vorangegangene Verfügungen (mit der digitalen oder der physi-
schen Kreditkarte) bereits ausgeschöpft ist. Der Karteninhaber kann mit 
der Sparkasse/Landesbank eine Änderung des vereinbarten monatlichen 
Verfügungsrahmens der Kreditkarte oder des Verfügungslimits vereinbaren.  
 
6. Sperre der digitalen Kreditkarte mit individualisierten 
Authentifizierungsverfahren 
a) Die Sparkasse/Landesbank darf die digitale Kreditkarte mit individuali-

sierten Authentifizierungsverfahren sperren (z. B. durch Löschung), 
wenn sie berechtigt ist, den Kartenvertrag aus wichtigem Grund zu 
kündigen, wenn sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicher-
heit der individualisierten Authentifizierungselemente des Karteninha-
bers oder der digitalen Kreditkarte dies rechtfertigen oder wenn der 
Verdacht einer nicht autorisierten oder betrügerischen Verwendung 
eines Authentifizierungselements oder der digitalen Kreditkarte 
besteht. Darüber wird die Sparkasse/Landesbank den Karten inhaber 
unter Angabe der hierfür maßgeblichen Gründe möglichst vor, späte-
stens jedoch unverzüglich nach der Sperre unterrichten. Die Angabe 
von Gründen darf unterbleiben, wenn die Sparkasse/Landesbank hier-
durch gegen gesetzliche Verpflichtungen verstoßen würde. Die Spar-
kasse/Landesbank wird die digitale Kreditkarte entsperren oder eine 
neue digitale Kreditkarte bereitstellen, wenn die Gründe für die Sperre 
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nicht mehr gegeben sind. Auch hierüber unterrichtet sie den Kartenin-
haber unverzüglich. 

b) Eine Sperre ausschließlich der digitalen Kreditkarte bewirkt keine Sper-
re der physischen Kreditkarte. Eine Sperre der physischen Kreditkarte 
hat stets auch eine Sperre aller zugehörigen digitalen Kreditkarten zur 
Folge. 

 
7. Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers 
7.1 Schutz der individualisierten Authentifizierungselemente 
Der Karteninhaber hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um seine 
für die Nutzung der digitalen Kreditkarte verwendeten biometrischen Merk-
male (z. B. Fingerabdruck), das mobile Endgerät mit digitaler Kreditkarte 
und den Entsperrcode des mobilen Endgerätes vor unbefugtem Zugriff zu 
schützen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass die digitale Kreditkarte miss-
bräuchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht autorisiert genutzt 
wird. Dazu hat er Folgendes zu beachten: 
a) Der Entsperrcode für das mobile Endgerät ist geheim zu halten. Er darf 

insbesondere 
– nicht mündlich (z. B. per Telefon) oder in Textform (z. B. per E-Mail, 

Messenger-Dienst) weitergegeben werden, 
– nicht ungesichert elektronisch gespeichert werden (z. B. Speicherung 

im Klartext im Computer oder im mobilen Endgerät) und 
– nicht auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit einem 

Gerät aufbewahrt werden, das als mobiles Endgerät mit digitaler Kre-
ditkarte dient. 

b) Das mobile Endgerät mit digitaler Kreditkarte ist vor Missbrauch zu 
schützen, insbesondere 

– ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile Endge-
rät des Karteninhabers (z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen können, 

– ist dafür Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen 
Endgerät gespeicherte digitale Kreditkarte nicht nutzen können, 

– ist die digitale Kreditkarte auf dem mobilen Endgerät zu löschen, bevor 
der Karteninhaber den Besitz an diesem mobilen Endgerät aufgibt (z. 
B. durch Verkauf, Entsorgung), 

– muss der Karteninhaber die ihm vom Hersteller des mobilen Endgerä-
tes mit digitaler Kreditkarte jeweils angebotenen Software-Updates 
installieren, 

– muss der Karteninhaber, falls er einen Code zur Aktivierung der digita-
len Kreditkarte von der Sparkasse/Landesbank erhalten hat, diesen vor 
dem unbefugten Zugriff anderer Personen sicher verwahren. 

c) Biometrische Merkmale, wie z. B. der Fingerabdruck des Karteninha-
bers, dürfen auf einem mobilen Endgerät des Karteninhabers mit digi-
taler Kreditkarte nur dann zur Autorisierung von Zahlungsaufträgen 
verwendet werden, wenn auf dem mobilen Endgerät keine biometri-
schen Merkmale anderer Personen gespeichert sind. Etwaige bereits 
auf dem mobilen Endgerät vorhandene biometrische Merkmale anderer 
Personen sind vor der Speicherung der digitalen Kreditkarte auf dem 
mobilen Endgerät zu entfernen. 

 
7.2 Unterrichtungs- und Anzeigepflichten 
a) Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl des mobilen End-

gerätes mit digitaler Kreditkarte, die missbräuchliche Verwendung oder 
eine sonstige nicht autorisierte Nutzung der digitalen Kreditkarte fest, 
so ist die Sparkasse/Landesbank unverzüglich zu benachrichtigen 
(Sperranzeige). Die Sperranzeige kann der Karteninhaber auch jederzeit 
gegenüber dem Zentralen Sperrannahmedienst (Telefon: 116 116 aus 
dem Inland und +49 116 116 aus dem Ausland [ggf. abweichende 
Ländervorwahl]) abgeben.  
Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unverzüglich 
bei der Polizei anzuzeigen. 

b) Hat der Karteninhaber den Verdacht einer nicht autorisierten oder 
betrügerischen Verwendung eines seiner Authentifizierungselemente, 
muss er ebenfalls unverzüglich eine Sperranzeige abgeben. 

c) Durch die Sperre der digitalen Kreditkarte bei der Sparkasse/Landes-
bank beziehungsweise gegenüber dem Zentralen Sperrannahmedienst 
wird nicht der Zugang zum mobilen Endgerät gesperrt. Eine Sperrung 
der sonstigen Funktionen auf dem mobilen Endgerät kann nur gegen-
über dem jeweiligen Anbieter dieser Funktionen erfolgen. Der Kartenin-
haber hat die Sparkasse/Landesbank unverzüglich nach Feststellung 
einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Kartenverfügung 
zu unterrichten. 

d) Auch wenn der Karteninhaber ein Sperr- oder Löschverfahren für das 
mobile Endgerät oder einer Bezahlplattform nutzt, bleibt die Verpflich-
tung zur Abgabe einer Sperranzeige nach Nummer 7.2 Absatz a) die-
ser Bedingungen bestehen; eine Sperre des mobilen Endgerätes hat 
keine Sperre der digitalen Kreditkarte zur Folge. 

 
8. Ablehnung von Kartenzahlungen durch die  
Sparkasse/Landesbank 
Die Sparkasse/Landesbank ist berechtigt, die Kartenzahlung abzulehnen, 
wenn 
– der Karteninhaber die Autorisierung der Kartenzahlung nicht gemäß 

Nummer 4 erteilt hat, 
– der vereinbarte Verfügungsrahmen oder die finanzielle Nutzungsgrenze 

nicht eingehalten ist oder 
– die digitale Kreditkarte gesperrt ist. Hierüber wird der Karteninhaber im 

Rahmen des Bezahlvorgangs unterrichtet. 
 

9. Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzansprüche  
des Karteninhabers 
9.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfügung 
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung, z. B. im Rahmen der 
Verwendung der digitalen Kreditkarte an Kontaktlos-Terminals bei Han-
dels- und Dienstleistungsunternehmen oder im Online-Handel, hat die 
Sparkasse/Landesbank gegen den Karteninhaber keinen Anspruch auf 
Erstattung ihrer Aufwendungen. Die Sparkasse/Landesbank ist verpflichtet, 
dem Karteninhaber den Betrag ungekürzt zu erstatten. Wurde der Betrag 
dem Konto belastet, bringt die Sparkasse/Landesbank dieses wieder auf 
den Stand, auf dem es sich ohne die nicht autorisierte Kartenverfügung 
befunden hätte. Diese Verpflichtung ist unverzüglich, spätestens jedoch bis 
zum Ende des Geschäftstags gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu 
erfüllen, der auf den Tag folgt, an welchem der Sparkasse/Landesbank 
angezeigt wurde, dass die Kartenverfügung nicht autorisiert ist oder die 
Sparkasse/Landesbank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat 
die Sparkasse/Landesbank einer zuständigen Behörde berechtigte Gründe 
für den Verdacht, dass ein betrügerisches Verhalten des Kunden vorliegt, 
schriftlich mitgeteilt, hat die Sparkasse/Landesbank ihre Verpflichtung aus 
Satz 2 unverzüglich zu prüfen und zu erfüllen, wenn sich der Betrugsver-
dacht nicht bestätigt. 
 
9.2 Ansprüche bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Ausführung einer auto-
risierten Kartenverfügung 
a) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer auto-

risierten Kartenverfügung, z. B. im Rahmen der Verwendung der digita-
len Kreditkarte an Kontaktlos-Terminals bei Handels- und Dienstlei-
stungsunternehmen oder im Online-Handel, kann der Karteninhaber 
von der Sparkasse/Landesbank die unverzügliche und ungekürzte 
Erstattung des Verfügungsbetrages insoweit verlangen, als die Karten-
verfügung nicht erfolgte oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem 
Konto belastet, bringt die Sparkasse/Landesbank dieses wieder auf den 
Stand, auf dem es sich ohne die nicht erfolgte oder fehlerhafte Karten-
verfügung befunden hätte. 

b) Der Karteninhaber kann über den Absatz 1 hinaus von der 
Sparkasse/Landesbank die Erstattung der Entgelte und Zinsen insoweit 
verlangen, als ihm diese im Zusammenhang mit der nicht erfolgten 
oder fehlerhaften Ausführung der autorisierten Kartenverfügung in 
Rechnung gestellt oder seinem Konto belastet wurden. 

c) Wurde eine autorisierte Kartenverfügung nicht oder fehlerhaft ausge-
führt, wird die Sparkasse/Landesbank die Karten verfügung auf Verlan-
gen des Karteninhabers nachvollziehen und ihn über das Ergebnis 
unterrichten. 

 
9.3 Schadensersatzansprüche des Karteninhabers 
Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfügung oder im Falle einer nicht 
erfolgten oder fehlerhaften Ausführung einer autorisierten Kartenverfügung 
kann der Karteninhaber von der Sparkasse/Landesbank einen Schaden, der 
nicht bereits von den Nummern 9.1 oder 9.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn die Sparkasse/Landesbank die Pflichtverletzung nicht 
zu vertreten hat. Die Sparkasse/Landesbank hat hierbei ein Verschulden, 
das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last fällt, wie eigenes Verschul-
den zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer  
zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Karteninhaber vorgegeben hat.  
Handelt es sich bei dem Karteninhaber nicht um einen Verbraucher oder 
erfolgt der Einsatz der digitalen Kreditkarte in einem Land außerhalb  
des Europäischen Wirtschaftsraumes, beschränkt sich die Haftung der 
Sparkasse/Landesbank für das Verschulden einer an der Abwicklung  
des Zahlungsvorgangs beteiligten Stelle auf die sorgfältige Auswahl  
und Unterweisung einer solchen Stelle. Hat der Karteninhaber durch  
ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung des Schadens beigetragen, 
bestimmt sich nach den Grundsätzen des Mitverschuldens, in welchem 
Umfang Sparkasse/Landesbank und Karteninhaber den Schaden zu tragen 
haben. Die Haftung nach diesem Absatz ist auf 12.500 Euro je Kartenver-
fügung begrenzt. Diese betragsmäßige Haftungsbeschränkung gilt nicht 
– für nicht autorisierte Kartenverfügungen, 
– bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit der Sparkasse/Landesbank, 
– für Gefahren, die die Sparkasse/Landesbank besonders übernommen 

hat und 
– für den dem Karteninhaber entstandenen Zinsschaden, soweit der Kar-

teninhaber Verbraucher ist. 
 
9.4 Haftungs- und Einwendungsausschluss 
a) Ansprüche gegen die Sparkasse/Landesbank nach Nummern 9.1 bis 

9.3 sind ausgeschlossen, wenn der Karteninhaber die Sparkasse/Lan-
desbank nicht spätestens 13 Monate nach dem Tag der Belastung mit 
der Kartenverfügung darüber unterrichtet hat, dass es sich um eine 
nicht autorisierte, nicht erfolgte oder fehlerhafte Kartenverfügung han-
delt. Der Lauf der 13-monatigen Frist beginnt nur, wenn die Sparkas-
se/Landesbank den Karteninhaber über die aus der Kartenverfügung 
resultierende Belastungsbuchung entsprechend dem für Kontoinforma-
tionen vereinbarten Weg spätestens innerhalb eines Monats nach der 
Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist für den Fristbe-
ginn der Tag der Unterrichtung maßgeblich. Haftungsansprüche nach 
Nummer 9.3 kann der Karteninhaber auch nach Ablauf der in Satz 1 
genannten Frist geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der 
Einhaltung dieser Frist verhindert war. 
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b) Ansprüche des Karteninhabers gegen die Sparkasse/Landesbank sind 
ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begründenden Umstände 

– auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, 
auf das die Sparkasse/Landesbank keinen Einfluss hat, und dessen Fol-
gen trotz Anwendung der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hätten ver-
mieden werden können oder 

– von der Sparkasse/Landesbank aufgrund einer gesetzlichen  
Verpflichtung herbeigeführt wurden. 

 
10. Haftung des Karteninhabers für nicht autorisierte 
Kartenverfügungen 
10.1 Haftung des Karteninhabers bis zur Sperranzeige 
a) Verliert der Karteninhaber seine digitale Kreditkarte (z. B. durch Verlust 

seines Mobiltelefons) oder eines seiner Authentifizierungselemente, 
werden ihm diese gestohlen oder kommen diese sonst abhanden oder 
werden diese missbräuchlich verwendet und kommt es dadurch zu 
nicht autorisierten Kartenverfügungen im Rahmen der Verwendung der 
digitalen Kreditkarte an Kontaktlos-Terminals bei Handels- und Dienst-
leistungsunternehmen oder im Online-Handel, dann haftet der Karten-
inhaber für Schäden, die bis zum Zeitpunkt der Sperranzeige verur-
sacht werden, in Höhe von maximal 50 Euro. Seine Haftung nach 
Absatz f) für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit sowie für Handeln in 
betrügerischer Absicht bleibt unberührt. 

b) Der Karteninhaber haftet nicht nach Absatz a), wenn 
– es dem Karteninhaber nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den 

Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbräuchliche 
Verwendung der digitalen Kreditkarte oder eines seiner Authentifizie-
rungselemente vor der nicht autorisierten Kartenverfügung zu bemer-
ken oder 

– der Verlust der digitalen Kreditkarte oder eines seiner Authentifizie-
rungselemente durch einen Angestellten, einen Agenten, eine Zweig-
stelle der Sparkasse/Landesbank oder eine sonstige Stelle, an die 
Tätigkeiten der Sparkasse/Landesbank ausgelagert wurden, verursacht 
worden ist. Die Haftung nach Absatz f) für Vorsatz und grobe Fahrläs-
sigkeit sowie für Handeln in betrügerischer Absicht bleibt unberührt. 

c) Handelt es sich bei dem Karteninhaber nicht um einen Verbraucher 
oder erfolgt der Einsatz der digitalen Kreditkarte außerhalb des Euro-
päischen Wirtschaftsraumes, trägt der Karteninhaber den aufgrund 
nicht autorisierter Kartenverfügungen entstehenden Schaden nach 
Absatz a) auch über einen Betrag von maximal 50 Euro hinaus, wenn 
der Karteninhaber die ihm nach diesen Bedingungen obliegenden 
Pflichten fahrlässig verletzt hat. Hat die Sparkasse/Landesbank durch 
eine Verletzung ihrer Pflichten zur Entstehung des Schadens beigetra-
gen, haftet die Sparkasse/Landesbank für den entstandenen Schaden 
im Umfang des von ihr zu vertretenden Mitverschuldens. 

d) Die Sparkasse/Landesbank verzichtet auf die Schadensbeteiligung 
durch den Karteninhaber in Höhe von maximal 50 Euro gemäß vorste-
hendem Absatz a) und übernimmt alle Schäden, die durch nicht autori-
sierte Zahlungsvorgänge bis zum Eingang der Sperranzeige nach Num-
mer 7.2 a) entstanden sind, wenn der Karteninhaber seine ihm gemäß 
Nummern 7.1 und 7.2 obliegenden Sorgfalts- und Mitwirkungspflich-
ten nicht in betrügerischer Absicht, vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt hat. Eine Übernahme des vom Karteninhaber zu tragenden 
Schadens durch die Sparkasse/Landesbank erfolgt nur, wenn der Kar-
teninhaber die Voraussetzungen der Haftungsentlastung glaubhaft dar-
legt und Anzeige bei der Polizei erstattet. 

e) Der Karteninhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absät-
zen a) und c) verpflichtet, wenn der Karteninhaber die Sperranzeige 
nach Nummer 7.2 a) nicht abgeben konnte, weil die Sparkasse/Lan-
desbank nicht die Möglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige 
sichergestellt hatte und der Schaden dadurch eingetreten ist. 

f) Kommt es vor der Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) zu nicht autori-
sierten Kartenverfügungen und hat der Karteninhaber seine Sorgfalts-
pflichten nach diesen Bedingungen vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt oder in betrügerischer Absicht gehandelt, tragen der Kartenin-
haber und die Firma gesamtschuldnerisch den hierdurch entstandenen 
Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Karten inhabers 
kann insbesondere dann vorliegen, wenn  

– der Verlust, Diebstahl oder die missbräuchliche Verfügung der Spar-
kasse/Landesbank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst schuldhaft 
nicht unverzüglich mitgeteilt wurde, nachdem der Karteninhaber hier-
von Kenntnis erlangt hat oder 

– der Entsperrcode ungesichert elektronisch gespeichert oder ungesi-
chert auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit einem 
Gerät aufbewahrt wurde, das als mobiles Endgerät mit digitaler Kredit-
karte dient oder 

– die digitale Kreditkarte auf dem mobilen Endgerät nicht gelöscht 
wurde, bevor der Karteninhaber den Besitz an diesem mobilen Endge-
rät aufgibt (z. B. durch Verkauf, Entsorgung).  

Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums verursacht werden, 
für den der Verfügungsrahmen gilt, beschränkt sich jeweils auf den für die 
Kreditkarte vereinbarten monatlichen Verfügungsrahmen. 
g) Hat die Sparkasse/Landesbank eine starke Kundenauthentifizierung im 

Sinne des § 1 Absatz 24 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) nicht 
verlangt oder hat der Zahlungsempfänger oder sein Zahlungsdienstlei-
ster diese nicht akzeptiert, obwohl die Sparkasse/Landesbank nach § 
55 ZAG zur starken Kundenauthentifizierung verpflichtet war, bestimmt 

sich die Haftung des Karteninhabers und der Sparkasse/Landesbank 
abweichend von den Absätzen a) bis f) nach den Bestimmungen in  
§ 675v Absatz 4 des Bürgerlichen Gesetzbuches. Eine starke Kunde-
nauthentifizierung erfordert insbesondere die Verwendung von zwei 
voneinander unabhängigen Authentifizierungsfaktoren (siehe Nummer 
2 dieser Bedingungen). 

 
10.2 Haftung des Karteninhabers ab Sperranzeige 
Sobald der Sparkasse/Landesbank oder dem Zentralen Sperrannahme-
dienst der Verlust oder Diebstahl der digitalen Kreditkarte, die missbräuch-
liche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung der digita-
len Kreditkarte oder der Authentifizierungselemente angezeigt wurde, 
übernimmt die Sparkasse/Landesbank alle danach durch Kartenverfügun-
gen entstehenden Schäden.  
Handelt der Karteninhaber in betrügerischer Absicht, trägt der Karteninha-
ber auch die nach der Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) entstehenden 
Schäden. 
 
11. Kündigung 
Die Sparkasse/Landesbank ist berechtigt, die Nutzung der digitalen Kredit-
karte mit individualisierten Authentifizierungsverfahren mit einer Frist von 
mindestens zwei Monaten zu kündigen. Der Karteninhaber ist hierzu jeder-
zeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigt. Die Sparkasse/Lan-
desbank kann den Kreditkartenvertrag zur digitalen Kreditkarte mit indivi-
dualisierten Authentifizierungsverfahren fristlos kündigen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt, durch den die Fortsetzung des Vertrages auch 
unter angemessener Berücksichtigung der Belange des Karteninhabers für 
die Sparkasse/Landesbank nicht zumutbar ist. Ein solcher Grund liegt ins-
besondere vor, wenn der Karteninhaber unrichtige Angaben über seine 
Vermögensverhältnisse gemacht hat oder eine wesentliche Verschlechte-
rung seiner Vermögensverhältnisse eintritt oder einzutreten droht und 
dadurch die Erfüllung der Verbindlichkeiten aus dem Kreditkartenvertrag 
gegenüber der Sparkasse/Landesbank wesentlich gefährdet ist.  
Mit Wirksamwerden der Kündigung darf der Karteninhaber die digitale 
Kreditkarte mit individualisierten Authentifizierungsverfahren nicht mehr 
nutzen. 
 
12. Zahlungsverpflichtung der Sparkasse/Landesbank;  
Reklamationen 
Die Sparkasse/Landesbank ist gegenüber den Handels- und Dienstlei-
stungsunternehmen vertraglich verpflichtet, die Beträge, über die unter 
Verwendung der an den Karteninhaber ausgegebenen digitalen Kreditkarte 
verfügt wurden, zu vergüten. Einwendungen und sonstige Beanstandungen 
des Karteninhabers aus dem Vertragsverhältnis zu dem Vertragsunterneh-
men, bei dem bargeldlos bezahlt worden ist, sind unmittelbar gegenüber 
diesem Unternehmen geltend zu machen. Gleiches gilt für Funktionsstö-
rungen einer Bezahlplattform oder einer elektronischen Geldbörse (Wallet), 
in der die digitale Kreditkarte hinterlegt worden ist. 
 
13. Außergerichtliche Streitschlichtung und Beschwerde -
möglichkeit 
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse/Landesbank kann 
sich der Karteninhaber an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher 
bezeichneten Streitschlichtungs- und Beschwerdestellen wenden. 
 
 
 

Bedingungen für die Kommunikation mit 
der 1822direkt 

Fassung Januar 2025 
 
1. Allgemeines 
Der Konto-/Depotinhaber nimmt am Online-Banking, der Postbox und dem 
Telefon-Banking teil. 
Der Konto-/Depotinhaber ist berechtigt, die Postbox insgesamt oder nach 
Maßgabe der in der Online-Bedienungsanleitung festgelegten einzelnen 
Leistungsangeboten ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist in Textform zu 
kündigen.  
Darüber hinaus kann der Konto-/Depotinhaber jederzeit die Nutzung ein-
zelner Kommunikationsmittel, z.B. Telefon-Banking kündigen.  
 
Sofern die 1822direkt bei der Auftragserteilung über eines der genannten 
Kommunikationsmittel nicht erreichbar ist, ist der Kunde verpflichtet, auf 
ein anderes zur Verfügung stehendes Kommunikationsmittel auszuweichen 
oder sich telefonisch mit der 1822direkt in Verbindung zu setzen. 
Der Konto-/ Depotinhaber stellt der 1822direkt eine Unterschriftsprobe  
zur Verfügung, damit die Autorisierung schriftlicher Aufträge (wie bspw. 
Überweisungsaufträge und weitere) geprüft werden kann. Fehlt eine Unter-
schriftenprobe, kann die Ausführung abgelehnt werden. Zusätzliche Vor-
aussetzung für den Beginn der Ausführungsfristen gem. Ziff. 2.2.2 der 
Bedingungen für den Überweisungsverkehr bei beleghaften Überweisun-
gen und der jeweiligen Ausführungsfristen bei anderen mittels Unterschrif-
ten zu autorisierenden Aufträgen ist die Vorlage einer Unterschriftsprobe. 
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2. Online-Banking/Telefon-Banking und Postbox 
2.1 Wesentliche Merkmale der Kommunikationsmittel 
Der Teilnehmer (Konto-/Depotinhaber und/oder Verfügungsberechtigte) 
erhält die Möglichkeit, unter Verwendung der jeweiligen  Zahlungsinstru-
mente die per Online-Banking/Telefon-Banking für ihn frei geschalteten 
Bankgeschäfte (Kauf/Verkauf von Wertpapieren sowie Zahlungsdienste, 
z.B. Überweisungen, Lastschriftrückgaben und konto-/depotbezogene 
Informationen) über die Konten/ Depots, die über den Vertriebsweg 
1822direkt angeboten werden abzuwickeln. Weiter kann er sich auf 
Wunsch für Geschäftsvorfälle der 1822direkt und der Verbundpartner ggf. 
mittels Zahlungsinstrumente frei schalten lassen. Welche Bankgeschäfte 
jeweils über die vereinbarten Zugänge angeboten werden kann der Teil-
nehmer auch in der Online-Bedienungsanleitung zur Postbox unter: 
www.1822direkt.de im 1822direkt-Kundenportal (Service/FAQ) erfahren. 
 
2.2 Änderung der Bedingungen 
(1) Änderungsangebot 

Änderungen dieser Bedingungen werden dem Teilnehmer spätestens 
zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirksamwer-
dens in Textform angeboten. 

 
(2) Annahme durch den Teilnehmer 

Die von der Sparkasse angebotenen Änderungen werden nur wirksam, 
wenn der Teilnehmer diese annimmt, gegebenenfalls im Wege der 
nachfolgend geregelten Zustimmungsfiktion. 

 
(3) Annahme durch den Teilnehmer im Wege der Zustimmungsfiktion 

Das Schweigen des Teilnehmers gilt nur dann als Annahme des Ände-
rungsangebotes (Zustimmungsfiktion), wenn 

a) das Änderungsangebot der Sparkasse erfolgt, um die Übereinstim-
mung der vertraglichen Bestimmungen mit einer veränderten Rechts -
lage wiederherzustellen, weil eine Bestimmung dieser Vereinbarung 
oder der besonderen Bedingungen 

– aufgrund einer Änderung von Gesetzen, einschließlich unmittelbar  
geltender Rechtsvorschriften der Europäischen Union, nicht mehr der 
Rechtslage entspricht oder 

– durch eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, auch durch ein 
Gericht erster Instanz, unwirksam wird oder nicht mehr verwendet  
werden darf oder 

– aufgrund einer verbindlichen Verfügung einer für die Sparkasse zustän-
digen nationalen oder internationalen Behörde (z. B. der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Europäischen Zentralbank) 
nicht mehr mit den aufsichtsrechtlichen Verpflichtungen der Sparkasse 
in Einklang zu bringen ist 

und 
b) der Teilnehmer das Änderungsangebot der Sparkasse nicht vor dem 

vorgeschlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen 
abgelehnt hat. Die Sparkasse wird den Teilnehmer im Änderungsange-
bot auf die Folgen seines Schweigens hinweisen. 

 
(4) Ausschluss der Zustimmungsfiktion 
Die Zustimmungsfiktion findet keine Anwendung 
– bei Änderungen dieser Regelung in Nr. 2 oder 
– bei Änderungen, die die Hauptleistungspflichten des Vertrages und die 

Entgelte für Hauptleistungen betreffen, oder 
– bei Änderungen von Entgelten, die auf eine über das vereinbarte Ent-

gelt für die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Verbrauchers 
gerichtet sind, oder 

– bei Änderungen, die dem Abschluss eines neuen Vertrages gleichkom-
men, oder 

– bei Änderungen, die das bisher vereinbarte Verhältnis von Leistung 
und Gegenleistung erheblich zugunsten der Sparkasse verschieben 
würden. 

In diesen Fällen wird die Sparkasse die Zustimmung des Teilnehmers zu 
den Änderungen auf andere Weise einholen. 
 
(5) Kündigungsrecht des Teilnehmers bei der Zustimmungsfiktion 

Macht die Sparkasse von der Zustimmungsfiktion Gebrauch, kann der 
Teilnehmer den von der Änderung betroffenen Vertrag vor dem vorge-
schlagenen Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Änderungen auch frist-
los und kostenfrei kündigen. Auf dieses Kündigungsrecht wird die 
Sparkasse den Teilnehmer in ihrem Änderungsangebot besonders hin-
weisen. 

 
2.3 Auftragslimite 
Das Auftragslimit für Überweisungen ergibt sich aus dem Preis- und Lei-
stungsverzeichnis. Die Sparkasse ist nicht verpflichtet, im Rahmen des 
Auftragslimits liegende Vorgänge auszuführen, wenn das betreffende 
Konto oder Depot keine ausreichende Deckung oder keinen ausreichenden 
Kreditrahmen aufweist. 
 
2.4 Vereinbarte Zahlungsinstrumente   
Dem Teilnehmer werden außerhalb des Telefon-Banking eine persönliche 
Identifikationsnummer (Telefon-PIN) sowie Hinweise zur Nutzung von Tele-
fon-Banking bekannt gegeben. 
 

Der Teilnehmer ist damit einverstanden, dass Telefongespräche 
im Rahmen des Telefon-Banking aufgezeichnet werden. Mit der 
Aufzeichnung soll sichergestellt werden, dass in Reklamationsfällen Zwei-
felsfragen über den Inhalt eines Auftrages sowie die Person des Auftrag-
gebers ausgeräumt werden können. Für das Telefon-Banking im Sinne die-
ser Vereinbarung sind ausschließlich die von der 1822direkt mitgeteilten 
Servicetelefonnummern zu verwenden. Diese Vereinbarung findet keine 
Anwendung bei Telefongesprächen, die der Teilnehmer über andere als in 
Nummer 2.5 genannte Telefonnummern mit der 1822direkt führt. 
 
Neue Teilnehmer (ab dem 26.06.2019) vergeben sich als persönliches 
Sicherheitsmerkmal die persönliche Identifikationsnummer (Online-PIN) 
selbst und wählen eines der folgenden TAN-Verfahren aus, auf dem die 
Transaktionsnummern (TAN) zur Verfügung gestellt werden: 
 
– mittels eines mobilen Endgeräts zur Erzeugung einer TAN im QR-Ver-

fahren (QRTAN+) 
– mittels eines mobilen Endgeräts zur Erzeugung einer TAN im 

1822TAN+ Verfahren 
 
Bisherige Teilnehmer (vor dem 26.06.2019 und ohne bestehendes Zah-
lungsverkehrskonto) erhalten außerhalb des Online-Banking als persönli-
ches Sicherheitsmerkmal die persönliche Identifikationsnummer (Online-
PIN) sowie eine Liste mit einmal verwendbaren Transaktionsnummern. Auf 
Wunsch des Teilnehmers kann ein anderes TAN-Verfahren (siehe o.a. Auf-
zählung) vereinbart werden, auf dem die Transaktionsnummern (TAN) zur 
Verfügung gestellt werden.  
 
2.5 Kommunikationszugänge 
Die 1822direkt ist derzeit ausschließlich über folgende Kommunikations-
zugänge erreichbar: 
Telefonnummer für Telefon-Banking: 069 94170-0 (-8888 Wertpapier) 
Online-Banking: https://www.1822direkt.de 
Mobile-Banking: https://www.1822direkt.de oder über die Banking App 
 
Über Änderungen der Adressen und Telefonnummern wird die 1822direkt 
per Kontoauszug oder auf andere Weise informieren. 
 
Des Weiteren ist der Teilnehmer gemäß § 675f Absatz 3 BGB berechtigt, 
Zahlungsauslösedienste gemäß § 1 Absatz 33 Zahlungsdiensteaufsichts-
gesetz und Kontoinformationsdienste gemäß § 1 Absatz 34 Zahlungsdien-
steaufsichtsgesetz zu nutzen. Darüber hinaus kann er von ihm ausgewählte 
sonstige Drittdienste nutzen. 
 
2.6 Sorgfaltspflichten des Teilnehmers und Schutz des Teilnehmersystems 
Der Teilnehmer hat die in den Bedingungen für das Online-Banking vorge-
schriebene Sorgfalts- und Anzeigepflichten einzuhalten und insbesondere 
die Zahlungsinstrumente und die personalisierten Sicherheitsmerkmale 
gemäß Nummer 2.4, insbesondere PIN ggf. TAN sowie das persönliche 
Sicherheitsmerkmal beim 1822TAN+ Verfahren, sicher vor dem Zugriff 
unberechtigter Dritter zu verwahren. Das für das Online-Banking vom Teil-
nehmer genutzte System ist durch technische Maßnahmen gegen das 
Ausspähen der Sicherheitsmerkmale zu sichern. Es ist ein Betriebssystem 
einzusetzen, das dessen Hersteller für den Zugang zum Internet vorgese-
hen hat und für das er bei Bedarf Programmänderungen (z.B. Sicherheits-
patches) zur Verfügung stellt, die erkannte Sicherheitsrisiken beheben. Die 
Systemeinstellungen sind entsprechend der Herstellerempfehlungen vorzu-
nehmen. Bietet der Hersteller mehrere Sicherheitsstufen an, ist eine hohe 
Sicherheitsstufe einzustellen. Zusätzlich ist – soweit technisch verfügbar – 
das System durch ein Antivirenprogramm zu schützen sowie der Datenver-
kehr durch ein Firewallprogramm zu kontrollieren. Betriebsystem, Program-
me, die den Zugang zum Internet vermitteln (z.B. Browser) sowie die 
installierten Schutzprogramme sind nach der Empfehlung des jeweiligen 
Herstellers aktuell sicher zu halten. Weiterführende Hinweise zum Schutz 
des Teilnehmersystems können den Sicherheitshinweisen entnommen 
werden, die auf den Internetseiten für das Online-Banking veröffentlicht 
und aktualisiert werden. 
Bei Nutzung des 1822TAN+ Verfahrens hat der Teilnehmer die 
1822TAN+ APP durch Vergabe eines sicheren Passwortes (persönliches 
Sicherheitsmerkmal) zu schützen.  
 
2.7. Anzeigepflicht bei unbefugter Nutzung, Sperrmöglichkeiten Zahlungs-
instrumente   
Eine Sperranzeige für den Online-Banking-Zugang ist der 1822direkt per 
Online-Banking mitzuteilen. 
Die Sperranzeige kann ebenfalls telefonisch erfolgen: 
Online-Banking + Telefon-Banking: Telefonnummer derzeit: 116 116 
 
2.8 Brokerage 
Wertpapierorder können derzeit mit Ausnahme des Mobile-Banking zu den 
nachfolgenden Bedingungen erteilt werden: 
a) Die Sparkasse ist berechtigt, die Ausführung von Aufträgen abzuleh-

nen, die nicht den bisherigen Wertpapierproduktgruppen des Teilneh-
mers entsprechen. 

b) Der Teilnehmer ist verpflichtet, eindeutige und vollständige Aufträge zu 
erteilen. Bei Kauf- oder Verkaufsaufträgen ist in Zweifelsfällen die ISIN-
(International Securities Identification Number) bzw. Wertpapierkenn-
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Nummer entscheidend. Bei unvollständigen und nicht eindeutigen Auf-
trägen ist die Sparkasse nicht verpflichtet, den Auftrag auszuführen. 

c) Die Buchung der Gegenwerte von Kauf oder Verkauf von Wertpapieren 
erfolgt ausschließlich auf dem bei dem Depotkonto hinterlegten Erträg-
nis- bzw. Verrechnungskonto. 

 
Hinweis: Brokerage kann erst nach Erteilung von Informationen und Hin-
weisen an den Teilnehmer bzw. nach Erhebung von Angaben und Informa-
tionen über den Teilnehmer genutzt werden, soweit diese nach dem Wert-
papierhandelsgesetz (WPHG) erforderlich sind. 
 
d) Der Kunde hat in seinem Online-Banking sowie in der 1822direkt-Ban-

king-App die Möglichkeit, eine Session-TAN für Online-Wertpapierauf-
träge zu aktivieren. Für die Aktivierung dieser Session-TAN ist die Ein-
gabe einer TAN erforderlich. Wurde diese aktiviert, so entfällt die 
separate Eingabe einer TAN für jeden einzelnen Geschäftsvorfall. Die 
Geschäftsvorfälle wurden im Rahmen des Aktivierungsprozesses der 
Session-TAN benannt. Die Session-TAN endet mit der Deaktivierung 
durch den Kunden, spätestens jedoch mit der Beendigung oder mit 
Ablauf der jeweiligen Online-Banking Session (Sitzung). 

 
2.9 Bereitstellung elektronischer Dokumente 
Der Kontoinhaber verzichtet auf die papierhafte Bereitstellung der konto-
bezogenen Informationen für seine Konten, d.h. insbesondere die Rech-
nungslegung erfolgt bei rechtzeitigem Abruf ausschließlich in Form des 
elektronischen Kontoauszuges. Entsprechendes gilt für rechtsverbindliche 
Erklärungen der Sparkasse zur laufenden Geschäftsbeziehung sowie für 
Mitteilungen gemäß Nr. 2.2 und 2.5 soweit dies gesetzlich in Textform 
zulässig ist.  
 
Kreditkartenabrechnungen für von der Sparkasse dem Teilnehmer zur Ver-
fügung gestellte Kreditkarten erfolgen im Wege der elektronischen 
Abrechnung unter Verzicht auf die papierhafte Bereitstellung von kontobe-
zogenen Informationen. 
 
Vertragsbestätigungen, Wertpapierabrechnungen und sonstige Erklärun-
gen zum Depot sowie Fälligkeitsanzeigen werden nicht papierhaft zur Ver-
fügung gestellt, soweit die Unterrichtung über die Postbox gesetzlich in 
Textform zulässig ist und keine abweichende Regelung getroffen wurde. 
 
Die Erklärungen der Sparkasse werden dem Teilnehmer über die Postbox 
zur Verfügung gestellt, die über das Online-Banking der 1822direkt gemäß 
Nr. 2.5 erreicht werden kann. Die Speicherdauer sowie die Funktionsweise 
kann der Online-Bedienungsanleitung zur Postbox, unter: 
www.1822direkt.de im 1822direkt-Kundenportal (Service/FAQ) entnom-
men werden. 
 
Der Teilnehmer kann über das Online-Banking selbst einzelne Konten von 
der elektronischen Abrechnung durch Kündigung ausschließen. 
 
 
 

Bedingungen für das Online-Banking 
Fassung September 2022 

 
1. Leistungsangebot 
(1) Der Konto-/Depotinhaber und dessen Bevollmächtigte können Bankge-

schäfte mittels Online-Banking in dem von der Sparkasse angebotenen 
Umfang abwickeln. Zudem können sie Informationen der Sparkasse 
mittels Online-Banking abrufen. Des Weiteren sind sie gemäß § 675f 
Absatz 3 BGB berechtigt, Zahlungsauslösedienste gemäß § 1 Absatz 
33 Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) und Kontoinformationsdien-
ste gemäß § 1 Absatz 34 (ZAG) zu nutzen. Darüber hinaus können sie 
von ihnen ausgewählte sonstige Drittdienste nutzen. 

(2) Konto-/Depotinhaber und Bevollmächtigte werden einheitlich als „Teil-
nehmer”, Konto und Depot einheitlich als „Konto” bezeichnet, es sei 
denn, dies ist ausdrücklich anders bestimmt. 

(3) Zur Nutzung des Online-Banking gelten die mit der Sparkasse geson-
dert vereinbarten Verfügungslimite. Ist keine gesonderte Vereinbarung 
getroffen, gilt das im Preis- und Leistungsverzeichnis bestimmte Limit. 
Eine Änderung dieser Limite kann der Konto-/Depotinhaber mit seiner 
Sparkasse gesondert vereinbaren.  

 
2. Voraussetzungen zur Nutzung des Online-Banking 
(1) Der Teilnehmer kann das Online-Banking nutzen, wenn die Sparkasse 

ihn authentifiziert hat. 
(2) Authentifizierung ist das mit der Sparkasse gesondert vereinbarte Ver- 

fahren, mit dessen Hilfe die Sparkasse die Identität des Teilnehmers 
oder die berechtigte Verwendung eines vereinbarten Zahlungsinstru-
ments überprüfen kann. Mit den hierfür vereinbarten Authentifizie-
rungselementen kann der Teilnehmer sich gegenüber der Sparkasse als 
berechtigter Teilnehmer ausweisen, auf Informationen zugreifen (siehe 
Nummer 3) sowie Aufträge erteilen (siehe Nummer 4). 

(3) Authentifizierungselemente sind 
− Wissenselemente, also etwas, das nur der Teilnehmer weiß (z.B. per-

sönliche Identifikationsnummer [PIN]), 

− Besitzelemente, also etwas, das nur der Teilnehmer besitzt (z.B. Gerät 
zur Erzeugung oder zum Empfang von einmal verwendbaren Transakti-
onsnummern [TAN], die den Besitz des Teilnehmers nachweisen, wie 
die Sparkassen-Card mit TAN-Generator oder das mobile Endgerät), 
oder 

− Seinselemente, also etwas, das der Teilnehmer ist (Inhärenz,  
z. B. Fingerabdruck als biometrisches Merkmal des Teilnehmers). 

(4) Die Authentifizierung des Teilnehmers erfolgt, indem der Teilnehmer 
gemäß der Anforderung der Sparkasse das Wissenselement, den 
Nachweis des Besitzelements und/oder den Nachweis des Seinsele-
ments an die Sparkasse übermittelt. 

 
3. Zugang zum Online-Banking 
(1) Der Teilnehmer erhält Zugang zum Online-Banking der Sparkasse, 

wenn 
− er seine individuelle Online-Kennung angibt und  
− er sich unter Verwendung des oder der von der Sparkasse angeforder-

ten Authentifizierungselemente(s) ausweist und 
− keine Sperre des Zugangs (siehe Nummern 8.1 und 9) vorliegt. 
Nach Gewährung des Zugangs zum Online-Banking kann auf Informatio-
nen  zugegriffen oder können nach Nummer 4 Aufträge erteilt werden. 
(2) Für den Zugriff auf sensible Zahlungsdaten im Sinne des § 1 Absatz  

26 Satz 1 ZAG (z. B. zum Zweck der Änderung der Anschrift des 
Konto-/Depotinhabers) fordert die Sparkasse den Teilnehmer auf, sich 
unter Verwendung eines weiteren Authentifizierungselements auszu-
weisen, wenn beim Zugang zum Online-Banking nur ein Authentifizie-
rungselement angefordert wurde. Der Name des Kontoinhabers und 
die Kontonummer sind für den vom Teilnehmer genutzten Zahlungs-
auslösedienst  und Kontoinformationsdienst keine sensiblen Zahlungs-
daten (§ 1 Absatz 26 Satz 2 ZAG). 

 
4. Aufträge 
4.1 Auftragserteilung  
Der Teilnehmer muss einen Auftrag (z.B. Überweisung) zu dessen Wirk-
samkeit zustimmen (Autorisierung). Auf Anforderung hat er hierzu Authen-
tifizierungselemente (z.B. Eingabe einer TAN als Nachweis des Besitzele-
ments) zu verwenden.  
Die Sparkasse bestätigt mittels Online-Banking den Eingang des Auftrags. 
 
4.2 Widerruf von Aufträgen 
Die Widerrufbarkeit eines Auftrags richtet sich nach den für die jeweilige 
Auftragsart geltenden Bedingungen (z.B. Bedingungen für den Überwei-
sungsverkehr). Der Widerruf von Aufträgen kann nur außerhalb des 
Online-Banking erfolgen, es sei denn, die Sparkasse sieht eine Widerrufs-
möglichkeit im Online-Banking ausdrücklich vor. 
 
5. Bearbeitung von Aufträgen durch die Sparkasse 
(1) Die Bearbeitung der Aufträge erfolgt an den für die Abwicklung der 

jeweiligen Auftragsart (z.B. Überweisung) auf der Online-Banking-Seite 
der Sparkasse oder im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ bekannt 
gegebenen Geschäftstagen im Rahmen des ordnungsgemäßen 
Arbeitsablaufes. Geht der Auftrag nach dem auf der Online-Banking-
Seite der Sparkasse oder im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ angege-
benen Zeitpunkt (Annahmefrist) ein oder fällt der Zeitpunkt des Ein-
gangs nicht auf einen Geschäftstag gemäß Online-Banking-Seite der 
Sparkasse oder „Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Sparkasse, so 
gilt der Auftrag als am darauf folgenden Geschäftstag zugegangen. Die 
Bearbeitung beginnt erst an diesem Geschäftstag. 

(2) Die Sparkasse wird den Auftrag ausführen, wenn folgende Ausfüh-
rungsbedingungen vorliegen: 

– Der Teilnehmer hat den Auftrag autorisiert (vgl. Nummer 4.1). 
– Die Berechtigung des Teilnehmers für die jeweilige Auftragsart (z.B. 

Wertpapierorder) liegt vor. 
– Das Online-Banking-Datenformat ist eingehalten. 
– Das gesondert vereinbarte Online-Banking-Verfügungslimit ist nicht 

überschritten (vgl. Nummer 1 Absatz 3). Ist keine gesonderte Verein-
barung getroffen, gilt das im Preis- und Leistungsverzeichnis bestimm-
te Limit. 

– Die weiteren Ausführungsbedingungen nach den für die jeweilige Auf-
tragsart maßgeblichen Bedingungen (z.B. ausreichende Kontodeckung 
gemäß den Bedingungen für den Überweisungsverkehr) liegen vor. 

Liegen die Ausführungsbedingungen nach Satz 1 vor, führt die Sparkasse 
die Aufträge nach Maßgabe der Bestimmungen der für die jeweilige Auf-
tragsart geltenden Bedingungen (z.B. Bedingungen für den Überweisungs-
verkehr, Bedingungen für das Wertpapiergeschäft) aus. 
(3) Liegen die Ausführungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht vor, 

wird die Sparkasse den Auftrag nicht ausführen. Sie wird den Teilneh-
mer hierüber mittels Online-Banking eine Information zur Verfügung 
stellen und soweit möglich dabei die Gründe und die Möglichkeiten 
nennen, mit denen Fehler, die zur Ablehnung geführt haben, berichtigt 
werden können. 

 
6. Information des Kontoinhabers über  
Online-Banking-Verfügungen 
Die Sparkasse unterrichtet den Kontoinhaber mindestens einmal monatlich 
über die mittels Online-Banking getätigten Verfügungen auf dem für Kon-
toinformationen vereinbarten Weg. 
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7. Sorgfaltspflichten des Teilnehmers 
7.1 Schutz der Authentifizierungselemente 
(1) Der Teilnehmer, hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um 

seine Authentifizierungselemente (siehe Nummer 2) vor unbefugtem 
Zugriff zu schützen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass das Online-
Banking missbräuchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht auto-
risiert genutzt wird (vgl. Nummer 3 und 4). 

(2) Zum Schutz der einzelnen Authentifizierungselemente hat der Teilneh-
mer vor allem Folgendes zu beachten: 

(a) Wissenselemente, wie z.B. die PIN, sind geheim zu halten; sie dürfen 
insbesondere 

− nicht mündlich (z.B. telefonisch oder persönlich) mitgeteilt werden, 
− nicht außerhalb des Online-Banking in Textform (z.B. per E-Mail, Mes-

senger-Dienst) weitergegeben werden, 
− nicht ungesichert elektronisch gespeichert (z.B. Speicherung der PIN 

im Klartext im Computer oder im mobilen Endgerät) werden und 
− nicht auf einem Gerät notiert oder als Abschrift zusammen mit einem 

Gerät aufbewahrt werden, das als Besitzelement (z.B. Sparkassen-Card 
mit TAN-Generator, mobiles Endgerät, Signaturkarte) oder zur Prüfung 
des Seinselements (z.B. mobiles Endgerät mit Anwendung für das 
Online-Banking und Fingerabdrucksensor) dient. 

(b) Besitzelemente, wie z.B. die Sparkassen-Card mit TAN-Generator oder 
ein mobiles Endgerät, sind vor Missbrauch zu schützen, insbesondere 

– sind die Sparkassen-Card mit TAN-Generator oder die Signaturkarte 
vor dem unbefugten Zugriff anderer Personen sicher zu verwahren, 

– ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile Endge-
rät des Teilnehmers (z.B. Mobiltelefon) nicht zugreifen können, 

– ist dafür Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen 
Endgerät (z.B. Mobiltelefon) befindliche Anwendung für das Online-
Banking (z.B. Online-Banking-App, Authentifizierungs-App) nicht nut-
zen können, 

– ist die Anwendung für das Online-Banking (z.B. Online-Banking-App, 
Authentifizierungs-App) auf dem mobilen Endgerät des Teilnehmers zu 
deaktivieren, bevor der Teilnehmer den Besitz an diesem mobilen End-
gerät aufgibt (z.B. durch Verkauf oder Entsorgung des Mobiltelefons), 

– dürfen die Nachweise des Besitzelements (z.B. TAN) nicht außerhalb 
des Online-Banking mündlich (z.B. per Telefon) oder in Textform (z.B. 
per E-Mail, Messenger-Dienst) weiter gegeben werden und 

– muss der Teilnehmer, der von der Sparkasse einen Code zur Aktivie-
rung des Besitzelements (z.B. Mobiltelefon mit Anwendung für das 
Online-Banking) erhalten hat, diesen vor dem unbefugten Zugriff ande-
rer Personen sicher verwahren; ansonsten besteht die Gefahr, dass 
andere Personen ihr Gerät als Besitzelement für das Online-Banking 
des Teilnehmers aktivieren. 

(c) Seinselemente, wie z.B. Fingerabdruck des Teilnehmers, dürfen auf 
einem mobilen Endgerät des Teilnehmers für das Online-Banking nur 
dann als Authentifizierungselement verwendet werden, wenn auf dem 
mobilen Endgerät keine Seinselemente anderer Personen gespeichert 
sind. Sind auf dem mobilen Endgerät, das für das Online-Banking 
genutzt wird, Seinselemente anderer Personen gespeichert, ist für das 
Online-Banking das von der Sparkasse ausgegebene Wissenselement 
(z.B. PIN) zu nutzen und nicht das auf dem mobilen Endgerät gespei-
cherte Seinselement. 

(3) Beim QRTAN+ Verfahren darf das mobile Endgerät, mit dem die TAN 
empfangen wird (z.B. Mobiltelefon), nicht gleichzeitig für das Online-
Banking genutzt werden. 

(4) Bei Nutzung des QRTAN+ Verfahrens hat der Teilnehmer zum Schutz 
der QRTAN+ App die unbefugte Nutzung der QRTAN+ App durch die 
Vergabe eines sicheren Passwortes zu verhindern. 

(5) Bei Nutzung des 1822TAN+ Verfahrens hat der Teilnehmer zum 
Schutz der 1822TAN+ App vor einer unbefugten Nutzung den Zugriff 
durch die Vergabe eines sicheren Passwortes oder durch Verwendung 
eines Fingerprints als persönliches Sicherheitsmerkmal zu verhindern. 

(6) Es ist darauf zu achten, dass für sämtliche Zugänge verschiedene 
sichere Passwörter verwendet werden. Insbesondere die sicheren Pass-
wörter für die 1822Banking-App bzw. das 1822direkt-Kundenportal 
und das 1822TAN+ Verfahren dürfen aus Sicherheitsgründen nicht 
übereinstimmen. 

(7) Ungeachtet der Schutzpflichten nach den Absätzen 1 bis 6 darf der 
Teilnehmer seine Authentifizierungselemente gegenüber einem von 
ihm ausgewählten Zahlungsauslösedienst und Kontoinformationsdienst 
sowie einem sonstigen Drittdienst verwenden (siehe Nummer 1 Absatz 
1 Sätze 3 und 4). Sonstige Drittdienste hat der Teilnehmer mit der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt auszuwählen. 

 
7.2 Sicherheitshinweise der Sparkasse 
Der Teilnehmer muss die Sicherheitshinweise auf der Online-Banking-Seite 
der Sparkasse, insbesondere Maßnahmen zum Schutz der von ihm einge-
setzten Hard- und Software, beachten. 
 
7.3 Prüfung der Auftragsdaten mit von der Sparkasse angezeigten Daten  
Die Sparkasse zeigt dem Teilnehmer die von ihr empfangenen Auftragsda-
ten (z.B. Betrag, Kontonummer des Zahlungsempfängers, Wertpapierkenn-
nummer) über das gesondert vereinbarte Gerät des Teilnehmers an (z.B. 
mittels mobilem Endgerät, Chipkartenlesegerät mit Display). Der Teilneh-
mer ist verpflichtet, vor der Bestätigung die Übereinstimmung der ange-
zeigten Daten mit den für den Auftrag vorgesehenen Daten zu prüfen.  
 

7.4 Referenzkontovereinbarung 
Für die Einhaltung der Referenzkontovereinbarung beim Tagesgeldkonto ist 
der Nutzer selbst verantwortlich und er trägt alle Schäden, die infolge 
Nichtbeachtung entstehen.  
 
7.5 Sicherheit mobiler Endgeräte 
Werden das QRTAN+ oder das 1822TAN+ Verfahren genutzt, darf das 
Betriebssystem des hierfür verwendeten mobilen Endgerätes nicht entge-
gen den Empfehlungen des Herstellers verändert werden (z.B. „Root“ oder 
„Jailbreak“). Die Sparkasse ist berechtigt, das QRTAN+ oder das 
1822TAN+ Verfahren zu sperren, wenn das Endgerät nicht gemäß den 
Herstellerempfehlungen eingestellt ist und bleibt. 
 
8. Anzeige- und Unterrichtungspflichten 
8.1 Sperranzeige 
(1) Stellt der Teilnehmer 
− den Verlust oder den Diebstahl, eines Besitzelements zur Authentifizie-

rung (z.B. Sparkassen-Card mit TAN-Generator, mobiles Endgerät, 
Signaturkarte) oder  

− die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte 
Nutzung eines Authentifizierungselements fest, muss der Teilnehmer 
die Sparkasse hierüber unverzüglich unterrichten (Sperranzeige). Der 
Teilnehmer kann eine solche Sperranzeige jederzeit auch über die 
gesondert mitgeteilten Kommunikationskanäle abgeben. 

(2) Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch eines Authentifi- 
zierungselements unverzüglich bei der Polizei zur Anzeige zu bringen. 

(3) Hat der Teilnehmer den Verdacht, 
einer nicht autorisierten oder betrügerischen Verwendung eines seiner 
Authentifizierungselemente, muss er ebenfalls eine Sperranzeige abge-
ben. 

 
8.2 Unterrichtung über nicht autorisierte oder fehlerhaft ausgeführte  

Aufträge 
Der Konto-/Depotinhaber hat die Sparkasse unverzüglich nach Feststellung 
eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Auftrags hierüber zu 
unterrichten. 
 
9. Nutzungssperre 
9.1 Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers 
Die Sparkasse sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere im 
Fall der Sperranzeige nach Nummer 8.1, 
− den Online-Banking-Zugang für ihn oder alle Teilnehmer oder 
− seine Authentifizierungselemente zur Nutzung des Online-Banking. 
  
9.2 Sperre auf Veranlassung der Sparkasse 
(1) Die Sparkasse darf den Online-Banking-Zugang für einen Teilnehmer 

sperren, wenn 
− sie berechtigt ist, den Online-Banking-Vertrag aus wichtigem Grund zu 

kündigen, 
− sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit der Authentifi- 

zierungselemente des Teilnehmers dies rechtfertigen oder 
− der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betrügerischen Ver-

wendung eines Authentifizierungselements besteht. 
(2) Die Sparkasse wird den Konto-/Depotinhaber unter Angabe der hierfür 

maßgeblichen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich 
nach der Sperre auf dem vereinbarten Weg unterrichten. Die Angabe 
von Gründen darf unterbleiben, soweit die Sparkasse hierdurch gegen 
gesetzliche Verpflichtungen verstoßen würde. 

 
9.3 Aufhebung der Sperre 
Die Sparkasse wird eine Sperre aufheben oder die betroffenen Authentifi-
zierungselemente austauschen, wenn die Gründe für die Sperre nicht mehr 
gegeben sind. Hierüber unterrichtet sie den Konto-/Depotinhaber unver-
züglich. 
 
9.4 Automatische Sperre eines chip-basierten Besitzelements 
(1) Eine Chipkarte mit Signaturfunktion sperrt sich selbst, wenn dreimal in 

Folge der Nutzungscode für die elektronische Signatur falsch eingege-
ben wird. 

(2) Ein TAN-Generator als Bestandteil einer Chipkarte (z. B. Sparkassen-
Card), der die Eingabe eines eigenen Nutzungscodes erfordert, sperrt 
sich selbst, wenn dieser dreimal in Folge falsch eingegeben wird. 

(3) Die in Absätzen 1 und 2 genannten Besitzelemente können dann nicht 
mehr für das Online-Banking genutzt werden. Der Teilnehmer kann 
sich mit der Sparkasse in Verbindung setzen, um die Nutzungsmög-
lichkeiten des Online-Banking wiederherzustellen. 

 
9.5 Zugangssperre für Zahlungsauslösedienst und Kontoinformationsdienst 
Die Sparkasse kann Kontoinformationsdienstleistern oder Zahlungsauslö-
sedienstleistern den Zugang zu einem Zahlungskonto des Konto inhabers  
verweigern, wenn objektive und gebührend nachgewiesene Gründe im 
Zusammenhang mit einem nicht autorisierten oder betrügerischen Zugang 
des Kontoinformationsdienstleisters oder des Zahlungsauslösedienstlei-
sters zum Zahlungskonto, einschließlich der nicht autorisierten oder betrü-
gerischen Auslösung eines Zahlungsvorgangs, es rechtfertigen. Die Spar-
kasse wird den Kontoinhaber über eine solche Zugangsverweigerung auf 
dem vereinbarten Weg unterrichten. Die Unterrichtung erfolgt möglichst 
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vor, spätestens jedoch unverzüglich nach der Verweigerung des Zugangs. 
Die Angabe von Gründen darf unterbleiben, soweit die Sparkasse hier-
durch gegen gesetzliche Verpflichtungen ver stoßen würde. Sobald die 
Gründe für die Verweigerung des Zugangs nicht mehr bestehen, hebt die 
Sparkasse die Zugangssperre auf. Hierüber unterrichtet sie den Kontoinha-
ber unverzüglich. 
 
10. Haftung 
10.1 Haftung der Sparkasse bei Ausführung eines nicht autorisierten  

Auftrags und eines nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten  
Auftrags 

Die Haftung der Sparkasse bei einem nicht autorisierten Auftrag und 
einem nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten Auftrag richtet sich 
nach den für die jeweilige Auftragsart vereinbarten Bedingungen (z.B. 
Bedingungen für den Überweisungsverkehr, Bedingungen für das Wertpa-
piergeschäft). 
 
10.2 Haftung des Konto-/Depotinhabers bei missbräuchlicher Nutzung der 

Authentifizierungselemente 
10.2.1 Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Zahlungsvorgänge 
vor der Sperranzeige 
(1) Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der Sperranzeige auf 

der Nutzung eines verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst abhan-
den gekommenen Authentifizierungselements oder auf der sonstigen 
missbräuchlichen Verwendung eines Authentifizierungselements, haftet 
der Kontoinhaber gemäß der gesetzlichen Vorschrift des § 675v Abs. 1 
BGB für den der Sparkasse hierdurch entstehenden Schaden bis zu 
einem Betrag von 50 Euro, ohne dass es darauf ankommt, ob den Teil-
nehmer ein Verschulden trifft. 

(2) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 
verpflichtet, wenn 

− es dem Teilnehmer nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den Dieb-
stahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbräuchliche Ver-
wendung des Authentifizierungselements vor dem nicht autorisierten 
Zahlungsvorgang zu bemerken, oder 

− der Verlust des Authentifizierungselements durch einen Angestellten, 
einen Agenten, eine Zweigniederlassung eines Zahlungsdienstleisters 
oder eine sonstige Stelle, an die Tätigkeiten des Zahlungsdienstleisters 
ausgelagert wurden, verursacht worden ist. 

(2a) Ist der Kontoinhaber Verbraucher, verzichtet die Sparkasse auf eine 
Inanspruchnahme nach den unter dem vorstehenden Absatz (1) 
genannten gesetzlichen Bestimmungen. 

(3) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungs vor-
gängen und hat der Teilnehmer in betrügerischer Absicht gehandelt 
oder seine Sorgfalts- und Anzeigepflichten nach diesen Bedingungen 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, trägt der Kontoinhaber abwei-
chend von den Absätzen 1 und 2 den hierdurch entstandenen Schaden 
in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Teilnehmers kann insbe-
sondere vorliegen, wenn er eine seiner Sorgfaltspflichten nach 

– Nummer 7.1 Absatz 2, 
– Nummer 7.1 Absatz 4, 
– Nummer 7.1 Absatz 5, 
– Nummer 7.1 Absatz 6, 
– Nummer 7.3 oder 
– Nummer 8.1 Absatz 1 
verletzt hat. 
(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 3 ist der Kontoinhaber nicht zum 

Schadensersatz verpflichtet, wenn die Sparkasse vom Teilnehmer eine 
starke Kundenauthentifizierung nach § 1 Absatz 24 ZAG nicht verlangt 
hat. Eine starke Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere die 
Verwendung von zwei voneinander unabhängigen Authentifizierungs-
elementen aus den Kategorien Wissen, Besitz oder Sein (siehe Num-
mer 2 Absatz 3). 

(5) Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den das 
Verfügungslimit gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf 
das vereinbarte Verfügungslimit. 

(6) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 
und 3 verpflichtet, wenn der Teilnehmer die Sperranzeige nach Num-
mer 8.1 nicht abgeben konnte, weil die Sparkasse nicht die Möglich-
keit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte. 

(7) Die Absätze 2 und 4 bis 6 finden keine Anwendung, wenn der Teilneh-
mer in betrügerischer Absicht gehandelt hat. 

(8) Ist der Kontoinhaber kein Verbraucher, gilt ergänzend Folgendes: 
− Der Kontoinhaber haftet für Schäden aufgrund von nicht autorisierten 

Zahlungsvorgängen über die Haftungsgrenze von 50 Euro nach Absatz 
1 und 3 hinaus, wenn der Teilnehmer fahrlässig oder vorsätzlich gegen 
seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen ver-
stoßen hat. 

− Die Haftungsbeschränkung in Absatz 2 erster Spiegelstrich findet keine 
Anwendung. 

 
10.2.2 Haftung des Konto-/Depotinhabers bei nicht autorisierten Verfü-
gungen außerhalb von Zahlungsdiensten (z.B. Wertpapiertransaktionen) 
vor der Sperranzeige 
Beruhen nicht autorisierte Verfügungen außerhalb von Zahlungsdiensten 
(z. B. Wertpapiertransaktionen) vor der Sperranzeige auf der Nutzung eines 
verlorengegangenen oder gestohlenen Authentifizierungselements oder auf 

der sonstigen missbräuchlichen Nutzung des Authentifizierungselements 
und ist der Sparkasse hierdurch ein Schaden entstanden, haften der 
Konto/ Depotinhaber und die Sparkasse nach den gesetzlichen Grundsät-
zen des Mitverschuldens. 
 
10.2.3 Haftung ab der Sperranzeige 
Sobald die Sparkasse eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten hat, 
übernimmt sie alle danach durch nicht autorisierte Online-Banking-Verfü-
gungen entstehenden Schäden. Dies gilt nicht, wenn der Teilnehmer in 
betrügerischer Absicht gehandelt hat. 
 
10.2.4 Haftungsausschluss 
Haftungsansprüche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch 
begründenden Umstände auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehba-
ren Ereignis beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses Ereignis 
beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der gebo-
tenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden werden können. 
 
11. Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige  
Beschwerdemöglichkeit 
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse kann sich der 
Konto/ Depotinhaber an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher 
bezeichneten Streitschlichtungs- und Beschwerdestellen wenden. 
 
 
 

Bedingungen für das Telefon-Banking 
Fassung 13. Januar 2018 

1. Leistungsangebot 
(1) Der Konto-/Depotinhaber kann Bankgeschäfte mittels Telefon-Banking 

(Kundenbetreuung und Sprachcomputer) in dem von der Sparkasse 
angebotenen Umfang abwickeln. 

(2) Konto-/Depotinhaber und Bevollmächtigte werden im Folgenden ein-
heitlich als „Teilnehmer“ bezeichnet. Konto und Depot werden im Fol-
genden einheitlich als „Konto“ bezeichnet. 

(3) Zur Nutzung des Telefon-Banking gelten die mit der Sparkasse geson-
dert vereinbarten Verfügungslimite. Ist keine gesonderte Vereinbarung 
getroffen, gilt das im Preis- und Leistungsverzeichnis bestimmte Limit. 
Eine Änderung dieser Limite kann der Konto-/Depotinhaber mit seiner 
Sparkasse gesondert vereinbaren. 

 
2. Voraussetzungen zur Nutzung des Telefon-Banking 
Der Teilnehmer benötigt für die Abwicklung von Bankgeschäften mittels 
Telefon-Banking das mit der Sparkasse vereinbarte Personalisierte Sicher-
heitsmerkmal, um sich gegenüber der Sparkasse als berechtigter Teilneh-
mer auszuweisen (siehe Nummer 3) und Aufträge zu autorisieren (siehe 
Nummer 4). 
Als Personalisiertes Sicherheitsmerkmal erhält jeder Teilnehmer eine per-
sönliche Telefon-Geheimzahl, die seiner Identifizierung beim Zugang zum 
Telefon-Banking dient. Diese wird ihm auf postalischem Wege übermittelt. 
 
3. Zugang zum Telefon-Banking 
Der Teilnehmer erhält Zugang zum Telefon-Banking, wenn 
– dieser die Kundennummer und sein Personalisiertes Sicherheitsmerk-

mal übermittelt hat, 
– die Prüfung dieser Daten bei der Sparkasse eine Zugangsberechtigung 

des Teilnehmers ergeben hat und 
– keine Sperre des Zugangs (siehe Nummer 8) vorliegt. 
Nach Gewährung des Zugangs zum Telefon-Banking kann der Teilnehmer 
Informationen abrufen oder Aufträge erteilen. 
 
4. Telefon-Banking-Aufträge 
4.1 Auftragserteilung und Autorisierung 
Der Teilnehmer muss Telefon-Banking-Aufträge (z. B. Überweisungen) zu 
deren Wirksamkeit mit dem vereinbarten Personalisierten Sicherheitsmerk-
mal autorisieren. 
 
4.2 Widerruf von Aufträgen 
Die Widerrufbarkeit eines Telefon-Banking-Auftrags richtet sich nach den 
für die jeweilige Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedin-
gungen für den Überweisungsverkehr). Der Widerruf von Aufträgen kann 
nur außerhalb des Telefon-Banking erfolgen, es sei denn, die Sparkasse 
sieht eine Widerrufmöglichkeit im Telefon-Banking ausdrücklich vor. 
 
5. Bearbeitung von Telefon-Banking-Aufträgen durch die Sparkasse 
(1) Die Bearbeitung der Telefon-Banking-Aufträge erfolgt an den für die 

Abwicklung der jeweiligen Auftragsart (z.B. Überweisung) im „Preis- 
und Leistungsverzeichnis“ bekannt gegebenen Geschäftstagen im  
Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitslaufes. Geht der Auftrag nach 
dem im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ bestimmten Zeitpunkt 
(Annahmefrist) ein oder fällt der Zeitpunkt des Eingangs nicht auf 
einen Geschäftstag gemäß „Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Spar-
kasse, so gilt der Auftrag als am darauf folgenden Geschäftstag zuge-
gangen. Die Bearbeitung beginnt erst an diesem Tag. 

(2) Die Sparkasse wird den Auftrag ausführen, wenn folgende Ausfüh-
rungsbedingungen vorliegen: 
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– Der Teilnehmer hat sich mit seinem Personalisierten Sicherheitsmerk-
mal legitimiert. 

– Die Berechtigung des Teilnehmers für die jeweilige Auftragsart (z. B. 
Wertpapierorder) liegt vor. 

– Das gesondert vereinbarte Telefon-Banking-Verfügungslimit ist nicht 
überschritten. 

– Die Ausführungsvoraussetzungen nach den für die jeweilige Auftrags-
art maßgeblichen Sonderbedingungen (z.B. ausreichende Kontodek-
kung gemäß den Bedingungen für den Überweisungsverkehr) liegen 
vor. 

Liegen die Ausführungsbedingungen nach Satz 1 vor, führt die Sparkasse 
die Telefon-Banking-Aufträge nach Maßgabe der Bestimmungen der für 
die jeweilige Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (z.B. Bedingungen 
für den Überweisungsverkehr, Bedingungen für das Wertpapiergeschäft) 
aus. 
(3) Liegen die Ausführungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht vor, 

wird die Sparkasse den Telefon-Banking-Auftrag nicht ausführen und 
den Teilnehmer über die Nichtausführung und soweit möglich über 
deren Gründe und die Möglichkeiten, mit denen Fehler, die zur Ableh-
nung geführt haben, berichtigt werden können, unterrichten. 

 
6. Sorgfaltspflichten des Teilnehmers 
6.1 Technische Verbindung zum Telefon-Banking 
Der Teilnehmer ist verpflichtet, die technische Verbindung zum Telefon-
Banking nur über die von der Sparkasse gesondert mitgeteilte Telefon-
nummer herzustellen. 
 
6.2 Geheimhaltung des Personalisierten Sicherheitsmerkmals 
(1) Der Teilnehmer hat sein Personalisiertes Sicherheitsmerkmal (siehe 

Nummer 2) geheim zu halten und nur über die von der Sparkasse 
gesondert mitgeteilte Telefonnummer an diese zu übermitteln. 
Denn jede andere Person, die das Personalisierte Sicherheitsmerkmal 
kennt, kann das Telefon-Banking-Verfahren missbräuchlich nutzen. 

(2) Insbesondere ist Folgendes zum Schutz des Personalisierten Sicher-
heitsmerkmals zu beachten: 

– Der Teilnehmer hat bei der Übermittlung des Personalisierten Sicher-
heitsmerkmals sicherzustellen, dass andere Personen dies nicht mithö-
ren können. 

– Die Weitergabe des Personalisierten Sicherheitsmerkmals an andere 
Personen ist nicht zulässig. 

– Der Teilnehmer hat zur Vermeidung von Missbrauch dafür Sorge zu 
tragen, dass ein Dritter keine Kenntnis von dem Persönlichen Sicher-
heitsmerkmal erhält. 

– Das Personalisierte Sicherheitsmerkmal und die individuelle Kunden-
kennung dürfen nicht zusammen verwahrt werden.  
Sofern das Telefon des Teilnehmers eingegebene Ziffernfolgen auto-
matisch im Telefonspeicher ablegt, sind gespeicherte persönliche 
Sicherheitsmerkmale zu löschen oder zu überschreiben, damit nachfol-
gende Nutzer dieses Gerätes diese Daten nicht ausspähen können. 

 
7. Anzeige- und Unterrichtungspflichten 
7.1 Sperranzeige 
(1) Stellt der Teilnehmer 
– den Verlust oder den Diebstahl des Personalisierten Sicherheitsmerk-

mals oder seiner Zugangsdaten (siehe Nummer 3) und 
– die missbräuchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte 

Nutzung seines Persönlichen Sicherheitsmerkmals fest, muss der Teil-
nehmer die Sparkasse hierüber unverzüglich unterrichten (Sperranzei-
ge). Der Teilnehmer kann der Sparkasse eine Sperranzeige jederzeit 
auch über die gesondert mitgeteilten Kontaktdaten abgeben. 

(2) Der Teilnehmer hat jeden Missbrauch unverzüglich bei der Polizei zur 
Anzeige zu bringen. 

(3) Hat der Teilnehmer den Verdacht, dass eine andere Person unberech-
tigt Kenntnis seines Personalisierten Sicherheitsmerkmals erlangt hat 
oder das Personalisierte Sicherheitsmerkmal verwendet, muss er eben-
falls eine Sperranzeige abgeben. 

 
7.2 Unterrichtung über nicht autorisierte oder fehlerhaft ausgeführte  
Aufträge 
Der Kontoinhaber hat die Sparkasse unverzüglich nach Feststellung eines 
nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Auftrags hierüber zu unter-
richten. 
 
8. Nutzungssperre 
8.1 Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers 
Die Sparkasse sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere im 
Fall der Sperranzeige nach Nummer 7.1, den Telefon-Banking-Zugang für 
ihn oder alle Teilnehmer. 
 
8.2 Sperre auf Veranlassung der Sparkasse 
(1) Die Sparkasse darf den Telefon-Banking-Zugang für einen Teilnehmer 
sperren, wenn 
– sie berechtigt ist, die Vereinbarung über die Teilnahme am Online- 

Banking/Telefon-Banking und an der Postbox aus wichtigem Grund zu 
kündigen, 

– sachliche Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit des Personali-
sierten Sicherheitsmerkmals dies rechtfertigen oder 

– der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betrügerischen Ver-
wendung des Personalisierten Sicherheitsmerkmals besteht. 

(2) Die Sparkasse wird den Konto-/Depotinhaber unter Angabe der hierfür 
maßgeblichen Gründe möglichst vor, spätestens jedoch unverzüglich 
nach der Sperre unterrichten. 

 
8.3 Aufhebung der Sperre 
Die Sparkasse wird eine Sperre aufheben oder das Personalisierte Sicher-
heitsmerkmal austauschen, wenn die Gründe für die Sperre nicht mehr 
gegeben sind. Hierüber unterrichtet sie den Konto-/Depotinhaber. 
 
9. Haftung  
9.1 Haftung der Sparkasse bei einer nicht autorisierten Telefon-Banking-
Verfügung und einer nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten Telefon-
Banking-Verfügung  
Die Haftung der Sparkasse bei einer nicht autorisierten Telefon-Banking-
Verfügung und einer nicht, fehlerhaft oder verspätet ausgeführten Tele-
fon-Banking-Verfügung richtet sich nach den für die jeweilige Auftragsart 
vereinbarten Bedingungen (z.B. Bedingungen für den Überweisungsver-
kehr, Bedingungen für das Wertpapiergeschäft.) 
 
9.2 Haftung des Konto-/Depotinhabers bei missbräuchlicher Nutzung sei-
nes Personalisierten Sicherheitsmerkmals  
9.2.1 Haftung des Kontoinhabers für nicht autorisierte Zahlungsvorgänge 
vor der Sperranzeige  
(1) Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorgänge vor der Sperranzeige auf 

der Nutzung eines verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst abhan-
den gekommenen Persönlichen Sicherheitsmerkmals oder auf der son-
stigen missbräuchlichen Verwendung eines Persönlichen Sicherheits-
merkmals, haftet der Kontoinhaber für den der Sparkasse hierdurch 
entstehenden Schaden bis zu einem Betrag von 50 Euro, ohne dass es 
darauf ankommt, ob den Teilnehmer ein Verschulden trifft. 

(2) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 
verpflichtet, wenn 

– es ihm nicht möglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das 
Abhandenkommen oder eine sonstige missbräuchliche Verwendung 
des Persönlichen Sicherheitsmerkmals vor dem nicht autorisierten Zah-
lungsvorgang zu bemerken, oder 

– der Verlust des Persönlichen Sicherheitsmerkmals durch einen Ange-
stellten, einen Agenten, eine Zweigniederlassung/Zweigstelle eines 
Zahlungsdienstleisters oder eine sonstige Stelle, an die Tätigkeiten des 
Zahlungsdienstleisters ausgelagert wurden, verursacht worden ist. 

(3) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungsvor-
gängen und hat der Teilnehmer in betrügerischer Absicht gehandelt 
oder seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, trägt der Kontoinhaber abwei-
chend von den Absätzen 1 und 2 den hierdurch entstandenen Schaden 
in vollem Umfang. Grobe Fahrlässigkeit des Teilnehmers kann insbe-
sondere dann vorliegen, wenn er 

– die missbräuchliche Nutzung des Personalisierten Sicherheitsmerk-
mals der Sparkasse nicht unverzüglich anzeigt, nachdem er hiervon 
Kenntnis erlangt hat (siehe Nummer 7.1 Absatz 1), 

– bei der Übermittlung des Personalisierten Sicherheitsmerkmals nicht 
sicherstellt, dass andere Personen dies nicht mithören können (siehe 
Nummer 6.2 Absatz 2), 

– das Personalisierte Sicherheitsmerkmal einer anderen Person mitge-
teilt und der Missbrauch dadurch verursacht wurde (siehe Nummer 6.2 
Absatz 2), 

– das Personalisierte Sicherheitsmerkmal und die Kontonummer oder die 
individuelle Kundenkennung zusammen verwahrt (siehe Nummer 6.2 
Absatz 2), 

– den Telefonspeicher nicht gelöscht oder überschrieben hat und daher 
eine andere Person Kenntnis vom Personalisierten Sicherheitsmerkmal 
erlangen konnte (siehe Nummer 6.2 Absatz 2). 

(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 3 ist der Kontoinhaber nicht zum 
Schadensersatz verpflichtet, wenn die Sparkasse vom Teilnehmer eine 
starke Kundenauthentifizierung nach § 1 Absatz 24 Zahlungsdienste-
aufsichtsgesetz nicht verlangt hat, obwohl die Sparkasse zur starken 
Kundenauthentifizierung nach § 68 Absatz 4 Zahlungsdiensteaufsichts-
gesetz verpflichtet war. 

(5) Die Haftung für Schäden, die innerhalb des Zeitraums, für den der Ver-
fügungsrahmen gilt, verursacht werden, beschränkt sich jeweils auf 
den vereinbarten Verfügungsrahmen. 

(6) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absät-
zen 1 und 3 verpflichtet, wenn der Teilnehmer die Sperranzeige nach 
Nummer 7.1 nicht abgeben konnte, weil die Sparkasse nicht die Mög-
lichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte. 

(7) Die Absätze 2 und 4 bis 6 finden keine Anwendung, wenn der Teilneh-
mer in betrügerischer Absicht gehandelt hat. 

(8) Ist der Kontoinhaber kein Verbraucher, gilt ergänzend Folgendes: 
– Der Kontoinhaber haftet für Schäden aufgrund von nicht autorisierten 

Zahlungsvorgängen über die Haftungsgrenze von 50 Euro nach den 
Absätzen 1 und 3 hinaus, wenn der Teilnehmer fahrlässig oder vor-
sätzlich gegen seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen 
Bedingungen verstoßen hat. 

– Die Haftungsbeschränkung in Absatz 2 erster Spiegelstrich findet keine 
Anwendung. 
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9.2.2 Haftung des Depotinhabers bei nicht autorisierten Wertpapiertrans-
aktionen vor der Sperranzeige  
Beruht eine nicht autorisierte Wertpapiertransaktion vor der Sperranzeige 
auf der missbräuchlichen Nutzung des Personalisierten Sicherheitsmerk-
mals und ist der Sparkasse hierdurch ein Schaden entstanden, haften der 
Depotinhaber und die Sparkasse nach den gesetzlichen Grundsätzen des 
Mitverschuldens. 
 
9.2.3 Haftung der Sparkasse ab der Sperranzeige  
Sobald die Sparkasse eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten hat, 
übernimmt sie alle danach durch nicht autorisierte Telefon-Banking-Verfü-
gungen entstehenden Schäden. Dies gilt nicht, wenn der Teilnehmer in 
betrügerischer Absicht gehandelt hat. 
 
9.2.4 Haftungsausschluss  
Haftungsansprüche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch 
begründenden Umstände auf einem ungewöhnlichen und unvorhersehba-
ren Ereignis beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses Ereignis 
beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der gebo-
tenen Sorgfalt von ihr nicht hätten vermieden werden können. 
 
10. Außergerichtliche Streitschlichtung und sonstige  
Beschwerdemöglichkeit  
Für die Beilegung von Streitigkeiten mit der Sparkasse kann sich der 
Konto-/Depotinhaber an die im „Preis- und Leistungsverzeichnis“ näher 
bezeichneten Streitschlichtungs- und Beschwerdestellen wenden. 
 
 
 

Bedingungen für die Nutzung der Postbox 
Fassung April 2022 

 
1. Leistungsangebot 
1.1 Diese Bedingungen regeln die Nutzung der „Elektronischen Post-
box“ der Sparkasse. Die Elektronische Postbox dient zum Empfang von 
„elektronischer Post“ der Sparkasse und ihrer Verbundpartner sowie 
zum Versenden von elektronischen Nachrichten an die Sparkasse. 
 
1.2 „Elektronische Post“ sind rechtsverbindliche Erklärungen, Doku-
mente und sonstige Mitteilungen der Sparkasse und ihrer Verbundpartner, 
die in die Elektronische Postbox eingestellt werden. Hierzu zählen insbe-
sondere rechtsverbindliche Erklärungen zur Geschäftsbeziehung (z. B. 
Änderungsangebote der Sparkasse zu den Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen bzw. zu der Teilnahmevereinbarung einschließlich der Entgelte), 
kontobezogene Informationen oder Geeignetheitserklärungen sowie nicht 
rechtsverbindliche werbliche Inhalte. Kontobezogene Informationen sind 
insbesondere Kontoauszüge einschließlich der darin enthaltenen Rech-
nungsabschlüsse, Anzeigen über die Nichtausführung von Aufträgen, die 
Sperrung von Authentifizierungsinstrumenten und deren Entsperrung, 
Informationen zu Kartenprodukten (z. B. Debitkarten und Kreditkarten) 
sowie weitere gesetzlich geschuldete Informationen. 
 
1.3 Der Teilnehmer bestimmt die Elektronische Postbox als Vorrichtung 
zum Empfang von elektronischer Post der Sparkasse und ihrer Verbund-
partner (Widmung). 
 
1.4 Die Elektronische Postbox steht dem Teilnehmer mit Einrichtung des 
Online-Banking Zugangs zur Verfügung. Der Empfang von Kreditkartenab-
rechnungen ist erst ab dem darauffolgenden Abrechnungsstichtag mög-
lich.  
 
1.5 Der Teilnehmer stellt sicher, dass ihm die Benachrichtigung (i. d. R. 
E-Mail) der Sparkasse über den Eingang neuer elektronischer Post, sofern 
vertraglich vereinbart, in die Elektronische Postbox auf dem elektronischen 
Kommunikationsweg zugehen kann. Der Teilnehmer hat die hierfür erfor-
derlichen Empfangsvorrichtungen empfangsbereit vorzuhalten (z. B. E-
Mail-Postfach mit ausreichendem Speicherplatz, App mit aktivierter Push 
Nachrichten Funktion) und der Sparkasse eine Änderung der Erreichbarkeit 
unverzüglich mitzuteilen (z. B. Änderung der E-Mail-Adresse bei Benach-
richtigungen per E-Mail, Änderung der Telefonnummer bei Benachrichti-
gungen per SMS). 
 
1.6 Der Teilnehmer hat den Inhalt der Elektronischen Postbox regelmäßig, 
spätestens alle 14 Tage sowie unverzüglich nach Erhalt einer Benachrichti-
gung zu kontrollieren. 
 
1.7 Der Teilnehmer kann jeglichen Inhalt der Elektronischen Postbox jeder-
zeit löschen. Die Sparkasse kann den Inhalt der Elektronischen Postbox 
nicht ändern oder löschen. 
 
1.8 Die Sparkasse ist berechtigt, für den Zugriff durch den Teilnehmer auf 
elektronische Post der Sparkasse und ihrer Verbundpartner dessen 
Authentifizierung (Überprüfung der Identität) zu verlangen, insbesondere 
wenn dies aus datenschutzrechtlichen oder anderen gesetzlichen Gründen 
erforderlich ist. Mit den hierfür vereinbarten Authentifizierungselementen 
(z. B. PIN/TAN-Verfahren) kann sich der Teilnehmer gegenüber der Spar-

kasse als berechtigter Teilnehmer ausweisen. Die Authentifizierung des 
Teilnehmers erfolgt, indem der Teilnehmer die vereinbarten Authentifizie-
rungselemente an die Sparkasse übermittelt. Soweit die Authentifizierung 
mangels des Vorliegens von einem Authentifizierungselement (z. B. TAN) 
nicht möglich ist, erfolgt die Zurverfügungstellung von elektronischer Post 
von Verbundpartnern per Post oder in einer anderen vereinbarten Form. 
 
1.9 Kann die elektronische Post nicht in der Elektronischen Postbox zur 
Verfügung gestellt werden, wird die Sparkasse den Teilnehmer per Post 
oder in einer anderen vereinbarten Form informieren. 
 
1.10 Die Beschaffenheit (z. B. technische Voraussetzungen für die Frei-
schaltung und den Empfang von elektronischer Post) und Funktionalität  
(z. B. Service-Leistungen, wie die Benachrichtigung per E-Mail) der Elek-
tronischen Postbox ergeben sich abschließend aus der „Online-Bedie-
nungsanleitung“ und den vertraglichen Vereinbarungen. 
 
1.11 Die Übermittlung von elektronischer Post erfolgt in geeigneten elek-
tronischen Dateiformaten (z. B. als „Portable Document Format", kurz PDF). 
Die Sparkasse weist den Teilnehmer darauf hin, dass der Ausdruck elek-
tronischer Post eine Kopie darstellt und ggfs. beweis- und steuerrechtlich 
einem Original nicht gleichgestellt ist. 
 
2. Änderungen an den Bedingungen 
Für Änderungen dieser Bedingungen sind die Regelungen in Nr. 2.2 der 
Bedingungen für die Kommunikation mit der 1822direkt maßgeblich. 
 
3. Steuerrechtliche Anerkennung 
Die steuerrechtliche Anerkennung von in der Elektronischen Postbox zur 
Verfügung gestellten Rechnungen und Kontoauszügen durch die Finanz-
verwaltung ist grundsätzlich gewährleistet. Bei Steuerpflichtigen ohne 
Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten besteht – mit Ausnahme  
von Steuerpflichtigen, die positive Überschusseinkünfte von mehr als 
500.000 € im Kalenderjahr erzielen – keine besondere Aufbewahrungs-
pflicht. Für die ggf. erforderliche revisionssichere Archivierung ist der 
Steuerpflichtige verantwortlich. 
 
 
 

Bedingungen für Gemeinschaftskonten 
 
1. Gesamtschuldnerische Haftung 
Für die Verbindlichkeiten aus den Gemeinschaftskonten/-depots haften die 
Kontoinhaber als Gesamtschuldner, d.h. die Frankfurter Sparkasse kann 
von jedem einzelnen  Kontoinhaber die Erfüllung sämtlicher Ansprüche for-
dern. 
 
2. Konto- und Depotmitteilungen 
Alle Mitteilungen wird die 1822direkt stets an die Postanschrift des ersten 
 Kontoinhabers richten, falls Postversand vereinbart worden ist (Ausnahme 
Postbox). Konto- und Kreditkündigungen sowie die Ankündigung  solcher 
Maßnahmen werden jedem Konto inhaber zugeleitet, sofern die Konto -
inhaber  verschiedene Postanschriften  angeben. 
 
3. Verfügungsberechtigung 
3.1 Verfügungsrechte des einzelnen Kontoinhabers 
Jeder Kontoinhaber darf über die Konten/Depots ohne Mitwirkung des 
anderen Konto inhabers  verfügen und zu Lasten der Konten/Depots alle mit 
der Konto-/Depotführung im Zusammenhang  stehenden Vereinbarungen 
treffen, sofern nicht nachstehend etwas anderes geregelt ist: 
 
– Kreditverträge und Kontoüberziehungen (geduldete und/oder einge-

räumte Kontoüberziehungen) 
Für den Abschluss und die Änderung von Kreditverträgen zu Lasten der 
Konten ist die Mitwirkung aller Kontoinhaber erforderlich. Jedoch ist 
jeder Kontoinhaber selbständig berechtigt, über die auf den Gemein-
schaftskonten gegebenenfalls eingeräumten Kredite (eingeräumte Kon-
toüberziehungen) jeder Art zu verfügen und von der Möglichkeit vor-
übergehender Kontoüberziehungen in dem vereinbarten Rahmen 
Gebrauch zu machen und das Konto bei entsprechender Duldung 
durch die Sparkasse auch darüber hinaus in Anspruch zu nehmen 
(geduldete Kontoüberziehung). 

– Finanztermin- und Devisentermingeschäfte 
Zum Abschluss und zur Durchführung von Finanztermin- und Devisen-
termingeschäften zu Lasten der Konten/Depots bedarf es einer Sonder-
vereinbarung mit allen Kontoinhabern. 

– Erteilung und Widerruf von Vollmachten 
Eine Konto-/Depotvollmacht kann nur von allen Kontoinhabern gemein-
schaftlich erteilt werden. Der Widerruf durch einen der Kontoinhaber 
führt zum Erlöschen der Vollmacht. Der Widerruf hat der 1822direkt 
gegenüber aus Beweisgründen möglichst schriftlich zu erfolgen. Die 
anderen Konto inhaber werden über den Widerruf unterrichtet. 

– Auflösung von Konten und Depots 
Die Auflösung oder Umschreibung einzelner Konten und Depots oder 
der gesamten Geschäftsverbindung ist nur durch alle Konto-/Depotin-
haber gemeinschaftlich möglich. Die Bestätigungen werden jedem 
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Kontoinhaber zugeleitet, sofern die Kontoinhaber verschiedene Post -
anschriften angeben. 

– Jeder Kontoinhaber kann für sich die Sperrung des Telefonverkehrs 
vornehmen. 

 
3.2 Widerruf der Einzelverfügungsberechtigung 
Jeder Kontoinhaber kann die Einzelverfügungsberechtigung der anderen 
Kontoinhaber jederzeit der 1822direkt gegenüber mit Wirkung für die 
Zukunft  widerrufen. Der Widerruf ist der 1822direkt unverzüglich – aus 
Beweisgründen möglichst schriftlich – mitzuteilen. Ab dem Eingang des 
Widerrufs können die Konto-/Depotinhaber nur noch gemeinschaftlich 
über die vom Widerruf betroffenen Konten/Depots verfügen. Dies gilt 
solange, bis die Konto-/Depotinhaber der 1822direkt einvernehmlich eine 
hiervon abweichende Weisung erteilt haben. 
 
3.3 Regelung für den Todesfall eines Kontoinhabers 
Nach dem Tod eines Konto-/Depotinhabers bleiben die Befugnisse der 
anderen Inhaber unverändert bestehen. Lautete das Konto/Depot 
ursprünglich nur auf zwei Personen, kann der überlebende  Inhaber ohne 
Mitwirkung der Erben die Konten/Depots auflösen, wenn ihm zu diesem 
Zeitpunkt  Einzelverfügungsberechtigung eingeräumt ist. Jeder Erbe kann 
die Einzelverfügungsberechtigung der Kontoinhaber mit Wirkung für sich 
widerrufen. Widerruft ein Miterbe, bedarf jede Verfügung über die Kon-
ten/Depots seiner Mitwirkung. Widerrufen sämtliche Miterben die Einzel-
verfügungsberechtigung der überlebenden Konto-/Depotinhaber, so kön-
nen diese nur noch gemeinschaftlich mit sämtlichen  Miterben über die 
Konten/Depots verfügen. Verfügungen über Konten/Depots sind nur noch 
schriftlich möglich. 
 
Ergänzend zu diesen Sonderbedingungen gelten die Allgemeinen 
Geschäfts bedingungen der Sparkasse. 
 
 
 

Bedingungen für Wertpapiergeschäfte  
Fassung November 2018 

 
Diese Sonderbedingungen gelten für den Kauf oder Verkauf sowie für die 
Verwahrung von Wer t papieren, und zwar auch dann, wenn die Rechte 
nicht in Urkunden verbrieft sind (nachstehend „Wertpapiere”). 
 
Geschäfte in Wertpapieren 
 
1. Formen des Wertpapiergeschäfts/Verzicht des Kunden auf  
Herausgabe von Vertriebsvergütungen 
1.1 Kommissions-/Festpreisgeschäfte 
Sparkasse und Kunde schließen Wertpapiergeschäfte in Form von Kom-
missionsgeschäften (1.2) oder Festpreisgeschäften (1.3) ab. 
 
1.2 Kommissionsgeschäfte 
Führt die Sparkasse Aufträge ihres Kunden zum Kauf oder Verkauf von 
Wertpapieren als Kommissionärin aus, schließt sie für Rechnung des Kun-
den mit einem anderen Marktteilnehmer oder einer Zentralen Gegenpartei 
ein Kauf- oder Verkaufsgeschäft (Ausführungsgeschäft) ab oder sie beauf-
tragt einen anderen Kommissionär (Zwischenkommissionär), ein Ausfüh-
rungsgeschäft abzuschließen. Im Rahmen des elektronischen Handels an 
einer Börse kann der Auftrag des Kunden auch gegen die Sparkasse oder 
den Zwischenkommissionär unmittelbar ausgeführt werden, wenn die 
Bedingungen des Börsenhandels dies zulassen. 
 
1.3 Festpreisgeschäfte 
Vereinbaren Sparkasse und Kunde miteinander für das einzelne Geschäft 
einen festen oder bestimmbaren Preis (Festpreisgeschäft), so kommt ein 
Kaufvertrag zustande; dementsprechend übernimmt die Sparkasse vom 
Kunden die Wertpapiere als Käuferin, oder sie liefert die Wertpapiere an 
ihn als Verkäuferin. Die Sparkasse berechnet dem Kunden den vereinbar-
ten Preis, bei verzinslichen Schuldverschreibungen zuzüglich aufgelaufener 
Zinsen (Stückzinsen). 
 
1.4 Verzicht des Kunden auf Herausgabe von Vertriebsvergütungen 
Die Sparkasse erhält im Zusammenhang mit Wertpapiergeschäften, die  
sie mit Kunden über Anteile an Investmentvermögen, Zertifikate oder struk-
turierte Anleihen, verzinsliche Wertpapiere und andere Finanzinstrumente 
abschließt, umsatzabhängige Zahlungen von Dritten (z.B. Kapitalver- 
waltungsgesellschaften, EU-Verwaltungsgesellschaften, ausländischen  
Verwaltungsgesellschaften, Zertifikate-/Anleiheemittenten, anderen Wert-
papierdienstleistungsunternehmen, einschließlich Unternehmen der Spar-
kassen-Finanzgruppe), die diese an die Sparkasse für den Vertrieb der 
Wertpapiere leisten („Vertriebsvergütungen“). 
Vertriebsvergütungen werden als einmalige und als laufende Vertriebsver-
gütungen gezahlt. Einmalige Vertriebsvergütungen fallen beim Vertrieb von 
Anteilen an Investmentvermögen, Zertifikaten oder strukturierten Anleihen 
und verzinslichen Wertpapieren an. Sie werden von dem Dritten als einma-
lige, umsatzabhängige Vergütung an die Sparkasse geleistet. Die Höhe der 
einmaligen Vertriebsvergütung beträgt in der Regel beispielsweise bei 
Rentenfonds zwischen 0,1 und 5,5% des Nettoinventarwerts des Anteils, 

bei Aktienfonds, offenen Immobilienfonds und Misch- bzw. Dachfonds 
zwischen 0,1 und 5,75% des Nettoinventarwerts des Anteils, bei Zertifika-
ten und strukturierten Anleihen zwischen 0,1 und 5% des Nennbetrages 
und bei verzinslichen Wertpapieren zwischen 0,1 und 3,5% des Nennbe-
trages. Laufende Vertriebsvergütungen fallen im Zusammenhang mit dem 
Verkauf von Anteilen an Investmentvermögen und in Ausnahmefällen im 
Zusammenhang mit dem Verkauf von Zertifikaten oder strukturierten 
Anleihen und verzinslichen Wertpapieren an. Sie werden von dem Dritten 
als wiederkehrende, bestandsabhängige Vergütung an die Sparkasse gelei-
stet. Die Höhe der laufenden Vertriebsvergütung beträgt in der Regel bei-
spielsweise bei Rentenfonds zwischen 0,1 und 1,2% p.a., bei Aktienfonds 
zwischen 0,1 und 1,5% p.a., bei offenen Immobilienfonds zwischen 0,1 
und 0,6% p.a. und bei Misch- bzw. Dachfonds zwischen 0,1 und 1,7% p.a. 
Sofern auch bei dem Vertrieb von Zertifikaten oder strukturierten Anleihen 
und verzinslichen Wertpapieren laufende Vertriebsvergütungen gezahlt 
werden, beträgt die laufende Vertriebsvergütung in der Regel zwischen 0,1 
und 1,5% p.a. Einzelheiten zu den Vertriebsvergütungen teilt die Sparkas-
se dem Kunden jeweils vor dem Abschluss eines Wertpapiergeschäfts mit. 
Der Kunde erklärt sich damit einverstanden, dass die Sparkasse die von 
dem Dritten an sie geleisteten Vertriebsvergütungen behält, vorausgesetzt, 
dass die Sparkasse die Vertriebsvergütungen nach den Vorschriften des 
Wertpapierhandelsgesetzes (insbesondere § 70 WpHG) annehmen darf. 
Insoweit treffen der Kunde und die Sparkasse die von der gesetzlichen 
Regelung des Rechts der Geschäftsbesorgung (§§ 675, 667 BGB, 384 
HGB) abweichende Vereinbarung, dass ein Anspruch des Kunden gegen 
die Sparkasse auf Herausgabe der Vertriebsvergütungen nicht entsteht. 
Ohne diese Vereinbarung müsste die Sparkasse – die Anwendbarkeit des 
Rechts der Geschäftsbesorgung auf alle zwischen der Sparkasse und dem 
Kunden geschlossenen Wertpapiergeschäfte unterstellt – die Vertriebsver-
gütungen an den Kunden herausgeben. 
 
2. Allgemeine Grundsätze der Auftragsausführung  
für Wertpapiergeschäfte 
Die Sparkasse führt Wertpapiergeschäfte nach ihren jeweils geltenden All-
gemeinen Grundsätzen der Auftragsausführung aus. Diese Grundsätze sind 
Bestandteil der Sonderbedingungen. Die Sparkasse ist berechtigt, die All-
gemeinen Grundsätze der Auftragsausführung entsprechend den auf-
sichtsrechtlichen Vorgaben zu ändern. Über die Änderungen der Allgemei-
nen Grundsätze der Auftragsausführung wird die Sparkasse den Kunden 
jeweils informieren. 
 
Besondere Regelungen für das Kommissionsgeschäft 
 
3. Usancen/Unterrichtung/Preis 
3.1 Geltung von Rechtsvorschriften/Usancen/Geschäftsbedingungen 
Die Ausführungsgeschäfte unterliegen den für den Wertpapierhandel am 
Ausführungsplatz geltenden Rechtsvorschriften und Geschäftsbedingun-
gen (Usancen); daneben gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
des Vertragspartners der Sparkasse. 
 
3.2 Unterrichtung 
Über die Ausführung des Auftrags wird die Sparkasse den Kunden unver-
züglich unterrichten. Wurde der Auftrag des Kunden im elektronischen 
Handel an einer Börse gegen die Sparkasse oder den Zwischenkommissio-
när unmittelbar ausgeführt, bedarf es keiner gesonderten Benachrichti-
gung. 
 
3.3 Preis des Ausführungsgeschäfts/Entgelt/Aufwendungen 
Die Sparkasse rechnet gegenüber dem Kunden den Preis des Ausfüh-
rungsgeschäfts ab. Sie ist berechtigt, ihr Entgelt in Rechnung zu stellen. 
Der Ersatz von Aufwendungen der Sparkasse richtet sich nach den gesetz-
lichen Vorschriften. 
 
4. Erfordernis eines ausreichenden Kontoguthabens/ 
Depotbestandes 
Die Sparkasse ist zur Ausführung von Aufträgen oder zur Ausübung von 
Bezugsrechten nur insoweit verpflichtet, als das Guthaben des Kunden, ein 
für Wertpapiergeschäfte nutzbarer Kredit oder der Depotbestand des Kun-
den zur Ausführung ausreichen. Führt die Sparkasse den Auftrag ganz 
oder teilweise nicht aus, so wird sie den Kunden unverzüglich unterrichten. 
 
5. Festsetzung von Preisgrenzen 
Der Kunde kann der Sparkasse bei der Erteilung von Aufträgen Preisgren-
zen für das Ausführungsgeschäft vorgeben (preislich limitierte Aufträge). 
 
6. Gültigkeitsdauer von unbefristeten Kundenaufträgen 
6.1 Preislich unlimitierte Aufträge 
Ein preislich unlimitierter Auftrag gilt entsprechend den Ausführungs-
grundsätzen (2.) nur für einen Handelstag; ist der Auftrag für eine gleichtä-
gige Ausführung nicht so rechtzeitig eingegangen, dass seine Berücksich-
tigung im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufes möglich ist, so 
wird er für den nächsten Handelstag vorgemerkt. Wird der Auftrag nicht 
ausgeführt, so wird die Sparkasse den Kunden hiervon unverzüglich 
benachrichtigen. 
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6.2 Preislich limitierte Aufträge 
Ein preislich limitierter Auftrag ist bis zum letzten Handelstag des laufen-
den Monats gültig (Monats-Ultimo). Ein am letzten Handelstag eines 
Monats eingehender Auftrag wird, sofern er nicht am selben Tag ausge-
führt wird, entsprechend den Ausführungsgrundsätzen (2.) für den näch-
sten Monat vorgemerkt. Die Sparkasse wird den Kunden über die Gültig-
keitsdauer seines Auftrags unverzüglich unterrichten. 
 
7. Gültigkeitsdauer von Aufträgen zum Kauf oder  
Verkauf von Bezugsrechten 
Preislich unlimitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Bezugsrechten 
sind für die Dauer des Bezugsrechtshandels gültig. Preislich limitierte Auf-
träge zum Kauf oder Verkauf von Bezugsrechten erlöschen mit Ablauf des 
vorletzten Tages des Bezugsrechtshandels. Die Gültigkeitsdauer von Auf -
trägen zum Kauf oder Verkauf ausländischer Bezugsrechte bestimmt sich 
nach den maßgeblichen ausländischen Usancen. Für die Behandlung von 
Bezugsrechten, die am letzten Tag des Bezugsrechtshandels zum Depot-
bestand des Kunden gehören, gilt 15. Abs. 1. 
 
8. Erlöschen laufender Aufträge 
8.1 Dividendenzahlungen, sonstige Ausschüttungen, Einräumung von 
Bezugsrechten, Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 
Preislich limitierte Aufträge zum Kauf oder Verkauf von Aktien an inländi-
schen Ausführungsplätzen erlöschen bei Dividendenzahlung, sonstigen 
Ausschüttungen, der Einräumung von Bezugsrechten oder einer Kapitaler-
höhung aus Gesellschaftsmitteln mit Ablauf des Handelstages, an dem die 
Aktien letztmalig einschließlich der vorgenannten Rechte gehandelt wer-
den, sofern die jeweiligen Regelungen des Ausführungsplatzes ein Erlö-
schen vorsehen. Bei Veränderung der Einzahlungsquote teileingezahlter 
Aktien oder des Nennwertes von Aktien und im Falle des Aktiensplittings 
erlöschen preislich limitierte Aufträge mit Ablauf des Handelstages vor 
dem Tag, an dem die Aktien mit erhöhter Einzahlungsquote bzw. mit dem 
veränderten Nennwert bzw. gesplittet notiert werden. 
 
8.2 Kursaussetzung 
Wenn an einem inländischen Ausführungsplatz die Preisfeststellung wegen 
besonderer Umstände im Bereich des Emittenten unterbleibt (Kursausset-
zung), erlöschen sämtliche an diesem Ausführungsplatz auszuführenden 
Kundenaufträge für die betreffenden Wertpapiere, sofern die Bedingungen 
des Ausführungsplatzes dies vorsehen. 
 
8.3 Ausführung von Kundengeschäften an ausländischen  
Ausführungsplätzen 
Bei der Ausführung von Kundengeschäften an ausländischen Ausführungs-
plätzen gelten insoweit die Usancen der ausländischen Ausführungsplätze. 
 
8.4 Benachrichtigung  
Von dem Erlöschen eines Kundenauftrags wird die Sparkasse den Kunden 
unverzüglich benachrichtigen. 
 
9. Haftung der Sparkasse bei Kommissionsgeschäften 
Die Sparkasse haftet für die ordnungsgemäße Erfüllung des Ausführungs-
geschäfts durch ihren Vertragspartner oder den Vertragspartner des  
Zwischenkommissionärs. Bis zum Abschluss eines  Ausführungsgeschäfts 
haftet die Sparkasse bei der Beauftragung eines Zwischenkommissionärs 
nur für dessen sorgfältige Auswahl und Unterweisung.  
 
Erfüllung der Wertpapiergeschäfte 
 
10. Erfüllung im Inland als Regelfall 
Die Sparkasse erfüllt Wertpapiergeschäfte im Inland, soweit nicht die 
nachfolgenden Bedingungen oder eine anderweitige Vereinbarung die 
Anschaffung im Ausland vorsehen. 
 
11. Anschaffung im Inland 
Bei der Erfüllung im Inland verschafft die Sparkasse dem Kunden, sofern 
die Wertpapiere zur Girosammelverwahrung bei der deutschen Wertpa-
piersammelbank (Clearstream Banking AG) zugelassen sind, Miteigentum 
an diesem Sammelbestand – Girosammel-Depotgutschrift – (GS-Gut-
schrift). Soweit Wertpapiere nicht zur Girosammelverwahrung zugelassen 
sind, wird dem Kunden Alleineigentum an Wertpapieren verschafft. Diese 
Wertpapiere verwahrt die Sparkasse für den Kunden gesondert von ihren 
eigenen Beständen und von denen Dritter (Streifbandverwahrung). 
 
12. Anschaffung im Ausland 
12.1 Anschaffungsvereinbarung 
Die Sparkasse schafft die Wertpapiere im Ausland an, wenn sie als Kom-
missionärin Kaufauf träge in in- oder ausländischen Wertpapieren im  
Ausland ausführt oder sie dem Kunden im Wege eines Festpreisgeschäfts 
ausländische Wertpapiere verkauft, die im Inland weder börslich noch 
außerbörslich gehandelt werden oder sie als Kommissionärin Kaufaufträge 
in ausländischen Wert papieren ausführt oder dem Kunden ausländische 
Wertpapiere im Wege eines Festpreisgeschäfts verkauft, die zwar im 
Inland börslich oder außerbörslich gehandelt, üblicherweise aber im Aus-
land angeschafft werden. 
 

12.2 Einschaltung von Zwischenverwahrern 
Die Sparkasse wird die im Ausland angeschafften Wertpapiere im Ausland 
verwahren lassen. Hiermit wird sie einen anderen in- oder ausländischen 
Verwahrer (z.B. Clearstream Banking AG) beauftragen oder eine eigene 
ausländische Geschäftsstelle damit betrauen. Die Verwahrung der Wertpa-
piere unterliegt den Rechtsvorschriften und Usancen des Verwahrungsor-
tes und den für den oder die ausländischen Verwahrer geltenden Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen. 
 
12.3 Gutschrift in Wertpapierrechnung 
Die Sparkasse wird sich nach pflichtgemäßem Ermessen unter Wahrung 
der Interessen des Kunden das Eigentum oder Miteigentum an den Wert-
papieren oder eine andere im Lagerland übliche, gleichwertige Rechtsstel-
lung verschaffen und diese Rechtsstellung treuhänderisch für den Kunden 
halten. Hierüber erteilt sie dem Kunden Gutschrift in Wertpapierrechnung 
(WR-Gutschrift) unter Angabe des ausländischen Staates, in dem sich die 
Wertpapiere befinden (Lagerland). 
 
12.4 Deckungsbestand 
Die Sparkasse braucht die Auslieferungsansprüche des Kunden aus der 
ihm erteilten WRGutschrift nur aus dem von ihr im Ausland unterhaltenen 
Deckungsbestand zu erfüllen. Der Deckungs bestand besteht aus den im 
Lagerland für die Kunden und für die Sparkasse aufbewahrten Wertpapie-
ren derselben Gattung. Ein Kunde, dem eine WR-Gutschrift erteilt worden 
ist, trägt daher anteilig alle wirtschaftlichen und rechtlichen Nachteile und 
Schäden, die den Deckungsbestand als Folge von höherer Gewalt, Aufruhr, 
Kriegs- und Naturereignissen oder durch sonstige von der Sparkasse nicht 
zu vertretende Zugriffe Dritter im Ausland oder im Zusammenhang mit 
Verfügungen von hoher Hand des In- oder Auslandes treffen sollten. 
 
12.5 Behandlung der Gegenleistung 
Hat ein Kunde nach Absatz 4 Nachteile und Schäden am Deckungsbe-
stand zu tragen, so ist die  Sparkasse nicht verpflichtet, dem Kunden den 
Kaufpreis zurückzuerstatten.  
 
Die Dienstleistungen im Rahmen der Verwahrung 
 
13. Depotauszug 
Die Sparkasse erteilt mindestens einmal jährlich einen Depotauszug. 
 
14. Einlösung von Wertpapieren/Bogenerneuerung 
14.1 Inlandsverwahrte Wertpapiere 
Bei im Inland verwahrten Wertpapieren sorgt die Sparkasse für die Einlö-
sung von Zins-, Gewinnanteil- und Ertragscheinen sowie von rückzahlbaren 
Wertpapieren bei deren Fälligkeit. Der Gegenwert von Zins-, Gewinnanteil- 
und Ertragscheinen sowie von fälligen Wertpapieren jeder Art wird unter 
dem Vorbehalt gutgeschrieben, dass die Sparkasse den Betrag erhält, und 
zwar auch dann, wenn die Papiere bei der Sparkasse selbst zahlbar sind. 
Die Sparkasse besorgt neue Zins-, Gewinnanteil- und Ertragscheinbogen 
(Bogenerneuerung). 
 
14.2 Auslandsverwahrte Wertpapiere 
Diese Pflichten obliegen bei im Ausland verwahrten Wertpapieren dem 
ausländischen Verwahrer. 
 
14.3 Auslosung und Kündigung von Schuldverschreibungen 
Bei im Inland verwahrten Schuldverschreibungen überwacht die Sparkasse 
den Zeitpunkt der Rückzahlung infolge Auslosung und Kündigung anhand 
der Veröffentlichungen in den „Wertpapier-Mitteilungen“. Bei einer Auslo-
sung von im Ausland verwahrten rückzahlbaren Schuldverschreibungen, 
die anhand deren Urkundennummern erfolgt (Nummernauslosung), wird 
die Sparkasse nach ihrer Wahl dem Kunden für die ihm in Wertpapier-
rechnung gutgeschriebenen Wertpapiere entweder Urkundennummern für 
die Auslosungszwecke zuordnen oder in einer internen Auslosung die Auf-
teilung des auf den Deckungsbestand entfallenden Betrages auf die Kun-
den vornehmen. Diese interne Auslosung wird unter Aufsicht einer neutra-
len Prüfungsstelle vorgenommen; sie kann stattdessen unter Einsatz einer 
elektronischen Datenverarbeitungsanlage durchgeführt werden, sofern eine 
neutrale Auslosung gewährleistet ist. 
 
14.4 Einlösung in fremder Währung 
Werden Zins-, Gewinnanteil- und Ertragscheine sowie fällige Wertpapiere 
in ausländischer Währung oder Rechnungseinheiten eingelöst, wird die 
Sparkasse den Einlösungsbetrag auf dem Konto des Kunden in dieser 
Währung gutschreiben, sofern der Kunde ein Konto in dieser Währung 
unterhält. Anderenfalls wird sie dem Kunden hierüber eine Gutschrift in 
Euro erteilen, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist. 
 
15. Behandlung von Bezugsrechten/Optionsscheinen/ 
Wandelschuldverschreibungen 
15.1 Bezugsrechte 
Über die Einräumung von Bezugsrechten wird die Sparkasse den Kunden 
benachrichtigen, wenn hierüber eine Bekanntmachung in den „Wertpapier-
Mitteilungen“ erschienen ist. Soweit die Sparkasse bis zum Ablauf des 
vorletzten Tages des Bezugsrechtshandels keine andere Weisung des Kun-
den erhalten hat, wird sie sämtliche zum Depotbestand des Kunden gehö-
renden inländischen Bezugsrechte bestens verkaufen; ausländische 
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Bezugsrechte darf die Sparkasse gemäß den im Ausland geltenden 
Usancen bestens verwerten lassen. 
 
15.2 Options- und Wandlungsrechte 
Über den Verfall von Rechten aus Optionsscheinen oder Wandlungsrech-
ten aus Wandelschuldverschreibungen wird die Sparkasse den Kunden mit 
der Bitte um Weisung benachrichtigen, wenn auf den Verfalltag in den 
„Wertpapier-Mitteilungen“ hingewiesen worden ist. 
 
16. Weitergabe von Nachrichten 
Werden in den „Wertpapier-Mitteilungen“ Informationen veröffentlicht, die 
die Wertpapiere des  Kunden betreffen oder werden der Sparkasse solche 
Informationen vom Emittenten oder von ihrem ausländischen Verwahrer/ 
Zwischenverwahrer übermittelt, so wird die Sparkasse dem Kunden diese 
Informationen zur Kenntnis geben, soweit sich diese auf die Rechtsposition 
des Kunden erheblich auswirken können und die Benachrichtigung des 
Kunden zur Wahrung seiner Interessen erforderlich ist. So wird sie insbe-
sondere Informationen über gesetzliche Abfindungs- und Umtauschange-
bote, freiwillige Kauf- und Umtauschangebote, Sanierungsverfahren zur 
Kenntnis geben. Eine Benachrichtigung kann unterbleiben, wenn die Infor-
mation bei der Sparkasse nicht rechtzeitig eingegangen ist oder die vom 
Kunden zu ergreifenden Maßnahmen wirtschaftlich nicht zu vertreten sind, 
weil die anfallenden Kosten in einem Missverhältnis zu den möglichen 
Ansprüchen des Kunden stehen. 
 
17. Prüfungspflicht der Sparkasse 
Die Sparkasse prüft anhand der Bekanntmachungen in den „Wertpapier-
Mitteilungen“ einmalig bei der Einlieferung von Wertpapierurkunden, ob 
diese von Verlustmeldungen (Opposition), Zahlungssperren und derglei-
chen betroffen sind. Die Überprüfung auf Aufgebotsverfahren zur Kraftlos-
erklärung von Wertpapierurkunden erfolgt auch nach Einlieferung. 
 
18. Umtausch sowie Ausbuchung und Vernichtung von Urkunden 
18.1 Urkundenumtausch 
Die Sparkasse darf ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden einer in 
den „Wertpapier-Mitteilungen“ bekannt gemachten Aufforderung zur Ein-
reichung von Wertpapierurkunden Folge leisten, wenn diese Einreichung 
offensichtlich im Kundeninteresse liegt und damit auch keine Anlageent-
scheidung verbunden ist (wie z.B. nach der Fusion der Emittentin mit einer 
anderen Gesellschaft oder bei inhaltlicher Unrichtigkeit der Wertpapierur-
kunden). Der Kunde wird hierüber unterrichtet. 
 
18.2 Ausbuchung und Vernichtung nach Verlust der  
Wertpapiereigenschaft 
Verlieren die für den Kunden verwahrten Wertpapierurkunden ihre Wertpa-
piereigenschaft durch  Erlöschen der darin verbrieften Rechte, so können 
sie zum Zwecke der Vernichtung aus dem Depot des Kunden ausgebucht 
werden. Im Inland verwahrte Urkunden werden, soweit möglich, dem Kun-
den auf Verlangen zur Verfügung gestellt. Der Kunde wird über die Ausbu-
chung, die Möglichkeit der Auslieferung und die mögliche Vernichtung 
unterrichtet. Erteilt er keine Weisung, so kann die Sparkasse die Urkunden 
nach Ablauf einer Frist von zwei Monaten nach Absendung der Mitteilung 
an den Kunden vernichten. 
 
19. Haftung 
19.1 Inlandsverwahrung 
Bei der Verwahrung von Wertpapieren im Inland haftet die Sparkasse für 
jedes Verschulden ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit dem Kunden eine GS-Gutschrift 
erteilt wird, haftet die Sparkasse auch für die Erfüllung der Pflichten der 
Clearstream Banking AG. 
 
19.2 Auslandsverwahrung 
Bei der Verwahrung von Wertpapieren im Ausland beschränkt sich die 
Haftung der Sparkasse auf die sorgfältige Auswahl und Unterweisung des 
von ihr beauftragten ausländischen Verwahrers oder Zwischenverwahrers. 
Bei einer Zwischenverwahrung durch die Clearstream Banking AG oder 
einen anderen inländischen Zwischenverwahrer sowie einer Verwahrung 
durch eine eigene ausländische Geschäftsstelle haftet die Sparkasse für 
deren Verschulden. 
 
20. Sonstiges 
20.1 Auskunftsersuchen 
Ausländische Wertpapiere, die im Ausland angeschafft oder veräußert 
werden oder die ein Kunde von der Sparkasse im Inland oder im Ausland 
verwahren lässt, unterliegen regelmäßig einer ausländischen Rechtsord-
nung. Rechte und Pflichten der Sparkasse oder des Kunden bestimmen 
sich daher auch nach dieser Rechtsordnung, die auch die Offenlegung des 
Namens des Kunden  vorsehen kann. Die Sparkasse wird entsprechende 
Auskünfte an ausländische Stellen erteilen, soweit sie hierzu verpflichtet 
ist; sie wird den Kunden hierüber benachrichtigen. 
 
20.2 Einlieferung/Überträge 
Diese Sonderbedingungen gelten auch, wenn der Kunde der Sparkasse in- 
oder ausländische Wertpapiere zur Verwahrung effektiv einliefert oder 
Depotguthaben von einem anderen Verwahrer übertragen lässt. Verlangt 

der Kunde die Verwahrung im Ausland, wird ihm eine WRGutschrift nach 
Maßgabe dieser Sonderbedingungen erteilt. 
 
 
 

Bedingungen für den außerbörslichen 
 Wertpapierhandel mittels elektronischer 
Medien 
 
Diese Sonderbedingungen regeln für den Bereich des Direktbank-
Geschäfts der Frankfurter Sparkasse den durch die 1822direkt vermittelten 
Zugang zum  sogenannten außerbörslichen Wertpapierhandel mittels elek-
tronischer Medien. Gegenüber dem Kunden wird die Frankfurter Sparkasse 
durch die 1822direkt vertreten und unmittelbar berechtigt und  verpflichtet.  
 
Das eigentliche Handelsgeschäft (Wertpapierkauf oder -verkauf) kommt 
 ausschließlich zwischen der Frankfurter Sparkasse als Kommissionärin für 
den Kunden und dem  Handelspartner zustande.  
 
Die hier festgelegten Bedingungen gelten ergänzend zu den Bedingungen 
für Wertpapiergeschäfte, ggf. den Bedingungen für das Online-Banking 
und den Allge meinen Geschäftsbedingungen.  
 
1. Außerbörslicher Handel  
Der Kunde erhält nach Abschluss der Vereinbarung über die Teilnahme am 
außer börslichen Wert papierhandel die Möglichkeit, über elektronische 
Medien Aufträge zu Wertpapiergeschäften im außerbörslichen Handel zu 
erteilen. Der  Handel erfolgt  ausschließlich mit dem jeweiligen Teilnehmer 
am System des außerbörslichen Handels, der das gewünschte und handel-
bare Wertpapier anbietet  (Handelspartner).  
 
1.1 Kursangaben 
Die Handelspartner geben Wertpapierhandelskurse an, sogenannte Quotes. 
Diese  Quotes werden  dem Kunden durch die 1822direkt über elektroni-
sche Medien  übermittelt. Die Quotes sind unverbindlich und stellen ledig-
lich eine Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes zum Kauf oder Ver-
kauf des jeweiligen Wertpapiers dar. 
 
1.2 Auftragserteilung 
Der Kunde erteilt der Frankfurter Sparkasse über die 1822direkt mittels 
elektronischer Medien und unter Beachtung der hierfür vorgesehenen 
Sicherheitsvorschriften einen Auftrag zum Abschluss eines Wertpapierge-
schäfts unter Angabe der  Wertpapier kennummer (WKN) und der von ihm 
gewünschten Quote. Die 1822direkt übernimmt die technische Übermitt-
lung des Auftrags (Angebot zum Abschluss eines Kaufvertrages) an den 
Handelspartner. Die Frankfurter Sparkasse führt den  Auftrag als Kommis-
sionärin für den Kunden aus. 
 
1.3 Ausführung/Abwicklung 
Der Handelspartner ist nicht zum Abschluss eines Kaufvertrages zu der 
vom  Handelspartner genannten Quote verpflichtet. Wird das Angebot vom 
jeweiligen Handelspartner angenommen, erfolgt über elektronische Medien 
eine Bestätigung des Kaufvertrages an den Kunden. Wird das Angebot 
nicht angenommen, erfolgt ebenfalls online eine Benachrichtigung. 
 
Erhält der Kunde keine Rückmeldung, liegt eine Störung des Systems vor. 
Er ist  verpflichtet, sich in einem solchen Fall sofort telefonisch mit der 
1822direkt in Verbindung zu setzen. 
 
2. Handelszeiten 
Die Frankfurter Sparkasse ist berechtigt, die Handelszeiten auszuweiten 
oder einzuschränken. Die jeweils  gültigen Handelszeiten können bei der 
1822direkt erfragt oder über das Internetportal der 1822direkt abgerufen 
werden. Insbesondere findet an gesetzlichen Feiertagen kein außerbörsli-
cher  Handel statt, es sei denn, an den deutschen Börsen wird gehandelt. 
Die Handelspartner sind innerhalb der Handelszeiten nicht verpflichtet, 
Quotes zu ver öffentlichen. 
 
3. Handelbare Wertpapiere 
Die Frankfurter Sparkasse ist berechtigt, die handelbaren Wertpapiere 
nach Art und Umfang auszuweiten oder einzuschränken. Die jeweils han-
delbaren Wertpapiere können bei der 1822direkt erfragt oder über das 
Internetportal der 1822direkt abgerufen werden. 
 
4. Mistrades/Aufhebung eines Geschäftes 
Ein Geschäft kann auf Verlangen des Kunden oder des Handelspartners 
aufgehoben werden, wenn 
 
■ der Preis des zustande gekommenen Geschäfts objektiv erkennbar 

erheblich von einem marktadäquaten Preis – dem Referenzpreis – 
abweicht und 

■ der Handelspartner und/oder der Kunde unverzüglich geltend macht, 
dass er den Preis oder den Geschäftsabschluss irrtümlich oder unrich-
tig in das System eingegeben hat und  
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■ die jeweiligen vom Handelspartner festgesetzten Bedingungen für die 
Aufhebung eines Geschäfts erfüllt sind. 

 
Im Einzelnen können die Handelspartner unterschiedliche Bedingungen für 
die Aufhebung eines Geschäfts vorgeben, z.B. bis wann spätestens eine 
Aufhebung geltend gemacht werden muss oder eine Mindesthöhe für auf-
hebbare Geschäfte. Diese, je Handelspartner unterschiedlichen Bedingun-
gen sind über das Internetportal der 1822direkt abrufbar. 
 
5. Haftung 
5.1 Haftung für Bereitschaft des Systems 
Für Störungen, insbesondere für den vorübergehend oder dauerhaft  
nicht möglichen Zugang zum außerbörslichen Wertpapierhandel oder ein-
zelner Handelspartner, haftet die Frankfurter Sparkasse nur bei eigenem 
vorsätzlichem oder grob fahrlässigem Verschulden. Gleiches gilt für die 
1822direkt, sollte sie im Einzelfall persönlich haften. 
 
5.2 Haftung für Kommunikationswege 
Die Frankfurter Sparkasse übernimmt keinerlei Haftung für Schäden,  
die durch Fehler im Kommunikationssystem Dritter (z.B. Telekom AG) 
 verursacht werden. 
 
6. Kündigung der Vereinbarung 
6.1 Ordentliche Kündigung 
Beide Parteien können die Vereinbarung jederzeit ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist kündigen. Kündigt die Frankfurter Sparkasse, so wird sie 
den berechtigten Belangen des Kunden angemessen Rechnung tragen, 
insbesondere nicht zur Unzeit kündigen. 
 
6.2 Kündigung aus wichtigem Grund 
Sowohl die Frankfurter Sparkasse, als auch der Kunde können jederzeit 
fristlos kündigen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, aufgrund dessen dem 
Kündigenden die Fortsetzung der Vereinbarung nicht zugemutet werden 
kann. Für die Frankfurter Sparkasse ist ein solcher Kündigungsgrund  
insbesondere gegeben, wenn ein Missbrauch des Handelssystems als 
 Preisinformationssystem vorliegt oder sog. Intraday-Handel betrieben wird. 
 
7. Verjährung 
Schadensersatzansprüche des Kunden gegenüber der Frankfurter  
Sparkasse verjähren sechs Monate nachdem der Kunde von dem schädi-
genden Ereignis Kenntnis genommen hat, spätestens jedoch ein Jahr  
nach Abschluss des jeweiligen Geschäftes. 
 
 
 

Bedingungen für Wertpapier-Sparpläne  
Fassung Dezember 2020 

 
1. Leistungsangebot 
Die Sparkasse bietet für bestimmte Wertpapiere („ansparplanfähige Anla-
gen“) die Möglichkeit an, Wertpapier-Sparpläne abzuschließen. Der Kunde 
beauftragt die Sparkasse, Anteile in ansparplanfähigen Anlagen in zeitlich 
wiederkehrenden Abständen (Sparperiode) zum vereinbarten Ausführungs-
termin zu einem im Vorhinein vereinbarten Gegenwert (Sparrate) zu erwer-
ben. Die Anlage kann nur in Verbindung mit einem bei der Sparkasse 
geführten Depot erfolgen. 
 
2. Zuführung zum Depot 
2.1 Ansparung 
Die erworbenen Anteile und gegebenenfalls Bruchteile von Anteilen der 
ansparplanfähigen Anlage werden dem Depot des Kunden gutgeschrieben. 
Anteilsbruchteile werden bis zu vier Dezimalstellen errechnet und kauf-
männisch gerundet. 
 
2.2 Zahlungsmodalitäten 
Die Sparkasse wird die vereinbarte Sparrate dem vom Kunden angegebe-
nen Verrechnungskonto zum vereinbarten Ausführungstermin gemäß den 
Abwicklungsmodalitäten der ansparplanfähigen Anlage belasten. Diese 
wird durch Lastschrift eingezogen, wenn das Konto bei einem Drittinstitut 
geführt wird. Der Kunde ist verpflichtet, zu jedem Ausführungstermin für 
eine ausreichende Deckung (Guthaben oder Verfügungsrahmen) auf dem 
Verrechnungskonto zu sorgen. Sollte nicht genügend Deckung auf dem 
Verrechnungskonto vorhanden sein, ist die Sparkasse berechtigt, den Aus-
führungstermin unberücksichtigt zu lassen (Aussetzung oder Rückabwick-
lung). 
 
2.3 Umgang mit Ausschüttungen/Erträgen 
Soweit die ansparplanfähigen Anlagen ausschütten und keine Vereinba-
rung zur Wiederanlage getroffen wurde, werden die nach Abzug etwaiger 
einzubehaltender Steuern und Abgaben verbleibenden Ausschüttungen 
dem vom Kunden angegebenen Verrechnungskonto gutgeschrieben. Für 
Bruchteile erfolgt eine anteilige Gutschrift der Erträge. Im Rahmen eines 
Wertpapier-Sparplans kann der Kunde mit der Sparkasse auch die Wie-
deranlage der Erträge, die nach Abzug etwaiger einzubehaltender Steuern 
und Abgaben verbleiben, vereinbaren. Exchange Traded Funds (ETFs) sind 
hiervon ausgenommen. 
 

2.4 Börsengehandelte Wertpapiere 
Für Sparpläne in börsengehandelten Wertpapieren gelten die diesbezügli-
chen Ausführungsgrundsätze mit der Einschränkung, dass der Kunde keine 
Weisung erteilen kann. 
 
3. Entnahmen aus dem Depot 
3.1 Verkauf/Teilverkauf 
Der Kunde kann der Sparkasse den Auftrag erteilen, die bereits angespar-
ten Anteile teilweise oder vollständig zu verkaufen. Den Verkaufserlös wird 
die Sparkasse nach Abzug etwaiger einzubehaltender Steuern und Abga-
ben und gegebenenfalls Ausführungskosten (gemäß Preis- und Leistungs-
verzeichnis) dem vom Kunden angegebenen Verrechnungskonto gutschrei-
ben. Der Wertpapier-Sparplan bleibt von diesem Verkauf unberührt. 
 
3.2 Übertragung 
Der Kunde kann die teilweise oder vollständige Übertragung der im Depot 
befindlichen ansparplanfähigen Anteile verlangen. Anteilsbruchteile, die 
im Rahmen des Wertpapier-Sparplans erworben wurden, können gegebe-
nenfalls nicht übertragen werden und verbleiben auf dem Depot des 
Kunden.  
Erfolgt die Übertragung aufgrund der Beendigung des Depotvertrags, ist 
die Sparkasse berechtigt, die auf dem Depot verbleibenden Anteilsbruch-
teile zu veräußern. Die Regelung aus 3.1 gilt entsprechend. 
 
4. Aussetzung/Änderung/Kündigung des Wertpapier-Sparplans 
4.1 Aussetzung 
Der Kunde kann den Wertpapier-Sparplan aussetzen. Die Sparkasse kann 
eine Aussetzung des Wertpapier-Sparplans nur dann zum nächsten Aus-
führungstermin berücksichtigen, wenn ihr die Erklärung zur Aussetzung 
spätestens einen Geschäftstag1 vor dem nächsten Ausführungstermin 
zugegangen ist. 
Der Wertpapier-Sparplan bleibt trotz Aussetzung bestehen; der Kunde 
kann den Wertpapier-Sparplan jederzeit fortsetzen. Die ausgesetzten Spar-
raten werden nach Fortsetzung des Wertpapier-Sparplans nicht nachträg-
lich investiert. 
Die Sparkasse hat das Recht, die Ausführung des Wertpapier-Sparplans 
auszusetzen, wenn der Erwerb von Anteilen der ansparplanfähigen Anlage 
aus Gründen, die die Sparkasse nicht zu vertreten hat, nicht möglich 
ist (Beispiel: vorübergehende Fondsschließung). 
Die Sparkasse wird den Wertpapier-Sparplan erst fortführen, sobald ein 
Erwerb von Anteilen der ansparplanfähigen Anlage wieder möglich ist.  
 
4.1.1 Börsengehandelte Wertpapiere 
Sofern zum Zeitpunkt der Übermittlung der Order an den Ausführungs-
platz 
am relevanten Ausführungsplatz (gemäß den jeweiligen Ausführungs-
grundsätzen) für das an einer Wertpapierbörse gehandelte Wertpapier kein 
gültiger Kaufkurs (Beispiel: Vorübergehende Handels- oder Kursausset-
zung) festgestellt werden kann, findet keine Ausführung zu diesem Aus-
führungstermin statt. 
 
4.2 Änderung 
Der Kunde kann nach Maßgabe der von der Sparkasse vorgegebenen 
Parameter die Sparrate des Wertpapier-Sparplans erhöhen oder reduzieren 
sowie die Sparperiode und den Ausführungstermin ändern. 
Die Sparkasse kann den Auftrag zur Änderung des Wertpapier-Sparplans 
nur dann zum nächsten Ausführungstermin berücksichtigen, wenn ihr der 
Auftrag spätestens einen Geschäftstag vor dem nächsten Ausführungster-
min zugegangen ist. Die Änderung wird ab der nächstfolgenden Sparrate 
berücksichtigt. 
 
4.3 Änderung von Gattungsmerkmalen bei Wertpapieren 
Bei Fusionen von Investmentfonds oder Wertpapieremittenten, Umbenen-
nung oder Änderung der Wertpapierkennnummer/ISIN von ansparplanfähi-
gen Anlagen wird die Sparkasse den Kunden unverzüglich nach Kenntni-
serlangung unterrichten. Der Wertpapier-Sparplan kann in diesem Fall in 
ansparplanfähigen Anlagen der bestehenden Wertpapierkennnummer/ISIN 
nicht mehr fortgeführt werden und wird daher gelöscht. 
Sofern der Kunde den Wertpapier-Sparplan in ansparplanfähigen Anlagen 
mit einer neuen Wertpapierkennnummer/ISIN oder eines fusionierten 
Investmentfonds oder Wertpapiers fortsetzen möchte, so muss ein neuer 
Wertpapier-Sparplan hierüber abgeschlossen werden. 
 
4.4 Auflösung einer ansparplanfähigen Anlage 
Ansparplanfähige Anlagen können aus unterschiedlichen Gründen enden 
(z. B. Zeitablauf, Liquidation). Endet eine ansparplanfähige Anlage, so ist 
die Sparkasse berechtigt, die Anteile oder Anteilsbruchteile der anspar-
planfähigen Anlage am letzten Bewertungstag zu veräußern und den 
Gegenwert dem Verrechnungskonto gutzuschreiben, sofern keine gegen-
teilige Weisung des Kunden vorliegt. 
 
4.5 Kündigung 
Der Kunde kann den Wertpapier-Sparplan jederzeit und ohne Angabe von 
Gründen kündigen. Der Auftrag zur Kündigung des Wertpapier-Sparplans 
muss der Sparkasse spätestens einen Geschäftstag vor dem nächsten 
Ausführungstermin zugegangen sein. Andernfalls wird der Wertpapier-
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Sparplan zum nächsten Termin noch einmal ausgeführt und erst im 
Anschluss beendet. 
Die Sparkasse wird nach dem rechtzeitigen Zugang der Kündigung die ver-
einbarte Sparrate nicht weiter belasten und nicht in die vertraglich verein-
barte ansparplanfähige Anlage investieren. Die bereits angesparten Anteile 
bleiben von der Kündigung unberührt. 
 
5. Abrechnungen 
Die Sparkasse unterrichtet den Kunden mindestens halbjährlich über die 
Ausführung regelmäßiger Anteilkäufe im Rahmen des Wertpapier-Spar-
plans. 
 
6. Sonstige Regelungen 
Im Übrigen gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die Bedingun-
gen für Wertpapiergeschäfte sowie das Preis- und Leistungsverzeichnis 
der Sparkasse. 
 
7. Besondere Regelungen zum Aktiensparplan 
7.1 Kapitalmaßnahmen 
Weisungen für Kapitalmaßnahmen können nur für ganze Stücke und nicht 
für Bruchstücke erteilt werden. Erfolgt aus einer Kapitalmaßnahme eine 
monetäre Vergütung, werden hierbei anteilige Bruchstücke berücksichtigt. 
 
7.2 Stimmrechte aus Aktienbesitz 
Stimmrechte für die Hauptversammlung können nur für ganze Stücke  
ausgeübt werden. 
 
7.3 Keine Übertragungsmöglichkeiten für Bruchstücke 
Im Depot befindliche Bruchstücke an Aktien können nicht übertragen  
werden. 
 
7.4 Mitteilung über Ausführungen 
Die Sparkasse übermittelt dem Kunden schnellstmöglich, spätestens  
aber am ersten Geschäftstag nach der Ausführung des Auftrags, auf einem 
dauerhaften Datenträger eine Mitteilung zur Bestätigung der Auftragsaus-
führung. 
 
1 Die Geschäftstage der Sparkasse ergeben sich aus dem Preis- und Leistungs-
verzeichnis der Sparkasse.
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Die 1822direkt ist genau der richtige Partner  
für moderne und unabhängige Menschen, die  
einfach mehr Banking erwarten. Direktbanking 
wann, wo und wie Sie wollen. Handeln Sie  
einfach besser und nutzen Sie eine Reihe von  
ausgezeichneten Produkten und Dienstleistungen, 
die sich ideal ergänzen.  
 
Als Unternehmen der Frankfurter Sparkasse  
verbinden wir die Schnelligkeit und den Komfort  
des Direktbanking mit der Tradition und der Sicher- 
heit der Sparkassen-Finanzgruppe und bieten  
somit das Beste aus zwei Welten. Partnerschaft- 
lich und auf Augenhöhe mit unseren Kunden.  
 
Das ist Banking mit der 1822direkt – einfach  
besser handeln. 

So erreichen Sie uns: 
 
1822direkt 
Gesellschaft der Frankfurter Sparkasse mbH 
Friesstraße 20, 60388 Frankfurt am Main 
 

Telefon Kundenbetreuung: 069 94170-0 

Telefon Interessentenbetreuung: 069 505093-0 

E-Mail: www.1822direkt.de/kontakt 

Web: www.1822direkt.de 

 
Wir sind persönlich für Sie erreichbar – 
Montag bis Freitag von 08:00 bis 20:00 Uhr 
Samstag von 08:00 bis 16:00 Uhr


